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Editorial

L, U, V, W, Badewanne, Wurzelzeichen – so diskutieren Öko-

nomen den weiteren Verlauf der globalen Wirtschaftskrise. 

Symbole sollen die möglichen Szenarien strukturieren und 

veranschaulichen. Der Buchstabe „L“ steht beispielsweise für 

einen schnellen Absturz ohne Aussicht auf baldige Besserung. 

Ein „V“ steht für eine sehr kurze Talsohle und einen steilen Auf-

stieg. Neu in der Diskussion ist das deformierte Wurzelzeichen, 

als Bild für einen zögerlichen Aufschwung mit Rückschlägen. 

Das breite Spektrum zeigt: Niemand weiß, wann und wie sich 

die Wirtschaft von dem heftigen Crash der globalen Finanz-

märkte erholt. Vielleicht verpufft die Wirkung der Konjunktur-

programme schnell. Oder die wachsende chinesische Wirt-

schaft vermag, den Wirtschaftsmotor weltweit anzukurbeln. 

Die Öffentlichkeit interessiert besonders die Frage, wie der 

deutsche Arbeitsmarkt auf die Krise reagiert. Die Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler des IAB haben ihn einer 

Inspektion unterzogen und geben „Serviceempfehlungen“. 

Die Ergebnisse lesen Sie hier, in der Spezialausgabe „Kri-

sencheck“ des Magazins IAB-Forum. Die Autorinnen und 

Autoren verfolgen die Ursachen der globalen Krise bis hin 

zum amerikanischen Immobilienmarkt. Sie unterziehen die 

Arbeitsmarktinstitutionen einem Stresstest und analysieren, 

wie aktive Arbeitsmarktpolitik in Krisenzeiten eingesetzt 

werden sollte. Sie schicken die Konjunkturpakete I und II 

zum Wissenschafts-TÜV und umreißen die Vielfalt der inter-

nationalen Krisenprogramme. Zwei konkrete Instrumente 

werden im Detail beleuchtet: Betriebliche Bündnisse für Be-

schäftigung und Kurzarbeit. Aufmerksam beobachten wir die 

Folgen der Krise und diskutieren, welche Stellschrauben man 

justieren sollte und welche man besser nicht anfasst – auf 

regionaler und auf nationaler Ebene, in der Arbeitsmarkt-

politik und darüber hinaus. 

Die Institutionen des Arbeitsmarktes haben den Krisentest 

bisher gut überstanden, sollten aber hier und da zukunftsfä-

higer gestaltet werden. So sind Menschen auf die von ihnen 

geforderte Flexibilität am Arbeitsmarkt besser vorzubereiten  

– mit umfassenden Bildungsanstrengungen, aber auch mit 

einer weitergehenden sozialen Absicherung. Den Niedrig-

lohnsektor gilt es mit intelligenten Kombilohnmodellen und 

angemessenen Lohnuntergrenzen neu zu ordnen. Nicht zu-

rücknehmen sollte man die Reformen der letzten Jahre, wie 

die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I oder die Vorruhe-

standsregelungen. Denn sie haben den letzten Aufschwung 

am Arbeitsmarkt mitgetragen und werden auch den nächs-

ten Aufschwung beschäftigungsfreundlicher gestalten.

Arbeitsmarktpolitik kann die Auswirkungen der weltweiten 

Rezession abmildern, die Anpassungsvorgänge begleiten  

und Anreize richtig setzen. Mit arbeitsmarktpolitischen In-

strumenten allein kann ein eklatantes Missverhältnis zwi-

schen Arbeitsplätzen und Arbeitsuchenden jedoch nicht 

beseitigt werden. Zunächst muss die Funktionsfähigkeit der 

Finanzmärkte wieder hergestellt sein. Auch braucht es ein 

besser ausgebautes Bildungssystem vom Kindergarten bis 

zur Hochschule und eine Wirtschaftspolitik, die konsequent 

Rahmenbedingungen für ein – die natürlichen Ressourcen 

möglichst schonendes – Wachstum schafft. Arbeitsmarkt-

politik kann an dieser Stelle fl ankieren. Letztlich muss aber 

die Weltkonjunktur anspringen. Sonst nützen die besten War-

tungsarbeiten am Arbeitsmarkt wenig und man spricht bald 

auch im Kontext der Arbeitsmarktentwicklung von einem 

deformierten Wurzelzeichen: 

Ihr
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Aufträge in der Industrie bleiben aus, Exporte brechen ein, Unternehmen melden Insolvenz an – 

aber der deutsche Arbeitsmarkt zeigt sich robust. Ein kleines Wunder. Schaut man genauer hin, tun sich 

Risiken auf. Wie wird es weitergehen? Welche großen und kleinen Schrauben muss man justieren, 

damit der Arbeitsmarkt den wirtschaftlichen Einbruch möglichst gut verkraftet?

Krisenanalyse und Empfehlungen
Das deutsche Arbeitsmarktwunder 
auf dem Prüfstand 

Eine Schrumpfung des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) hat 

es in der 60-jährigen Geschichte der Bundesrepublik nur fünf 

Mal gegeben: in der Rezession 1967, zur Zeit der beiden Öl-

preiskrisen 1975 und 1982, in der Anpassungskrise nach der 

deutschen Wiedervereinigung in den 1990er Jahren sowie im 

Jahr 2003, als nach dem Platzen der Dotcom-Blase die Spät-

folgen der Terrorangriffe auf das World Trade Center in New 

York die Talfahrt der Weltwirtschaft noch beschleunigt hatten. 

Diese Krisen der Wirtschaftsentwicklung, die jeweils mit einem 

massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit und teilweise mit schwe-

ren gesellschaftlich-politischen Verwerfungen verbunden wa-

ren, erscheinen gegenüber dem für das BIP im Jahr 2009 zu 

erwartenden Einbruch von fünf bis sechs Prozent wie ein laues 

Lüftchen (vgl. Abbildung 1).
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Anmerkung: *Schätzwerte

Quelle: Statistisches Bundesamt

Abbildung 1

Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts 1950 bis 2010
in Prozent
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Nicht ganz so dramatisch sieht die Situation aus, wenn statt 

der Jahreswachstumsraten die Trendabweichungen vom re-

alen BIP betrachtet werden (vgl. Abbildung 2 auf Seite 7). 

Demnach waren die beiden Ölpreiskrisen jeweils mit einem 

Einbruch relativ zur Trendentwicklung von zwei bis drei Prozent 

verbunden. Die Anpassungskrise nach der Wiedervereinigung 

in den 1990er Jahren sowie das Rezessionsjahr 2003 erschei-

nen mit einer Trendabweichung von etwa einem Prozent nun 

deutlich schwächer, die Krise von 1967 mit 4,5 Prozent unter 

dem langfristigen Trend hingegen weitaus stärker. Die Weltre-

zession von 2009 lässt ebenfalls eine zyklische Abweichung 

von bis zu 4,5 Prozent unter dem langfristigen Trend erwarten. 

Allerdings übertrifft die Abruptheit, mit der das BIP Ende 2008 

und Anfang 2009 einbrach, alles bisher Dagewesene.

Die Schockwelle der Weltrezession ist zweifellos gewal-

tig. Als stark exportabhängiges Land trifft der Ausfall der 

Nachfrage auf den Weltmärkten Deutschland besonders 

hart. Nach Japan hat unsere Volkswirtschaft von allen gro-

ßen OECD-Ländern den massivsten Rückgang des realen 

BIP zu verkraften. 

Das Arbeitsmarktwunder im Detail

Umso bemerkenswerter ist es, dass sich der deutsche Arbeits-

markt auch ein Jahr nach Ausbruch der Krise immer noch er-

staunlich robust zeigt. Man ist geneigt, von einem „deutschen 

Wunder“ zu sprechen. Da Wunder einer Erklärung bedürfen, 

drängen sich mehrere Fragen auf: Warum ist die Arbeitslosig-

keit hierzulande bisher viel weniger gestiegen als in Ländern 

wie Spanien, Dänemark, Großbritannien oder den USA, ob-

wohl das BIP dort deutlich weniger zurückging? Welche Rolle 

haben Arbeitsmarktregulierungen gespielt, welche die Arbeits-

marktpolitik? Ist es wahrscheinlich, dass Erwerbstätigkeit und 

Beschäftigung auch im weiteren Verlauf der Krise nur wenig 

Federn lassen?  

Um eine Antwort auf diese Fragen zu erhalten, ist es zu-

nächst hilfreich, das BIP-Wachstum in die Hauptkomponenten 

zu zerlegen, aus denen es sich zusammensetzt. Gesamtwirt-

schaftlich kann mehr Output erzeugt werden, wenn mehr Per-

sonen erwerbstätig sind, die Jahresarbeitszeit pro Person steigt 

oder das Produktionsergebnis pro Stunde wächst. Die BIP-

Wachstumsrate ist somit die Summe aus den Veränderungsra-

ten der Beschäftigung, der Jahresarbeitszeit und der Stunden-
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Tabelle

Komponenten der Veränderung der Erwerbstätigkeit 

Durchschnittswerte erstes Halbjahr 2008 bis erstes Halbjahr 2009

Veränderungs-
rate

Effekt auf die Zahl der Erwerbstätigen
(-: Belastung, +: Entlastung)

in Prozent in Prozent in Tausend Personen

BIP (1) -6,8 -6,8 -2.704

Langfristiger Trend der 
Stundenproduktivität (2) +1,3 -1,3 -519

Summe aus (1) + (2) -8,1 -3.223

Zyklische Abweichung vom 
langfristigen Trend der 
Stundenproduktivität (3) -3,7 +3,7 +1.462

Arbeitszeit (4) -4,6 +4,6 +1.845

Saldo aus (1) + (2) + (3) + (4) 0,2 84

Lesehilfe:  Bei einem Rückgang des BIP um 6,8 Prozent und einem Anstieg der Stundenproduktivität im 
langjährigen Mittel (1,3 Prozent) ergäbe sich rein rechnerisch ein Rückgang der Erwerbstätigenzahl 
um 8,1 Prozent. Tatsächlich nahm aber die Stundenproduktivität um 2,3 Prozent (gemessen am 
langfristigen Trend um 3,7 Prozent) ab. Zusammen mit dem Rückgang der Arbeitszeit in Höhe von 
4,6 Prozent führte dies dazu, dass die Zahl der Erwerbstätigen trotz des wirtschaftlichen Einbruchs 
sogar um 0,2 Prozent bzw. 84.000 Personen zugenommen hat.

Quelle: Eigene Berechnungen; Datenbasis von Destatis und IAB     ©IAB
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produktivität. Wächst das BIP nicht, sondern schrumpft es, so  

gilt dies entsprechend mit umgekehrten Vorzeichen. Vergleicht 

man die Durchschnittswerte der ersten beiden Halbjahre 2008 

und 2009, so ist das deutsche BIP laut Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnung real um 6,8 Prozent gefallen. Bei rund 40 

Millionen Erwerbstätigen in Deutschland müsste man bei ei-

nem solchen Rückgang des realen BIP mit einem Minus von 

rund 2,7 Millionen Erwerbstätigen rechnen – unveränderte Ar-

beitszeit und unveränderte Stundenproduktivität vorausgesetzt 

(vgl. Tabelle 1). Unterstellt man, dass die Stundenproduktivität 

nicht konstant bleibt, sondern ihrem Trend entsprechend um 

etwa 1,3 Prozent pro Jahr wächst, sähe die Rechnung noch 

ungünstiger aus, denn dies entspräche einem zusätzlichen 

Rückgang der Erwerbstätigenzahl um gut eine halbe Million. 

Insgesamt ergäbe sich rein rechnerisch die enorme Zahl von 

rund 3,2 Millionen Erwerbstätigen (oder acht Prozent aller 

Erwerbstätigen), die in der derzeitigen Wirtschaftskrise nicht 

mehr gebraucht werden. Tatsächlich sanken aber innerhalb 

dieses Zeitraums weder die Erwerbstätigkeit noch die sozial-

versicherungspfl ichtige Beschäftigung. 

Die Erklärung des „deutschen Wunders“ 

Zum Glück gibt es Mechanismen, die dazu führen, dass es 

nicht zu solch einer gigantischen Entlassungswelle kommt. 

Typischerweise gehen nämlich in einer Rezession sowohl die 

Arbeitszeit als auch die Stundenproduktivität zurück. Denn 

Unternehmen können sich an die verringerte Nachfrage nach 

ihren Produkten nicht nur durch weniger Beschäftigte, sondern 

auch durch bewusste Minderauslastung ihrer Belegschaften 

anpassen. Letzteres wird als Arbeitskräftehorten bezeichnet. 

Arbeitskräftehorten ist ein wichtiger Puffer zur Abmilderung 

der Rezessionsauswirkungen auf die Beschäftigung und somit 

eine zentrale Komponente der betriebsinternen Flexibilität. Im 

Gegensatz dazu steht die externe Flexibilität etwa durch Ent-

lassungen oder den Einsatz von Leiharbeitern. 

Arbeitskräftehorten geschieht zum einen durch Redukti-

on der Arbeitszeit mit Hilfe von Überstundenabbau, Rückfüh-

rung der Salden auf Arbeitszeitkonten sowie Kurzarbeit. Zum 

anderen verringern Unternehmen die Arbeitsdichte bei der 

verbliebenen Arbeitszeit. Die Beschäftigten widmen sich bei-

spielsweise mehr dem Unterhalt von Maschinen und Anlagen, 
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©IABQuelle: Eigene Berechnungen mit Daten von Destatis

Anmerkung:  Die Trendbestimmung erfolgt mit einem Hodrick-Prescott-Filter (λ = 100). 2009 auf Basis von BIP-Schätzwerten.

Abbildung 2

Trendabweichung vom realen Bruttoinlandsprodukt 1950 bis 2009
in Prozent
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der Aus- und Weiterbildung und anderen nicht unmittelbar 

produktionsrelevanten Tätigkeiten. Dies schlägt sich in einem 

Rückgang des (gemessenen) Outputs pro Arbeitsstunde nieder. 

Der Statistik zufolge ist die gesamtwirtschaftliche Stundenpro-

duktivität zwischen den ersten beiden Jahreshälften 2008 und 

2009 um 2,3 Prozent gesunken. Gemessen an ihrem langfristi-

gen Wachstumstrend von 1,3 Prozent ist die Stundenprodukti-

vität also um 3,7 Prozent zurückgegangen – ein beträchtlicher 

Effekt, der rechnerisch die Erwerbstätigkeit von knapp 1,5 Mil-

lionen Personen gesichert hat. Hinzu kommt der Effekt verrin-

gerter Arbeitszeit in Höhe von 4,6 Prozent. Dies entspricht gut 

1,8 Millionen Erwerbstätigen. Geförderte Kurzarbeit hat daran 

einen nicht unbeträchtlichen Anteil. So lag die durchschnitt-

liche Zahl der Kurzarbeiter am Ende des ersten Quartals um 

knapp 814.000 Personen höher als im ersten Quartal 2008. 

Bei einem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 35 bis 40 Pro-

zent entspricht dies 285.000 bis 325.000 Vollzeitbeschäftig-

ten. Da ein Teil der Kurzarbeiter teilzeitbeschäftigt ist, dürfte 

rein rechnerisch der Effekt der Kurzarbeit auf die beschäftigten 

Personen bei 300.000 bis 350.000 gelegen haben. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die 

Robustheit des deutschen Arbeitsmarkts durch ein verstärktes 

Arbeitskräftehorten erklären lässt und zwar in Höhe von gut 

3,2 Millionen Personen bezogen auf die Erwerbstätigen und 

gut 2,2 Millionen bezogen auf die sozialversicherungspfl ichtig 

Beschäftigten. Zugespitzt formuliert: Im ersten Quartal 2009 

hatte Deutschland rund 3,2 Millionen Erwerbstätige mehr als 

eigentlich benötigt. Eine solche Unterauslastung der Arbeits-

kräfte hat es in Deutschland bislang nicht gegeben.

Die Gründe für das Arbeitskräftehorten

Warum haben Unternehmen in diesem Umfang Arbeitskräf-

te gehortet? Ein Grund mag darin liegen, dass der massive 

Einbruch sehr überraschend kam und Beschäftigung sich 

wegen institutioneller Schranken wie dem Kündigungsschutz 

nicht von heute auf morgen anpassen lässt. Der Löwenanteil 

des Arbeitskräftehortens geht aber wohl auf eine bewusste 

Entscheidung der Unternehmen zurück. Gut eingearbeitete 

Stammbelegschaften mit einer Fülle von betriebsspezifi schen 

Kenntnissen sind für viele Unternehmen das wichtigste Kapi-

tal. Dieses Kapital gibt man nicht einfach aus der Hand, son-

dern versucht, es zu binden. Viele Unternehmen haben noch 

deutlich vor Augen, wie schwer es war, Fachkräfte zum Ende 

des letzten Aufschwungs zu rekrutieren. Zugleich wird ihnen 

zunehmend bewusst, dass die Nachwuchsjahrgänge die Zahl 

der ausscheidenden älteren Arbeitnehmer aufgrund der demo-
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Anmerkung: *Mittlere Variante mit einem Wachstum des realen BIP um 0,5 %.

Quelle: Destatis, BA, Berechnungen des IAB.

Abbildung 3

Komponenten der BIP-Entwicklung 2000 bis 2010
in Prozent
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grafi schen Entwicklung nicht werden kompensieren können.

Betriebsinterne Flexibilität durch Arbeitskräftehorten ist für 

Unternehmen in der Krise aber nicht umsonst zu haben. Sie 

kommt so lange zum Einsatz, wie die erwarteten Suchkosten 

durch eine Stellenbesetzung im nächsten Aufschwung größer 

ausfallen als die Kosten bei unterausgelasteter Beschäftigung.  

Halten Unternehmen an ihren Arbeitskräften fest, steigen je-

doch die Lohnstückkosten aufgrund der niedrigen Stunden-

produktivität. In der Folge leiden Rentabilität und Wettbe-

werbsfähigkeit zusehends. Ähnliches gilt für den Einsatz der 

Kurzarbeit. Für den Arbeitsausfall fallen zwar keine direkten 

Lohnkosten an, wohl aber verschiedene Lohnzusatzkosten, die 

sogenannten „Remanenzkosten“ (vgl. auch den Artikel „Kurz-

arbeit – Atempause in der Krise“ von Hans-Uwe Bach et al. 

auf Seite 52). 

Da sich steigende Lohnstückkosten in wirtschaftlichen 

Schwächephasen nicht auf die Preise überwälzen lassen, 

wächst der fi nanzielle Druck mit zunehmender Dauer der 

Krise. Über die kurze Frist hinaus werden deshalb nur Un-

ternehmen Arbeitskräfte horten, die ihre Marktaussichten 

mittelfristig als gut einschätzen und die auch über ein ge-

wisses fi nanzielles Polster verfügen. Beides dürfte bei einem 

Großteil der betroffenen Unternehmen der Fall sein. Die Krise 

des Jahres 2009 hat exportabhängige Betriebe des Verar-

beitenden Gewerbes in den wirtschaftlich prosperierenden 

Regionen besonders getroffen. In der Regel handelt es sich 

um stark technologieorientierte Betriebe, die in den letzten 

Jahren gut verdient haben und über zukunftsfähige Produk-

te verfügen. Dass es hier Sinn macht, die Kernbelegschaften 

bei einem vorübergehenden Nachfrageausfall zu halten, 

liegt auf der Hand. Falls der Aufschwung aber auf sich war-

ten lässt, wird irgendwann die Schmerzgrenze erreicht sein.

Die Gesamtentwicklung 2009

Es erscheint sehr unwahrscheinlich, dass Arbeitskräftehorten 

im genannten Umfang durchgehalten wird. Um die Stunden-

produktivität wieder den Normalwerten anzunähern, werden 

Unternehmen, deren Absatz sich in absehbarer Zeit nicht er-
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holt, ihre Belegschaft reduzieren. Neueinstellungen werden 

unterbleiben. Vermehrt wird es zu betriebsbedingten Kündi-

gungen kommen. Trotz der sich abzeichnenden Negativen-

twicklung wird die Abpufferung des gesamtwirtschaftlichen 

Schocks jedoch auch über das gesamte Jahr 2009 betrachtet 

noch vergleichsweise gut funktionieren. 

Die IAB-Projektionen von Mitte September 2009 für das 

gesamte laufende Jahr machen deutlich, dass der größte An-

teil des zu erwartenden realen BIP-Rückgangs von 5,5 Prozent 

durch Maßnahmen der betriebsinternen Flexibilität aufgefan-

gen werden könnten. Per Saldo wird die Erwerbstätigkeit nur 

um 0,4 Prozent fallen, was einem Rückgang von 160.000 Per-

sonen entspricht (vgl. Abbildung 3 auf Seite 8). Betrachtet man 

die Komponenten der BIP-Entwicklung im zeitlichen Kontext, 

treten dabei die Besonderheiten des Krisenjahres 2009 noch 

einmal deutlich hervor. 

Der Einbruch ab 2010

Eine weitere Verschlechterung am Arbeitsmarkt im kommen-

den Jahr ist nur zu verhindern, wenn die bisher eingeschlage-

nen Maßnahmen der betriebsinternen Flexibilität überwiegend 

aufrechterhalten werden können oder durch ein sehr starkes 

Wirtschaftswachstum obsolet werden. Beides ist aus heuti-

ger Sicht unwahrscheinlich. Ein starkes Wirtschaftswachstum 

setzt wegen der hohen Exportabhängigkeit der deutschen 

Volkswirtschaft eine Erholung der Weltwirtschaft voraus. Diese 

müsste rasch erfolgen und so kräftig sein, dass sie den erlit-

tenen massiven Einbruch ausgleicht. Auch wenn sich die An-

zeichen mehren, dass der Boden erreicht ist und es offenbar 

zu einer Trendwende mit Hoffnung auf Besserung kommt: Für 

eine dem Tempo und der Stärke der Rezession entsprechende 

Dynamik des Wiederaufschwungs spricht bisher wenig. Ohne 

ein klares Signal für eine baldige Auftragslage auf Normalni-

veau werden die betrieblichen Strategien der internen Flexi-

bilität immer häufi ger an Grenzen stoßen. Der Wirtschaftlich-

keits- und Wettbewerbsdruck auf die Unternehmen wird so 

stark, dass nicht wenige mit Entlassungen reagieren werden.  

Wie schwer der Arbeitsmarkt ab dem nächsten Jahr tatsächlich 

einbrechen wird, hängt deshalb nicht nur davon ab, wie tief 

das reale BIP in diesem Jahr tatsächlich fallen wird. Entschei-

dend ist auch, wie lange der Erholungsprozess dauert und mit 

welchen strukturellen Verwerfungen er einhergehen wird. So-

wohl auf der einzel- als auch auf der gesamtwirtschaftlichen 

Ebene ist die Unsicherheit darüber hoch.

Über den Verlauf des wirtschaftlichen Erholungsprozesses 

wurde in den letzten Monaten kräftig spekuliert. Man disku-

tierte anhand von Buchstaben, die die mögliche Entwicklung 

symbolisieren sollen. In der Debatte dominierten V, W, L und 

U. Obwohl kaum etwas wirklich ausgeschlossen werden kann, 

sind V mit einem steilen Absturz, kurzer Talsohle und steilem 

Aufstieg und L mit einem noch steileren Absturz, einer länge-

ren Talsohle und ungewissem Aufschwung unwahrscheinlich. 

V ist angesichts der sich erkennbar nur langsam erholenden 

Weltwirtschaft kaum eine relevante Perspektive mehr. L wür-

de voraussetzen, dass der nach dem schweren Absturz inzwi-

schen erreichte Boden für längere Zeit nicht verlassen werden 

könnte. Die sich nicht nur hierzulande leicht verbessernden 

Geschäftserwartungen widersprechen aber einem solchen Sze-

nario. Etwas wahrscheinlicher sind W und U, weil jeweils von 

einem zeitverzögerten Erholungsprozess ausgegangen wird 

und temporäre Rückschläge, zum Beispiel nach dem Auslau-

fen der weltweiten Konjunkturprogramme, durchaus möglich 

sind. Am wahrscheinlichsten erscheint uns ein asymmetrischer 

Verlauf, den wir mit den genannten Buchstaben nicht abbil-

den können: Dem regelrechten Absturz folgt eine verhaltene 

Besserung – ähnlich einem deformierten Wurzelzeichen: 

Neben der Frage, wie schnell die Volkswirtschaft wieder 

Fuß fasst, ist von zentraler Bedeutung, ob bzw. in welchem 

Umfang die schwere Konjunkturkrise auch strukturellen Anpas-

sungsbedarf nach sich zieht. Die hohe Wettbewerbsfähigkeit 

und starke Marktstellung der deutschen Exportwirtschaft vor 

der Krise könnte sich als Vorteil erweisen, wenn sich im Zuge 

der Erholung das Produktportfolio der deutschen Industrie 

weltweit wieder großer Nachfrage erfreuen würde. Mittel- und 

längerfristig erscheint es durchaus plausibel, dass der durch 

den Modernisierungsbedarf aufstrebender Volkswirtschaften 

ausgelöste globale Hunger nach Kapitalgütern Schlüsselberei-

che der deutschen Exportwirtschaft wie den Maschinen- und 

Anlagenbau wieder auf Touren bringt.     

Fraglich ist aber zugleich, inwieweit die weltweiten Pro-

gramme zur Konjunkturbelebung zumindest kurzfristig das 

Spektrum der Nachfrage verändern. Beispielsweise werden die 
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vielfach geförderten Infrastrukturmaßnahmen in der Regel den 

lokalen Bausektor stärken, aber kaum dem Maschinen- und An-

lagenbau zugute kommen. Ebenso hilft die in einer Reihe von 

Ländern eingeführte Abwrackprämie eher den Herstellern von 

Kleinwagen, nicht aber dem Premiumsegment des Marktes.  

Die weiteren Aussichten 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass die zwischen den Jahren 2005 

bis 2008 erzielten Fortschritte am Arbeitsmarkt durch die Krise 

in nennenswertem Umfang zunichte gemacht werden. Somit 

trifft die Weltrezession den deutschen Arbeitsmarkt zwar zeit-

verzögert, aber dennoch sehr hart. Die zurzeit vorliegenden Pro-

gnosen für die wirtschaftliche Entwicklung im Jahr 2010 gehen 

zumindest wieder von einem schwachen Wirtschaftswachstum 

aus. Einige Banken sind sogar noch optimistischer. Dennoch: 

Aufgrund der zu erwartenden Normalisierung von Produktivität 

und Arbeitszeit ist im nächsten Jahr mit einem kräftigen Rück-

gang der Erwerbstätigkeit zu rechnen. Bei einem Wirtschafts-

wachstum von 0,5 Prozent beträgt dieser nach der jüngsten 

Projektion des IAB 2,1 Prozent, das entspricht 827.000 Perso-

nen. Absehbar für die nahe Zukunft ist darüber hinaus, dass 

sich selbst bei einer – im Moment noch keinesfalls als sicher zu 

bezeichnenden – wirtschaftlichen Erholung in den Folgejahren 

erst langsam Fortschritte beim Beschäftigungsaufbau einstellen 

werden. Es ist davon auszugehen, dass nach dem schweren 

Wirtschaftseinbruch eine Phase von „Jobless Growth“ folgen 

wird, in der zunächst der von den Unternehmen geschaffene 

Produktivitäts- und Arbeitszeitpuffer abgebaut wird. Das aber 

bedeutet: Nur wenn nach 2010 einige Jahre mit einer soliden 

wirtschaftlichen Entwicklung folgen, ist eine durchgreifende 

Verbesserung der Arbeitsmarktlage realistisch. 

Eine gewisse Entspannung ergibt sich dabei allerdings 

aus den Konsequenzen des demografi schen Wandels. Ein 

Rückgang der verfügbaren Arbeitskräfte in den nächsten 

Jahren lässt selbst bei schwacher Beschäftigungsentwick-

lung die Arbeitslosigkeit sinken. Doch im demografi schen 

Wandel stecken auch Risiken. Ohne vermehrte bildungspo-

litische Anstrengungen aller Beteiligten drohen akute Eng-

pässe bei der Rekrutierung von Fachkräften, die die Grund-

lagen künftigen Wachstums massiv gefährden können.     

Die Möglichkeiten der Gegensteuerung 

Wenn nach politischen Antworten auf die infolge der Krise 

vermutlich stark wachsenden Arbeitsmarktprobleme gesucht 

wird, so gibt es leider kein Patentrezept. Das Wundermittel 

mit starker und schneller Wirkung existiert nicht. Arbeitsmarkt-

politik kann die Auswirkungen der Weltrezession abmildern, 

sie kann Anpassungsvorgänge begleiten und Anreize richtig 

setzen. Mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten allein kann 

ein eklatantes Missverhältnis zwischen Arbeitsplätzen und Ar-

beitsuchenden jedoch nicht beseitigt werden. Dies bedeutet 

keineswegs, einem Fatalismus das Wort zu reden. Denn na-

türlich lassen sich – durch Forschungsergebnisse abgesichert 

– Stellschrauben benennen, die die Arbeitsmarktentwicklung 

nachhaltig zum Positiven oder Negativen hin verändern. Zu-

nächst aber müssen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

stimmen. Zum einen ist die Funktionsfähigkeit der Finanz-

märkte wieder zu gewährleisten und zum anderen gilt es, 
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konsequent Bedingungen für ein – die natürlichen Ressourcen 

soweit wie möglich schonendes – Wachstum zu verbessern. 

Besonders wichtig wird es sein, die Rahmenbedingungen so zu 

setzen, dass in – bereits bestehenden oder neu gegründeten – 

Betrieben zukunftsträchtige Kapazitäten und Beschäftigung 

gehalten bzw. ausgebaut werden können. Arbeitsmarktpolitik 

kann an dieser Stelle fl ankieren, indem sie mit ihren Mitteln 

einerseits durch effektive Qualifi zierungsmaßnahmen sowie 

professionelle Vermittlung und Beratung zur Deckung des Per-

sonalbedarfs wachsender Branchen und Betriebe beiträgt (vgl. 

auch den Artikel „Aktive Arbeitsmarktpolitik – Stoßdämpfer 

auch in Krisenzeiten“ von Susanne Koch et. al auf Seite 26). 

Zugleich kann sie betriebliche Vereinbarungen zur Beschäfti-

gungssicherung unterstützen.   

Eine gute Arbeitsmarktpolitik wird aber auch daran zu 

messen sein, inwieweit es ihr gelingt, Richtiges fortzuführen und 

Fehler aus der Vergangenheit zu vermeiden. Die Arbeitsmarktre-

formen waren segensreich, wie die deutliche Verbesserung der 

Arbeitsmarktsituation zwischen den Jahren 2005 und 2008 ge-

zeigt hat. Sie haben den letzten Aufschwung am Arbeitsmarkt 

mitgetragen und werden auch den nächsten Aufschwung 

beschäftigungsfreundlicher gestalten. Deshalb ist es wichtig, 

Kurs zu halten. Die Versuchung ist jedoch groß, in schlechten 

Zeiten an populären, aber dennoch falschen Stellschrauben zu 

drehen. So würde die sicher gut gemeinte Verlängerung der 

Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes die Arbeitslosigkeit nur 

wieder verfestigen (vgl. auch den Artikel „Arbeitsmarktinsti-

tutionen – Gut gewartet in den Stresstest“ von Martin Dietz 

und Ulrich Walwei auf Seite 20). Auch eine Wiedereinführung 

der ebenso beliebten Vorruhestandsmaßnahmen wäre ein fal-

sches Signal in einer Situation, in der es unabdingbar ist, eine 

alternde Erwerbsbevölkerung auf eine längere Lebensarbeits-

zeit vorzubereiten. Und schließlich würde eine massive und 

undifferenzierte Ausweitung öffentlicher Beschäftigungspro-

gramme die Erholung des ersten Arbeitsmarktes gefährden. 

Nicht aus dem Blick zu verlieren ist der harte Kern der Ar-

beitslosen, deren Wettbewerbsfähigkeit wegen geringer oder 

entwerteter Qualifi kation stark eingeschränkt ist. Gerade in 

der Krise ist es besonders schwer, diesen Personenkreis wie-

der zu integrieren. Von daher muss die Arbeitsmarktpolitik in 

ihrem Maßnahmeportfolio eine gesunde Balance zwischen 

wettbewerbsstärkeren und wettbewerbsschwächeren Perso-

nen wahren. Vor allem bei Beschäftigung schaffenden Maß-

nahmen wäre es in nächster Zeit besonders wichtig, Personen 

mit dem größten Problemdruck den Vorrang zu geben. Auch 

die Neuordnung des Niedriglohnbereichs gewinnt in diesem 

Zusammenhang an Bedeutung. Hier sollten Existenz sichern-

de Einkommen gestärkt werden durch niedrigere Steuern und 

Abgaben für Geringverdiener, intelligente Kombilohnmodelle 

und sorgfältig austarierte Lohnuntergrenzen in Kombination 

mit bedürftigkeitsabhängigen Lohnzuschüssen. Weitere Stell-

schrauben sind Bildung und Weiterbildung, um Menschen 

noch besser zur Flexibilität am Arbeitsmarkt zu befähigen. 

Gerade weil wir es beim harten Kern der Arbeitslosen – eben-

so wie beim drohenden Fachkräftemangel – mit einer länger-

fristigen Herausforderung für die Arbeitsmarkt- und Beschäf-

tigungspolitik zu tun haben, bleiben Niedriglohnsektor und 

Bildung zentrale Themen.

1_Walwei_090914.indd   111_Walwei_090914.indd   11 16.09.2009   10:22:00 Uhr16.09.2009   10:22:00 Uhr



12 IAB . Forum Spezial 2009  Themenschwerpunkt Krisencheck

Im Zentrum der amerikanischen Immobilienkrise standen 

spezifi sche Finanzmarktprodukte, deren große Akzeptanz 

maßgeblich zur Finanzmarktkrise beitrug. Dabei handelte 

es sich um Wertpapiere, in denen Vermögenspositionen 

mit anderen Finanzanlagen verbrieft werden. Als Verbrie-

fung wird ein Vorgang bezeichnet, in dem ein Verkäufer 

Vermögenspositionen an eine Bank überträgt und diese 

Bank die Vermögenspositionen durch die Ausgabe von 

Wertpapieren fi nanziert. Werden verschiedenartige Fi-

nanzanlagen in einem Wertpapier gebündelt, so kann die 

In der Europäischen Union sind Deutschland und Irland am stärksten von der Wirtschaftskrise 

betroffen. Mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2009 von fünf bis sechs Prozent 

wird ein Einbruch prognostiziert, den es in der Geschichte der Bundesrepublik noch nicht gegeben hat. 

Ihren Ausgang hat die Krise auf dem Immobiliensektor in den Vereinigten Staaten genommen. 

Sie wurde jedoch sehr schnell zu einer globalen Finanz- und Wirtschaftskrise. 

Globale Finanzkrise und deutsche 
Wirtschaft 
Ein Crash mit Folgen
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Abbildung 1

Vermögensbesicherte Wertpapiere in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt (Mortgage backed securities)
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Bank im Idealfall die Gefahr eines Wertverlustes drastisch 

reduzieren. Fallen die verbrieften Vermögenspositionen je-

doch aus, so trägt die Bank das Risiko.

In den Jahren vor der Finanzmarktkrise wurden 

hauptsächlich Wertpapiere ausgegeben, die Hypotheken 

von US-Privathaushalten beinhalteten. Die Banken gingen 

davon aus, das Gesamtrisiko durch geschickte Kombinati-

onen von Finanzanlagen erheblich reduzieren zu können. 

Daher wurden auch Kredite an Haushalte mit besonderen 

Risiken vergeben. Dies sind Haushalte, die entweder über 

kein oder nur ein geringes Einkommen verfügen oder die-

ses nicht offenlegen wollen. Der Markt für solche Kredite 

wird auch „Subprime Markt“ genannt. 

Während im Jahr 2003 auf US-Hypotheken basie-

rende Wertpapiere einen Umfang von 500 Milliarden US-

Dollar aufwiesen, stieg dieser bis zum Beginn der Krise 

2008 auf sechs Billionen US-Dollar. Bezogen auf das Brut-

toinlandsprodukt (BIP) betrug der Anteil vermögensbesi-

cherter Wertpapiere 2003 rund 0,06 Prozent und stieg bis 

2008 auf über 0,17 Prozent (vgl. Abbildung 1). Durch das 

erheblich ausgeweitete Angebot konnten deutlich mehr 

Hypotheken vergeben werden. Die Verbesserung der Fi-

nanzierungsmöglichkeiten von Immobilien führte daher zu 

einer stärkeren Nachfrage nach Einfamilienhäusern. Dies 

hat unter anderem zur Bildung einer Blase auf dem US-

Immobilienmarkt beigetragen. 

Die Blase auf dem US-Immobilienmarkt platzt

Die Entwicklung der Blase auf dem US-Immobilienmarkt 

erreichte Ende des Jahres 2006 ihren Höhepunkt. Ab dem 

Jahr 2007 fi elen die Immobilienpreise. Infolge dessen kam 

es zu hohen Ausfallraten von US-Hypotheken. Wertpapie-

re mit US-Hypotheken mussten daher abgesichert werden. 

Da sich Banken weltweit in erheblichem Maße auf dem 

Verbriefungsmarkt engagierten, kam es schlagartig zu ei-

nem enormen Liquiditätsbedarf der Banken. Dies führte 

schließlich zu einem Zusammenbruch der Geldmärkte und 

letztlich zur Finanz- und Wirtschaftskrise. 

Was aber hatte zu einer solch starken Ausdehnung 

des Angebots an Wertpapieren mit US-Hypotheken ge-

führt? Für die Ausdehnung des Angebots gibt es vor allem 

drei Gründe. Zum einen kam es aufgrund des „American-

Dream“-Programms der amerikanischen Regierung zu ei-

ner erhöhten Nachfrage nach Hypotheken, die über Wert-

papiere fi nanziert werden sollten. Zweitens traten immer 

mehr Hypothekenbanken in den Markt ein und bildeten 

immer neue mit US-Hypotheken kombinierte Finanzmarkt-

produkte. Drittens gab es durch den Übergang der Bilan-

zierungsvorschriften von Basel I zu Basel II erhebliche An-

reize für Banken, diese Finanzmarktprodukte auszugeben.

„American Dream“ löst Hypothekenboom aus

Das Programm „American Dream“ der amerikanischen 

Regierung sollte armen Familien zu einem Eigenheim ver-

helfen. Da diese Familien nicht über die nötigen Mittel 

verfügten, zahlte die Regierung Zuschüsse, um die Ver-

gabe von Hypotheken ohne Eigenkapitalabsicherung zu 

ermöglichen. Durch den Erfolg dieses Programms wurden 

Hypotheken auch an Haushalte vergeben, die bisher hier-

für nicht in Frage kamen. Die Nachfrage nach Hypotheken 

wurde folglich ausgedehnt. 

2_Baas_090914.indd   132_Baas_090914.indd   13 18.09.2009   10:01:42 Uhr18.09.2009   10:01:42 Uhr



14 IAB . Forum Spezial 2009  Themenschwerpunkt Krisencheck

US-Banken erpicht auf Hypothekenabsatz

Der zweite Grund für die Ausdehnung des Angebots an 

Wertpapieren mit US-Hypotheken ist weniger offensicht-

lich. Zwar erhöhte sich die Nachfrage nach Immobilien 

und damit die Möglichkeit, neue auf Hypotheken basie-

rende Wertpapiere zu bilden, jedoch musste auch die Be-

reitschaft seitens der Hypothekenbanken vorhanden sein, 

immer neue Wertpapiere auszugeben. Erstaunlicherweise 

war der Auslöser hierfür ein Bilanzierungsskandal. Er sorgte 

dafür, dass im Jahr 2003 die Eigenkapitalanforderung für 

die halbstaatlichen Hypothekenbanken Fannie Mae und 

Freddie Mac erhöht und die Bilanzierungsvorschriften ver-

schärft wurden. Die zwei Banken haben die Aufgabe, Hy-

potheken zu verbriefen. Das heißt, sie kaufen Hypotheken 

auf dem Hypothekenmarkt und bieten diese als „vermö-

gensbesicherte“ Wertpapiere auf dem Kapitalmarkt an. So 

werden neue Investoren gefunden. Mit ihrer Hilfe können 

weit mehr Hypotheken vergeben werden, als dies in einem 

traditionellen Hypothekenmarkt der Fall wäre. Bis zum Jahr 

2003 hatten beide Unternehmen auf solche Verbriefungen 

quasi ein Monopol. Dies änderte sich erst, als die amerika-

nische Regierung im Zuge des Bilanzierungsskandals den 

„Securities Exchange Act“ änderte und so anderen Banken 

den Handel mit Sicherheiten ermöglichte.

Die Veränderung der Bilanzierungsrichtlinien und 

die neuen Eigenkapitalanforderungen erhöhten zunächst 

die Kosten für jene Banken, die Hypotheken an Fannie 

Mae und Freddie Mac verkauften. Ihre Gewinne brachen 

ein. Durch die Veränderung der Bankregulierung konn-

ten diese Banken nun jedoch ihre eigenen Hypotheken-

banken in Form von Zweckgesellschaften gründen, den 

sogenannten „Special Purpose Vehicles“. Da die Regulie-

rungsbehörden noch keine Erfahrung mit diesen Zweck-

gesellschaften hatten, reagierten sie auf diese Neue-

rung zu spät. So entstand ein quasi unreguliertes neues 

Marktsegment, auf dem Eigenkapitalanforderungen und 

Bilanzierungsvorschriften nicht griffen. 

Das Programm „American Dream“ der amerikani-

schen Regierung und die Neugründung von Hypotheken-

banken führten zu einer Ausdehnung des Angebots an 

Wertpapieren mit US-Hypotheken. 

„Basel II“ begünstigt Hypothekenkredite

Diese beiden Faktoren können jedoch nicht das gan-

ze Ausmaß der Angebotssteigerung erklären. Auch der 

Übergang der Bilanzierungsvorschriften von Basel I zu 

Basel II war mitverantwortlich. Der Baseler Ausschuss 

für Bankenregulierung hat eine Reihe von neuen Bilan-

zierungsvorschriften für Banken vorgeschlagen, die in 

ihrer Gesamtheit Basel II genannt werden und die bisher 

gültigen Vorschriften namens Basel I ersetzen sollen. 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union hatten 

Basel II bereits 2007 umgesetzt; die USA planten, 

Basel II im Jahr 2008 einzuführen. Da Basel II auch eine 

Reihe von Erleichterungen vorsieht, müssen die Banken 

zukünftig Hypotheken weniger stark mit Eigenkapital absi-

chern, als dies unter Basel I der Fall war. Dies führt zu be-

achtlichen Arbitragegewinnen der Banken beim Übergang 

von Basel I zu Basel II. 
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Durch Absicherung von Hypotheken außerhalb der eige-

nen Bilanz in Zweckgesellschaften haben die Banken eine 

Möglichkeit gefunden, bereits vor der Einführung von Ba-

sel II von der zu erwartenden Neuregelung zu profi tieren. 

Die Absicherung von Hypothekenkrediten wird hierzu in 

die Zukunft  verschoben, in der Hoffnung, Basel II wäre 

dann bereits eingeführt. Aufgrund der hohen Gewinne 

sind von der Krise betroffen, ohne sich überhaupt auf dem 

dortigen Markt bewegt zu haben. Ursache hierfür sind 

Refi nanzierungsgeschäfte über Zweckgesellschaften, so-

genannte Conduits. Ursprünglich wurden sie für das Lea-

singgeschäft oder zur Finanzierung von Industrieanlagen 

entwickelt. Ab dem Jahr 2004 verwendete man Conduits 

neben den ursprünglichen Aufgaben in starkem Maße 

kam es zu einer starken Erhöhung der Nachfrage nach 

Wertpapieren mit Hypotheken. 

Universalbanken aktiv auf Verbriefungsmarkt

Es stellt sich nun die Frage, warum insbesondere deutsche 

Banken bis heute in dem Geschäft mit US-Hypotheken so 

stark vertreten sind. Ein Teil der deutschen Banken hatte 

sich direkt im US-Hypothekenmarkt engagiert und wurde 

damit auch direkt von der dortigen Krise betroffen. An-

dere waren indirekt am US-Hypothekenmarkt aktiv oder 

dazu, langfristige Wertpapiere zu verbriefen. Diese Wert-

papiere waren häufi g mit US-Hypotheken abgesichert. Die 

Zweckgesellschaft fi nanziert sich auf dem Kapitalmarkt, 

indem sie eigene kurzfristige Wertpapiere ausgibt. Die 

sogenannte „Sponsor-Bank“, die hinter der Zweckgesell-

schaft steht, sichert die Wertpapiere durch Liquiditätsver-

pfl ichtungen ab. Damit kann sie sich sehr günstig refi nan-

zieren, trägt aber auch jegliches Risiko. Für den Käufer des 

Wertpapiers ist der Kauf nahezu risikofrei. Durch die Krise 

auf dem US-Hypothekenmarkt kam es zu einem Wertver-
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Abbildung 2

Exporte von Waren und Dienstleistungen
in Milliarden Euro
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fall der Wertpapiere und die Sponsor-Banken mussten das 

Risiko tragen. Dies führte zu einem hohen Verlust und bei 

manchen Banken fast zur Zahlungsunfähigkeit. Besonders 

problematisch war, dass sich manche deutsche Banken 

derart stark auf diesen Teilmärkten bewegten, dass es ge-

messen an ihrer Bilanzsumme zu einer erheblichen Risiko-

konzentration kam.

Beispielsweise investierte die deutsche Mittelstands-

bank IKB mit ihrer Zweckgesellschaft Rhineland Funding 

Capital 6,5 Milliarden Euro in Wertpapiere, die auf Hypo-

theken von US-Hochrisikoschuldnern beruhen. Sie konnte 

nur durch den Eingriff des deutschen Staates vor der Zah-

lungsunfähigkeit gerettet werden. 

Neben einfachen Konstruktionen wie den Conduits wurden 

zusätzlich durch mehrstufi ge Verbriefungen weit komple-

xere Finanzmarktprodukte geschaffen, die ebenfalls US-

Hypothekenkredite enthalten. Diese Produkte sind nicht 

nur risikoreicher, sie sind auch intransparent und können  

daher schlecht bewertet werden.

Das starke Engagement deutscher Banken auf dem 

Verbriefungsmarkt hat seine Ursache in der Struktur des 

deutschen Bankenmarktes. Während in Deutschland 

mehrheitlich Universalbanken vertreten sind, existierten in 

angelsächsischen Ländern – in den USA bis zum Jahr 2008 

– mehrheitlich getrennte Geschäfts- und Investmentban-

ken. Während Universalbanken sowohl das Kredit- als 

auch das Investmentbanking anbieten, ist dies in einem 

Trennbankensystem aufgeteilt. Da das Investmentbanking 

vor allem in der Emission, also der Ausgabe von Wertpa-

pieren, sowie in der Entwicklung neuer Wertpapierformen 

besteht, können Universalbanken bei Kreditvergaben in 

Form von Verbriefungen auf diese Kompetenz zurückgrei-

fen. Hierdurch haben Universalbanken Vorteile gegenüber 

reinen Geschäftsbanken. Diesen Kompetenzvorteil nutzten 

deutsche Banken und betätigten sich deshalb besonders 

stark im Verbriefungsgeschäft. Die Wirtschaftskrise traf sie 

daher auch besonders hart.

Finanzkrise trifft deutsche Wirtschaft

Die Probleme auf dem Hypothekenmarkt und infolgedes-

sen auf dem Verbriefungsmarkt führten sehr schnell zu 

einer Verschlechterung der Finanzierungsmöglichkeiten 

deutscher Unternehmen. Es ist nicht erstaunlich, dass die 

Wertberichtigungen auf den Finanzmärkten eine Neube-

wertung des Risikos nahezu aller Wertpapierklassen zur 

Folge hatte. Insbesondere Unternehmen, die auf Zweck-

gesellschaften zur Finanzierung ihrer Forderungen ange-

wiesen sind, stehen deshalb vor erheblichen Problemen. 

Dies gilt vor allem für Unternehmen im Leasinggeschäft 

und für Exportunternehmen. Alleine kann das den dras-

tischen Einbruch des Außenhandels nicht erklären. Was 

also führte neben der Verschlechterung der Finanzierungs-

möglichkeiten zu einer globalen Wirtschaftskrise?
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Aufgrund der Finanzkrise bewerteten Banken die Risiken 

auf nahezu allen Märkten neu und schränkten wegen  

ihres Liquiditätsbedarfs das Auslandsgeschäft ein oder 

zogen Kapital ab. Daneben führte die Panik auf den Fi-

nanzmärkten zu einer Flucht in sichere Anlagen, beispiels-

weise amerikanische Staatsanleihen. Beides verursachte in 

Entwicklungs- und Schwellenländern erhebliche Finanzie-

rungsprobleme und eine Abwertung der heimischen Wäh-

rung gegenüber dem US-Dollar und dem Euro. Da aus-

ländische Produkte aufgrund der Aufwertung teurer und 

die Finanzierung von ausländischen Investitionsgütern 

schwieriger wurde, mussten diese Länder ihren Import 

reduzieren. Der Rückgang der Importe bedeutet jedoch 

zwangsläufi g, dass auch die Exporte der Industrieländer 

zurückgehen.

Für Deutschland spielt in diesem Zusammenhang vor 

allem der Rückgang der Exporte in die neuen mittel- und 

osteuropäischen EU-Länder eine Rolle. Dieser hat in den 

letzten Jahren einen beträchtlichen Umfang erreicht und 

bricht nun drastisch ein. Aufgrund der wohl andauernden 

Finanzierungsprobleme dürfte eine schnelle Erholung die-

ses Marktes unwahrscheinlich sein.

Daneben sank aber auch im Inland die Nachfrage 

nach Investitionsgütern. Eine Erklärung hierfür ist in der 

auf den Märkten herrschenden großen Unsicherheit zu se-

hen. So stellen Unternehmen Investitionen zurück, um in 

der Krise notwendige Spielräume zu behalten. Momentan 

ist daher noch nicht absehbar, bis wann mit einer Erho-

lung zu rechnen ist. 

In den USA war eine Rezession hingegen unaus-

weichlich, da die Haushalte in der Vergangenheit einen 

erheblichen Teil ihres Konsums über die Steigerung der Im-

mobilienpreise fi nanzierten. Da dies kaum mehr möglich 

ist, schrumpft der Konsumsektor in den USA. Insbesondere 

die Hersteller langlebiger Konsumgüter geraten hierdurch 

unter Druck. 

Investitionsgütermarkt und Außenhandel brechen ein

Die Finanzkrise führte also weltweit zu einer Verschlech-

terung der Finanzierungsmöglichkeiten von Unternehmen 

und zu einer Erhöhung der Unsicherheit. Dies resultierte in 

einer scharfen Kontraktion des Außenhandels und einem 

ebenso starken Rückgang der Investitionsgüternachfrage 

(vgl. Abbildung 2 auf Seite 16). 

Die Wirtschaftskrise trifft in Deutschland vor allem 

Unternehmen, die in den letzten Jahren von der stetigen 

Ausdehnung des Außenhandels profi tierten. Da in der 

Exportwirtschaft überproportional renditestarke Unterneh-

men vertreten sind und diese oft in prosperierenden Regi-

onen angesiedelt sind, ist die Auswirkung der Wirtschafts-

krise auf die Beschäftigung bis zum Herbst 2009 noch 

kaum spürbar. Die Unternehmen scheinen abzuwarten 

und nicht durch Entlassungen auf die Krise zu reagieren. 

Allenfalls durch den Abbau von Überstundenkonten oder 

mit Instrumenten wie Kurzarbeit wird dem drastischen 

Auftragsrückgang begegnet. 

Bislang liegen noch keine verlässlichen Untersu-

chungen zu Unternehmensreaktionen auf die Finanz- und 

Wirtschaftskrise vor. Es lässt sich nur beobachten, dass 

Exportnationen wie Deutschland oder Japan sehr stark 

von einem Rückgang des Welthandels betroffen sind 

(vgl. Abbildung 2 auf Seite 16). Dennoch ist in beiden 

Ländern nur ein moderater Anstieg der Arbeitslosigkeit 

zu verzeichnen. Dies scheint damit zusammenzuhängen, 

dass die Unternehmen den Grund für den Einbruch der 

Aufträge in der problematischen Situation der Finanz-

märkte sehen. So stehen Aufträge in den Büchern, die 

aufgrund des Zusammenbruchs des Verbriefungsmarktes 

nicht fi nanziert werden können. Die Unternehmen schei-

nen abzuwarten und auf ein baldiges Ende zumindest 

der Unsicherheit über den weiteren Konjunkturverlauf 

zu setzen. Daher halten sie ihre Produktionskapazitäten 

vor. Wie lange dieses Phänomen anhalten wird und ob 

die Unternehmen letztlich mit ihrer Einschätzung Recht 

behalten, bleibt abzuwarten. 

Fazit

Die Krise auf dem US-Hypothekenmarkt verursacht in 

Deutschland den stärksten Rückgang des Bruttoinlands-

produkts seit Bestehen der Bundesrepublik. Da die gesamte 
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Weltfi nanzmarktarchitektur ins Wanken geraten ist, sind 

neben Finanzdienstleistern gerade Exportunternehmen und 

Investitionsgüterproduzenten betroffen. Die Kunden dieser 

Unternehmen sind zum einen sehr stark auf Kredite zur 

Finanzierung ihrer Aufträge angewiesen, zum anderen be-

stehen hohe Risiken – beispielsweise schwankende Wech-

selkurse – die abgesichert werden müssen. Da Exportun-

ternehmen häufi g renditestark sind, können sie der zurzeit 

herrschenden Unsicherheit mit Abwarten begegnen. Daher 

ist momentan weder in Deutschland noch in Japan eine Ent-

lassungswelle zu beobachten, die vergleichbar ist mit den 

Entwicklungen in den USA, Großbritannien oder Spanien. 

Für die nahe Zukunft erscheinen zwei Szenarien re-

alistisch: Im optimistischen Szenario könnte die Rettung 

des Finanzsektors Erfolg haben, die Unsicherheit auf den 

Finanzmärkten verschwinden und die deutschen Unter-

nehmen sich relativ rasch von der Krise erholen. Auf einen 

solchen Verlauf scheinen erste positive Zeichen der Kon-

junkturindikatoren hinzuweisen.

Im pessimistischen Szenario können die Unsicherhei-

ten auf den Finanzmärkten nicht beseitigt werden und die 

sogenannte „Kreditklemme“ bleibt bestehen. Der Welthan-

del würde Jahre brauchen, um sich von der Krise zu erholen, 

mit erheblichen negativen Konsequenzen für die Weltwirt-

schaft und den Handel. Schließlich müssten renditestarke 

Unternehmen den Markt verlassen und Exportnationen wie 

Deutschland würden vor einer Strukturkrise stehen. 

Gerade aufgrund des pessimistischen Szenarios schei-

nen die Rettungsmaßnahmen bezüglich des Finanzsektors 

ebenso wie die Konjunkturprogramme berechtigt (vgl. 

auch den Artikel „Konjunkturprogramme gegen die Krise – 

Auf zum TÜV“ von Michael Feil und Hermann Gartner auf 

Seite 32). Mittelfristig sind jedoch die Regulierung des 

Bankensektors und das Modell der deutschen Universal-

bank zu überdenken. Kurzfristig wäre überlegenswert, 

ob es nicht andere Möglichkeiten gibt, Unternehmen die 

Finanzierung von Aufträgen zu erleichtern. Die von der 

Bundesregierung geplanten Hilfen bei der Warenkreditver-

sicherung und der Ankauf von hermesgedeckten Export-

bürgschaften gehen in diese Richtung.
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Kleines Glossar zur Finanzkrise

  American Dream Programm

Ein von der amerikanischen Regierung im Jahr 2003 ins Leben gerufenes Programm zur Förderung des privaten 

Wohneigentums.

  Arbitrage

Arbitrage beschreibt generell das Ausnutzen von räumlichen oder zeitlichen Preisdifferenzen für ein Gut. Vor 

der Finanzmarktkrise nutzten Banken zeitliche Unterschiede in den Eigenkapitalvorschriften aus, hervorgerufen 

durch die Umstellung von Basel I auf Basel II.

  Basel I und Basel II

Als Basel I und II werden die Gesamtheit der Eigenkapitalvorschriften von Kreditinstituten bezeichnet, die der 

Basler Ausschuss für Bankenaufsicht vorgelegt hat.

  Conduit

Als Conduit wird eine Refi nanzierungsstruktur bezeichnet, bei der mittels einer Zweckgesellschaft Wertpapiere 

oder andere Forderungen von Banken angekauft und über die Ausgabe von Geldmarktpapieren in internatio-

nal gängigen Währungen refi nanziert werden.

  Hypotheken

Die Hypothek ist ein Grundpfandrecht. Es kann am Eigentum an einem Grundstück, am Erbbaurecht, am 

Wohnungseigentum oder am Gebäudeeigentum begründet werden.

  Subprime Markt

Als Subprime Markt wird ein Teil des privaten Hypothekendarlehenmarkts bezeichnet, der überwiegend aus 

Kreditnehmern mit geringer Bonität besteht.

  Universalbanken

Universalbanken sind Kreditinstitute, die im Gegensatz zu Spezialbanken die gesamte Bandbreite der Bank- und 

Finanzdienstleistungsgeschäfte anbieten.

  Verbriefung 

Verbriefung, englisch „Securitization“, bedeutet die Schaffung von handelbaren Wertpapieren aus Forderungen 

oder Eigentumsrechten im weitesten Sinne.

  Zweckgesellschaften/Special Purpose Vehicle

Als Zweckgesellschaft, englisch „Special Purpose Vehicle“ (SPV), wird eine juristische Person bezeichnet, die 

für einen klar defi nierten und eingegrenzten Zweck gegründet wird. Nach Erreichen ihres Zwecks kann die 

Gesellschaft aufgelöst werden.
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Der deutsche Arbeitsmarkt zeigt sich im Herbst 2009 noch immer überraschend unbeeindruckt von 

der weltweiten Rezession. Kündigungsschutz, fl exible Arbeitszeitmodelle, Kurzarbeit und andere 

Stabilisatoren scheinen zu funktionieren. Allerdings werden sie mit zunehmender Dauer der Wirtschafts-

krise an ihre Grenzen stoßen. Dann geraten Institutionen wie die Arbeitslosenversicherung unter Druck. 

Sind sie der Belastung gewachsen? Muss repariert werden? Eine Inspektion.

Arbeitsmarktinstitutionen
Gut gewartet in den Stresstest

In erster Linie ist die stabile Arbeitsmarktlage auf ge-

meinsame Bestrebungen von Arbeitgebern und Arbeit-

nehmern zurückzuführen, Beschäftigungsverhältnisse 

zu erhalten. Auf betrieblicher Ebene erlauben unter-

schiedliche Anpassungsstrategien eine Reduktion der 

Arbeitszeit – sei es über den Abbau von Arbeitszeit-

konten, den Abschluss betrieblicher Beschäftigungssi-

cherungsvereinbarungen und die Nutzung der staatlich 

geförderten Kurzarbeit oder über einen weniger pro-

duktiven Einsatz des Personals.

Mit zunehmender Dauer der Krise rückt jedoch ver-

stärkt die Ausgestaltung der Arbeitsmarktinstitutionen in 

den Blickpunkt. Es stellt sich die Frage, ob sie nicht ange-

sichts der außergewöhnlichen Situation angepasst und 

Reformen der vergangenen Jahre rückgängig gemacht 

werden sollten, um Druck vom Arbeitsmarkt zu nehmen. 
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Dabei stehen vor allem die Arbeitslosenversicherung, die 

Grundsicherung, die Übergänge zwischen Erwerbsphase 

und Ruhestand sowie unterschiedlich geregelte Erwerbs-

formen im Vordergrund. Sind hier in der Krise tatsächlich 

Änderungen angezeigt oder wäre zu befürchten, dass 

eine Abkehr von den Reformen eher schadet als nutzt?

Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung

Sollte sich die Wirtschaft nicht schnell genug erholen, ist 

mit einer kräftigen Zunahme der Entlassungen zu rechnen. 

Die meisten Arbeitslosen werden zunächst Leistungen aus 

der Arbeitslosenversicherung erhalten – das sogenannte 

Arbeitslosengeld I. Auch die Arbeitslosenversicherung übt 

damit eine Stabilisierungsfunktion aus. Sie bezieht sich 

auf die Einkommenssicherung, wenn Maßnahmen der 

Beschäftigungssicherung nicht greifen. Dabei wirkt die 

Arbeitslo-senversicherung nicht nur individuell, sondern 

durch die Abfederung des privaten Konsums auch volks-

wirtschaftlich stabilisierend. Aus arbeitsökonomischer 

Sicht verbessert das Arbeitslosengeld die Möglichkeiten 

der Arbeitsuche: Die Arbeitslosen können sich bei der Job-

wahl etwas Zeit lassen, um nicht die erstbeste, sondern un-

ter den gegebenen Umständen die beste Wahl zu treffen. 

Auf diese Weise steigt die Passung zwischen Arbeitneh-

mer- und Arbeitgeberanforderungen. So können die volks-

wirtschaftlichen Ressourcen möglichst effi zient eingesetzt 

werden. Allerdings lässt sich diese suchtheoretische Logik 

nicht beliebig dehnen. Denn bei einer zu langen Suchdau-

er besteht die Gefahr, dass Qualifi kationen entwertet wer-

den. Ein großer zeitlicher Abstand von der letzten Tätigkeit 

wird von Arbeitgebern daher häufi g als negatives Signal 

gewertet. Die Angebote werden also mit der Zeit nicht 

unbedingt besser. Gleiches gilt für die Chance, überhaupt 

in eine Beschäftigung zurückzukehren. Tatsächlich zeigen 

wissenschaftliche Untersuchungen wie die von Rafael 

Lalive, Jan van Ours und Josef Zweimüller aus dem Jahr 

2006, dass das Risiko von Langzeitarbeitslosigkeit mit der 

Dauer der fi nanziellen Absicherung ansteigt. Diese Er-

kenntnis war ein Grund für die Verkürzung der Bezugsdau-

er des Arbeitslosengeldes I für ältere Arbeitnehmer. Um 

eine frü-here Rückkehr in Erwerbstätigkeit zu erreichen, 

wurde in der Arbeitslosenversicherung zusätzlich das Prin-

zip der Eigenverantwortung gestärkt, was sich beispiels-

weise in der Verschärfung der Zumutbarkeitsregeln für die 

Jobaufnahme und der Mitwirkungspfl ichten bei der Been-

digung der Arbeitslosigkeit zeigt.

Ein ähnlicher Weg wurde in der Grundsicherung mit 

der Zusammenlegung von Sozialhilfe und statusorientier-

ter Arbeitslosenhilfe zum Arbeitslosengeld II beschritten. 

Erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten im Rechtskreis 

des Sozialgesetzbuchs II (SGB II) pauschalierte Leistun-

gen. Sie liegen in der Regel unterhalb der früher ge-

zahlten Arbeitslosenhilfe, die sich am zuletzt erzielten 

Einkommen orientierte. Im SGB II hat man den Wandel 

von einer aktiven zu einer aktivierenden Arbeitsmarkt-

politik damit konsequent weiter geführt. Die Leistungen 

des SGB II sind an eine Bedürftigkeitsprüfung gebunden 

– zudem gelten auch im SGB II verschärfte Mitwirkungs-

pfl ichten und Zumutbarkeitsregeln. An erster Stelle steht 

die Verpfl ichtung, selbst daran zu arbeiten, den Status 

der Bedürftigkeit zu verlassen.

Zusammenspiel beider Systeme

Die Reformen beider Systeme der Arbeitslosenunterstüt-

zung haben zur Verbesserung der Beschäftigungssituation 

im zurückliegenden Aufschwung beigetragen. Sie sorgten 

für eine höhere Flexibilität des Systems und unterstützen 

durch die Absenkung von Leistungsniveau und Leistungs-

dauer frühzeitige Übergänge in Erwerbstätigkeit. Hierbei 

ist auch das Zusammenspiel beider Systeme nicht zu un-

terschätzen. So üben die weniger großzügigen Regelun-

gen im SGB II eine Art Droheffekt aus: Der Übergang von 

der statusorientierten Arbeitslosenversicherung in das 

bedarfsorientierte System der Grundsicherung ist in der 

Regel mit Einkommenseinbußen verbunden und dürfte die 

Konzessionsbereitschaft der Arbeitslosen bei der Aufnah-

me einer Beschäftigung erhöhen. 

Diese aktivierenden Elemente des Forderns sind wich-

tige Grundpfeiler der zweigeteilten Absicherung gegen 

Arbeitslosigkeit und sollten daher unabhängig von der 

konjunkturellen Lage gelten. Sie können in der Krise durch 

Instrumente ergänzt werden, die den Menschen bei einer 
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schlechten Arbeitsmarktlage zusätzliche Sicherheit ver-

mitteln. Kurzarbeitergeld und Transfergesellschaften sind 

Möglichkeiten, frühzeitige Übergänge in Arbeitslosigkeit 

zu vermeiden oder Menschen nach einer Firmenpleite in-

tensiv bei der berufl ichen Orientierung zu unterstützen (vgl. 

auch den Artikel „Kurzarbeit – Atempause in der Krise“ 

von Hans-Uwe Bach et al. auf Seite 52). Eine Verlängerung 

der Bezugsdauer in der Arbeitslosenversicherung oder eine 

Abkehr vom Konzept der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 

würde die Dynamik am Arbeitsmarkt aber grundsätzlich 

wieder verringern und die in der Krise sowieso schon an-

gelegte Gefahr einer wieder stärker verfestigten Arbeits-

losigkeit erhöhen. Dies gilt auch für die Regelungen im 

SGB II, deren Droheffekte einerseits ins SGB III ausstrahlen 

und andererseits für eine nötige Mobilität der Leistungs-

empfänger in der Grundsicherung sorgen. 

Allerdings sind den Elementen des Forderns in der 

Krise Grenzen gesetzt, wenn ein ausreichendes Arbeits-

platzangebot fehlt. Auch wenn die Arbeitsmarktdynamik in 

einer Rezession deutlich sinkt, gibt es noch immer erstaun-

lich viele Neueinstellungen. So wurden nach einer Studie 

des IAB-Wissenschaftlers Thomas Rothe im vergangenen 

Abschwung der Jahre 2001 bis 2005 pro Tag im Durch-

schnitt rund 20.000 neue Verträge über sozialversiche-

rungspfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse abgeschlos-

sen. Dies zeigt, dass auch in der Krise Optionen für eine 

Wiedereingliederung bestehen. Bei der Zusammenarbeit 

mit Arbeitslosen wird man angesichts der angespannten 

Arbeitsmarktlage jedoch den Fokus verschieben müssen. 

Maßnahmen der Aktivierung müssen in schlechten Zei-

ten mehr Elemente des Förderns enthalten, um möglichst 

dauerhaft die Eingliederungschancen zu erhöhen und die 

Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten (vgl. auch den Artikel 

„Aktive Arbeitsmarktpolitik – Stoßdämpfer auch in Krisen-

zeiten“ von Susanne Koch et al. auf Seite 26). 

Alles in allem ergänzen sich die rechtlichen Regelun-

gen zur Bezugsdauer und zu den Anspruchsvoraussetzun-

gen gut mit dem arbeitsmarktpolitischen Instrumentarium. 

Einerseits agieren sie als Katalysator für verstärkte Eigen-

bemühungen, andererseits bieten sie Unterstützung für 

Menschen, denen der Übergang in Erwerbstätigkeit aus 

eigener Kraft nicht gelingen würde. Das bestehende Sys-

tem ist zudem in hohem Maße fl exibel, so dass der Instru-

menteneinsatz den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

angepasst werden kann. 

Übergänge in Rente

In der letzten Dekade veränderten sich die institutionellen 

Rahmenbedingungen für die Beschäftigung Älterer deut-

lich. Es wurde eine Reihe von Entscheidungen getroffen, 

die Signale für eine längere Lebensarbeitszeit setzten. 

Dazu gehören neben rentenpolitischen Entscheidungen 

wie der Angleichung des Rentenzugangsalters von Frau-

en und Männern und der schrittweisen Einführung der 

„Rente mit 67“ auch die jüngsten Arbeitsmarktreformen: 

Durch die Schaffung des Arbeitslosengelds II, die – mitt-

lerweile teilweise zurückgenommene – Verkürzung der Be-

zugsdauer des Arbeitslosengelds I für Ältere und die nun 

uneingeschränkte Verpfl ichtung zur Arbeitssuche wurde 

Arbeitslosigkeit für Ältere eine immer weniger attraktive 

Warteposition für den Ruhestand.

Im Schatten der Wirtschaftskrise besteht nun die 

Versuchung, dem Arbeitsmarkt durch mehr frühzeitige 

Rentenübergänge Linderung zu verschaffen. Dies könnte 

geschehen, indem rentenpolitische Entscheidungen und 
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Arbeitsmarktreformen ganz oder teilweise zurückgenom-

men werden. In eine ähnliche Richtung ginge eine Ver-

längerung der Ende 2009 auslaufenden Förderung der 

Altersteilzeit. Neunzig Prozent nutzen die Altersteilzeit als 

„Blockmodell“ – einer Phase der Vollzeitarbeit folgt eine 

Freistellungsphase mit „Arbeitszeit Null“. Faktisch handelt 

es sich also um eine öffentlich geförderte Frühverrentung.

Der Preis für einen neuerlichen Richtungswechsel 

wäre hoch. Denn die Beschäftigungsquoten der über 

50-Jährigen sind nicht nur in den letzten Jahren sondern 

auch längerfristig gestiegen. Dies spricht dafür, dass die 

Verbesserung der Arbeitsmarktsituation Älterer nicht allein 

konjunkturell bedingt ist. Vielmehr zeigt sich eine Trend-

wende bei ihrer Erwerbsbeteiligung, zu der die genann-

ten institutionellen Anpassungen maßgeblich beigetragen 

haben dürften. Das Festhalten an dem eingeschlagenen 

Weg ist somit eine wichtige Voraussetzung für weitere 

Fortschritte. Dies gilt insbesondere, weil Anpassungen im 

Übergangssystem zwischen Arbeit und Rente Langzeitwir-

kungen entfalten. Einer kurzfristigen Entlastung stünde 

also eine nachhaltige Belastung in der Zukunft gegenüber. 

Denn mit Blick auf den demografi schen Wandel kann die 

deutsche Wirtschaft nicht auf die im Durchschnitt gut aus-

gebildeten älteren Arbeitnehmer verzichten.

Für die Beschäftigungssituation Älterer sind vielmehr 

die Bildungs- und Gesundheitspolitik von herausragender 

Bedeutung. Stellt man Prävention in beiden Feldern kon-

sequent in den Mittelpunkt, ist dies auf Dauer gesehen 

die beste Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik für ältere Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer. Denn so schafft man die 

entscheidende Voraussetzung für eine möglichst lange 

Lebensarbeitszeit und damit für ein Existenz sicherndes 

Alterseinkommen. 

Wandel am Arbeitsmarkt

In den beiden letzten Dekaden ist die Beschäftigung in 

vielerlei Hinsicht heterogener geworden. Erwerbsarbeit wird 

vermehrt in Teilzeit ausgeübt; oft ist sie dabei nicht oder 

nicht voll sozialversicherungspfl ichtig. Immer häufi ger sind 

Beschäftigungsverhältnisse befristet oder fi nden in Leihar-

beit statt. Auch die Selbstständigkeit hat zugenommen. 

Nach unseren Berechnungen waren im Jahr 2007 gut ein 

Drittel der Arbeitnehmer in atypischen Erwerbsformen 

beschäftigt. Neben dem Wandel der Erwerbsformen zeigt 

sich im kontinuierlichen Wachstum niedrig entlohnter Tä-

tigkeiten eine weitere wichtige strukturelle Veränderung 

der Erwerbslandschaft vieler westlicher Industrieländer, so 

Thomas Rhein und Melanie Stamm vom IAB in einer Studie 

aus dem Jahr 2006.

Die Gründe für die Veränderungen sind vielfältig. 

Betriebe benötigen eine gewisse Flexibilität bei ihrem 

Personaleinsatz. Auch Arbeitnehmer wünschen sich nicht 

immer das klassische Normalarbeitsverhältnis. So kann 

Teilzeitbeschäftigung die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf erleichtern. Doch auch die Wirtschafts- und Arbeits-
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marktlage beeinfl ussen die Qualität der Beschäftigung. 

So sind Arbeitnehmer in einer wirtschaftlichen Krise eher 

bereit, Konzessionen beim Lohn oder bei den Arbeitsbe-

dingungen zu machen. Nachhaltige Ungleichgewichte am 

Arbeitsmarkt begünstigen unfreiwillige Teilzeit, temporäre 

Beschäftigung, niedrig entlohnte Tätigkeiten oder auch 

Existenzgründungen aus (drohender) Arbeitslosigkeit. 

Schließlich sind die Regulierungen der Normalbeschäfti-

gung in Deutschland noch immer relativ strikt, während es 

bei temporären Erwerbsformen in den vergangenen Jahren 

zahlreiche Erleichterungen gab.

Die jüngsten Arbeitsmarktreformen haben den Wan-

del der Erwerbslandschaft angekurbelt. Die Arbeitneh-

merüberlassung wurde dereguliert und die Mini- und 

Midi-Jobs erhöhten den Teilzeitboom. Die Maxime des 

stärkeren Forderns in der Arbeitsmarktpolitik verlangte 

den Arbeitnehmern mehr Flexibilität ab und führte da-

mit zu insgesamt mehr Zugeständnissen hinsichtlich der 

Erwerbsformen. Die Veränderungen haben nach unseren 

Erkenntnissen zum Aufbau der Beschäftigung im Auf-

schwung beigetragen. Demgegenüber steht die Tatsache, 

dass die wachsende Heterogenität der Beschäftigungsfor-

men für bestimmte Gruppen Höhe und Kontinuität ihres 

Einkommens unsicherer gemacht hat.

Was bedeutet dies mit Blick auf die aktuelle Krise? 

Zunächst geraten temporäre Erwerbsformen in wirtschaft-

lichen Schwächephasen unter Druck, denn sie sind ten-

denziell leichter aufl ösbar als unbefristete Beschäftigungs-

verhältnisse. Mit Blick auf die Zeitarbeit wird das besonders 

deutlich: Waren im Juni 2008 noch 710.000 Personen als 

Leiharbeitnehmer beschäftigt, so waren es ein Jahr später 

nur noch knapp 531.000. Diese Entwicklung zeigt, dass 

die Randbelegschaften von der Krise besonders getroffen 

werden. Sollte man aber deshalb auf diese fl exibel einsetz-

baren Erwerbsformen verzichten?

Qualität der Beschäftigung

Bereits im letzten Aufschwung setzte unter dem Stich-

wort „Gute Arbeit“ eine Diskussion um den Zusammen-

hang von Quantität und Qualität der Beschäftigung ein. 

Aber: Was ist eigentlich „gute Arbeit“? Sicher kommt 

eine stabile, gut bezahlte Tätigkeit dieser Vorstellung nä-

her als ein temporäres und eventuell niedrig entlohntes 

Beschäftigungsverhältnis. Doch oft wird bei solchen Be-

trachtungen die Dynamik unterschätzt: Scheinbar „gute“ 

Beschäftigungsverhältnisse können durch Entlassung be-

endet werden und „weniger gute“ Arbeit kann eine Brü-

cke zu „besserer“ Beschäftigung schlagen. Zudem ist die 

Situation nicht ausreichend durch die Alternativen „guter“ 

oder „schlechter“ Arbeit beschrieben. Der Einstieg in den 

Arbeitsmarkt oder die Teilhabe über „weniger gute“ Be-

schäftigungsverhältnisse sind immer auch der Alternative 

von Arbeitslosigkeit gegenüberzustellen. Eine Reihe von 

Untersuchungen zeigt, dass „weniger gute“ Arbeit für die 

Betroffenen immer noch besser sein kann als keine Arbeit 

oder gar andauernde Arbeitslosigkeit (vgl. auch den Ar-

tikel „Aktive Arbeitsmarktpolitik – Stoßdämpfer auch in 

Krisenzeiten“ von Susanne Koch et al. auf Seite 26). Wenn 

die Betriebe wegen einer unsicheren Auftragslage davor 

zurückschrecken, unbefristete Vollzeitstellen zu schaffen, 

können atypische Erwerbsformen ein erster Übergang aus 

der Arbeitslosigkeit sein, der dann wiederum in ein regu-

läres Beschäftigungsverhältnis münden kann.

Daher wäre es ein wenig überzeugender Schritt, die 

Flexibilität am Arbeitsmarkt wieder beschränken zu wol-

len. Im Ergebnis hätten wir vielleicht wieder etwas mehr 

Sicherheit auf der individuellen Ebene, aber weniger Be-

schäftigungssicherheit auf der Makroebene. Ergänzend zur 

Stabilisierung von Beschäftigung, die ein Mindestmaß an 

Schutz für Arbeitnehmer bietet, braucht es Mechanismen, 

die zu einer gewissen Durchlässigkeit des Arbeitsmark-

tes beitragen und dafür sorgen, dass eine wirtschaftliche 

Erholung möglichst beschäftigungswirksam wird. Diese 

Funktion kann unter anderem von atypischen Erwerbs-

formen erfüllt werden. Innerhalb der häufi g durch mehr 

Unsicherheit gekennzeichneten atypischen Erwerbsformen 

liegt die Herausforderung darin, Rahmenbedingungen zu 

schaffen, die den Betroffenen den Weg zu einer „besse-

ren“ Arbeit ebnen.
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Fazit

Die Reformen der jüngeren Vergangenheit und die Flexibili-

tät, die der Arbeitsmarkt durch die Vielfalt an Erwerbsformen 

gewonnen hat, haben ihren Anteil an der positiven Entwick-

lung im zurückliegenden Aufschwung. Der Arbeitsmarkt und 

seine Institutionen zeigen sich also auch für schlechte Zeiten 

gut vorbereitet. Das Zusammenspiel aus den reformierten 

institutionellen Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt, 

verbesserten staatlichen Unterstützungsleistungen zur Be-

schäftigungssicherung und dezentralem Krisenmanagement 

spricht derzeit für einen guten Mix aus Stabilisierung und 

Flexibilität. Es ist zudem zu erwarten, dass der Arbeitsmarkt 

die Folgen der Krise durch die zurückliegenden Reformen 

besser überstehen und sich im nächsten wirtschaftlichen 

Aufschwung schneller wieder erholen wird. Vor diesem 

Hintergrund ergibt es wenig Sinn, das Erreichte in Frage zu 

stellen und eine „Reform der Reformen“ anzustreben.

Auch wenn es zur Stabilisierung des Arbeitsmarktes 

in der Krise keine Alternative gibt, darf sie nicht mit einer 

Lähmung einhergehen. Die Aufgaben von Institutionen 

bestehen darin, die grundsätzlichen Bedingungen am Ar-

beitsmarkt festzulegen und damit unabhängig von konjunk-

turellen Ausschlägen für Erwartungssicherheit zu sorgen. 

Ergänzend kann der Staat in Sondersituationen wie der der-

zeitigen Wirtschaftskrise Maßnahmen ergreifen, um den Ar-

beitsmarkt robuster zu machen oder fi skalpolitische Impulse 

zu geben. Der Staat kann Anreize für betriebliche Vereinba-

rungen erhöhen und so dezentrale Lösungen unterstützen 

– dies hat er unter anderem durch die Neuregelungen zur 

Kurzarbeit getan.

Selbst wenn an dieser Stelle festgehalten wird, dass 

die Arbeitsmarktinstitutionen der Krise im Großen und Gan-

zen gewachsen sein dürften, heißt das noch nicht, dass sie 

„optimal“ ausgestaltet sind. Angesichts der volkswirtschaft-

lichen Dynamik sind die Menschen noch mehr auf die ihnen 

abverlangte Flexibilität vorzubereiten. Dazu gehören früh-

zeitige Investitionen in Bildung, die Förderung der Beschäf-

tigungsfähigkeit durch eine möglichst gute Ausbildung und 

eine systematische Weiterbildung genauso wie die kontinu-

ierliche Heranführung wettbewerbsschwächerer Arbeitneh-

mer an den Arbeitsmarkt.
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In der Rezession wird der Ruf nach aktiver Arbeitsmarktpolitik laut. Diese hilft zwar, offene Stellen 

und Jobsuchende schneller und besser zusammenzubringen. Alleine vermag sie aber nicht, Arbeitslosig-

keit abzubauen. Vor allem müssen Menschen unterstützt werden, die im Arbeitsleben wie in der 

Arbeitslosigkeit benachteiligt sind. Denn sie trifft die Krise mit größerer Wucht als andere und dies 

erhöht die Gefahr, dass sich Arbeitslosigkeit verfestigt. Soll man deshalb die aktive Arbeitsmarkt-

politik ausweiten? Welche Instrumente können am besten helfen? 

Aktive Arbeitsmarktpolitik
Stoßdämpfer auch in Krisenzeiten

Im Vergleich zu anderen Ländern hat die registrierte Ar-

beitslosigkeit in Deutschland infolge der Finanzkrise bis 

Herbst 2009 überraschend wenig zugenommen. Bislang 

wirkte sich die Rezession vor allem in hohen Kurzarbei-

terzahlen und in einer fehlenden Frühjahrsbelebung auf 

dem Arbeitsmarkt aus. Längerfristig erwarten Experten 

aber einen deutlichen Anstieg der Arbeitslosenzah-

len (vgl. auch den Artikel „Krisenanalyse und Empfeh-

lungen – Das deutsche Arbeitsmarktwunder auf dem 

Prüfstand“ von Joachim Möller und Ulrich Walwei auf 

Seite 4). Denn Finanzmarktkrisen lösten in der Vergangen-

heit meist lang andauernde negative Effekte auf Aktien-

kurse, Produktion und Beschäftigung aus. Deshalb ist zu 

befürchten, dass die Konjunktur wieder schwerer in Gang 

kommt als nach früheren Rezessionen.

Wie leistungsfähig aktive Arbeitsmarktpolitik in einer 

Wirtschaftskrise sein kann, ist aus wissenschaftlicher Sicht 

eine offene Frage. Zwar gibt es aus jüngerer Zeit Evalua-

tionsergebnisse, die die Effektivität von Vermittlung und 

Beratung, Trainings- und Weiterbildungsmaßnahmen, 

Lohnsubventionen oder öffentlich geförderter Beschäfti-

gung untersuchen. Einen aktuellen Überblick gibt der Ar-

tikel von Sarah Bernhard et al. im IAB-Handbuch Arbeits-

markt 2009. Es gibt aber kaum Befunde über ihre Wir-

kungen in unterschiedlichen Phasen des Konjunkturzyk-

lus. Die wenigen vorliegenden Untersuchungen weisen 

darauf hin, dass Arbeitsmarktpolitik in konjunkturellen 

Schwächephasen effektiver sein könnte als in Hochpha-

sen. Für Arbeitslose – gleich, ob sie an einer arbeits-

marktpolitischen Maßnahme teilnehmen oder nicht – ist 

es nämlich in Krisenzeiten wegen des geringeren Stellen-
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reitschaft abzielen, können die registrierte Arbeitslosigkeit 

reduzieren, wenn sich Personen in der Folge nicht mehr als 

arbeitslos oder hilfebedürftig melden. Andererseits können 

Maßnahmen auch das Arbeitsangebot erhöhen, beispiels-

weise wenn sie bewirken, dass Mütter aus der Stillen Re-

serve wieder eine Arbeit suchen. 

Ziel der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist es aber nicht in 

erster Linie, die registrierte Arbeitslosigkeit zu verringern, 

sondern die Wettbewerbsnachteile Arbeitsloser gegenüber 

den „Insidern“ am Arbeitsmarkt zu verringern. Hierdurch 

wirkt sie auch einer Konzentration von Arbeitslosigkeit auf 

wenige Gruppen entgegen. 

Die einzelnen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-

politik unterscheiden sich in ihrer Ausgestaltung und in 

ihrer Wirkung auf Arbeitslosigkeit. So geht von der Ar-

beitsvermittlung und anderen arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen, die das „Matching“ von Arbeitsangebot und 

Arbeitsnachfrage verbessern, ein positiver Effekt auf die 

Beschäftigung aus, weil offene Stellen kürzer unbesetzt 

bleiben. Lohnkostenzuschüsse, Arbeitsbeschaffungs- und 

Qualifi zierungsmaßnahmen können aber sowohl er-

wünschte als auch unerwünschte Effekte haben. Positive 

Wirkungen entstehen, wenn es gelingt, die Wettbewerbs-

fähigkeit der Langzeitarbeitslosen auf dem Arbeitsmarkt zu 

verbessern oder wenn Qualifi zierung es ermöglicht, dass 

Arbeitskräfte aus schrumpfenden in wachsende Sektoren 

wechseln. Die Förderung geht dagegen ins Leere, wenn 

eine Einstellung auch ohne sie zustande gekommen wäre, 

also ein Mitnahmeeffekt auftritt. Zudem können Perso-

nen, die mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Lohn-

kostenzuschüssen gefördert werden, regulär Beschäftigte 

verdrängen. Besonders kritisch ist dies zu bewerten, wenn 

öffentlich geförderte Beschäftigung zum Abbau von Ar-

beitsplätzen im privaten Sektor führt. Der erwähnte Ein-

bindungseffekt kann die Arbeitsaufnahme verzögern. Und 

schließlich ist nach der Förderphase ein Stigmatisierungs-

effekt möglicherweise zu beobachten, wenn Personalver-

antwortliche in Unternehmen die Teilnahme an einem För-

derprogramm als schlechtes Signal werten.

angebots generell schwieriger, einen neuen Arbeitsplatz 

zu fi nden. Deshalb fällt der „Einbindungseffekt“ – her-

vorgerufen durch eine verminderte Suchaktivität wäh-

rend der Maßnahme – weniger ins Gewicht.

Angesichts dieser Situation stellt sich grundsätzlich 

die Frage, wie die Instrumente der aktiven Arbeitsmarkt-

politik wirken und wie sie in Krisenzeiten ausgerichtet wer-

den sollten. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik als Aufprallschutz

Da Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-

politik nicht als arbeitslos gelten, reduzieren diese zu-

nächst die registrierte Arbeitslosigkeit. In Deutschland 

waren im August 2009 knapp 3,5 Millionen Personen 

arbeitslos gemeldet. Als unterbeschäftigt waren hingegen 

fünf Millionen ausgewiesen, darunter fallen Maßnahme-

teilnehmer und Kurzarbeiter. Auch gesetzliche Regelungen 

oder Maßnahmen, die auf die Überprüfung der Arbeitsbe-
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Beratung und Vermittlung als Orientierungshilfe

Auch wenn Beratung und Vermittlung vorwiegend auf der 

Angebotsseite des Arbeitsmarkts ansetzt und die Arbeits-

nachfrage kaum beeinfl ussen kann, darf man ihre Wirkung 

auch in der Krise nicht unterschätzen. Selbst wenn die 

Zahl offener Stellen massiv zurückgeht, entstehen neue 

Beschäftigungsverhältnisse – und zwar in beträchtlichem 

Umfang: Wie der IAB-Kurzbericht von Thomas Rothe ge-

zeigt hat, wurden im Abschwung der Jahre 2001 bis 2005 

in Deutschland täglich fast 20.000 Beschäftigungsverhält-

nisse neu aufgenommen, davon mehr als ein Drittel aus 

Arbeitslosigkeit heraus. Diesen Prozess zu unterstützen, 

Transparenz zu schaffen und dazu beizutragen, dass Ar-

beitsstelle und Arbeitnehmer möglichst optimal zusam-

menpassen, verkürzt Suchprozesse und damit die Arbeits-

losigkeit der Betroffenen.

Bislang ergaben alle Studien, die sich mit der Be-

treuungsrelation von Vermittlern zu Arbeitslosen in 

Deutschland beschäftigt haben, dass höhere Vermittler-

kapazitäten die Eingliederungschancen von Arbeitslosen 

deutlich verbessern. Zuweisungsprozesse lassen sich 

insbesondere durch eine genauere Analyse von Stärken 

und Schwächen der Arbeitsuchenden optimieren. Dabei 

ersetzen Vermittlung und Beratung weder die eigene 

Verantwortung der Betroffenen für ihre Integration, noch 

intelligente Rekrutierungsstrategien der Betriebe. Mo-

derne Vermittlung und Beratung muss im Gegenteil die 

Eigenaktivitäten der Betroffenen unterstützen und – wo 

nötig – Hilfestellungen geben. 

Mit Weiterbildung auf den neuesten Stand

Der Anstieg der Qualifi kationsanforderungen ist einer der 

wichtigsten Trends der langfristigen Beschäftigungsent-

wicklung. Zudem werden gering Qualifi zierte auch von 

konjunkturellen Krisen härter getroffen. Denn gerade in der 

Krise entfallen Jobs mit geringen Qualifi kationsanforderun-

gen, während qualifi zierte Beschäftigung stagniert oder 

sogar zunimmt. Es ist kein Widerspruch, wenn in Zukunft 

Arbeitslosigkeit und Fachkräftemangel gleichzeitig auftre-

ten: Beides konzentriert sich auf verschiedene Qualifi kati-

onsniveaus und auf verschiedene Segmente des Arbeits-

marktes. Insofern gelten Qualifi zierung und Weiterbildung 

vielen geradezu als Königsweg der Arbeitsmarktpolitik. Sie 

wirken allerdings nicht direkt krisenbekämpfend, sondern 

eher langfristig und präventiv. Gute Bildungs- und Ausbil-

dungsangebote sowie eine vorausschauende Weiterbil-

dungspolitik sorgen dafür, dass Fachkräfte zur Verfügung 

stehen, die die gegenwärtigen Anforderungen meistern, 

aber auch fl exibel genug sind, um den Strukturwandel in 

Zukunft bewältigen zu können. 

Bei der beschäftigungsbegleitenden Weiterbildung 

hinkt Deutschland anderen Ländern hinterher. Gerade 

in der Krise sollten freie Kapazitäten genutzt werden, 

um Mitarbeiter zu qualifi zieren, was sich bei besserer 

Wirtschaftslage durch erhöhte Wettbewerbsfähigkeit 

auszahlt. Instrumente hierfür stehen zur Verfügung: Bei-

spielsweise gibt es verschiedene Möglichkeiten, Kurzar-

beiter zu qualifi zieren; das Programm „WeGebAU“ der 

Bundesagentur für Arbeit unterstützt Qualifi zierungs-

maßnahmen für Beschäftigte. 

Bei der Weiterbildung Arbeitsloser gibt es in den 

letzten Jahren eine starke Tendenz, statt längerer, be-

rufsqualifi zierender Maßnahmen, kürzere Maßnahmen 

durchzuführen. Diese haben individuell eine bessere 

Integrationswirkung, da der Einbindungseffekt weniger 
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zu Buche schlägt. Um den Strukturwandel zu unterstüt-

zen, ist es angeraten, hier in der nächsten Zeit nicht allzu 

restriktiv vorzugehen: Die Möglichkeit, neue Berufsab-

schlüsse zu erwerben, sollte dosiert ausgeweitet werden. 

Dabei ist allerdings der Arbeitsmarktbezug stets auf-

rechtzuerhalten. Qualifi zierung „auf Halde“ hieße, Zeit 

und Geld zu verschwenden. 

Beschäftigung schaffende Maßnahmen

Beschäftigung schaffende Maßnahmen haben in der ak-

tiven Arbeitsmarktpolitik eine lange Tradition. So wur-

den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach der Wende 

in Ostdeutschland massiv ausgeweitet. Nach Einführung 

des SGB II machten die Arbeitsgelegenheiten eine ra-

sche Karriere vom „letzten Mittel“ der Arbeitsmarktpo-

litik hin zum meistgenutzten Instrument in der Grundsi-

cherung. Dabei können geförderter Beschäftigung ganz 

unterschiedliche Motive zugrunde liegen: Ausgleich von 

Arbeitsmarktproblemen, Verbesserung der Infrastruktur, 

Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit, mehr gesellschaftli-

che Teilhabe. Unmittelbar nach der Deutschen Einheit 

kam der Erhalt des sozialen Friedens als ein weiteres 

Motiv hinzu. 

Bei näherem Hinsehen sind Beschäftigung schaffende 

Maßnahmen nur bedingt geeignet, diese Ziele zu er-

reichen: Gravierende konjunkturelle oder strukturelle 

Arbeitsmarktprobleme lassen sich so nicht bekämpfen. 

Ein großfl ächiger Einsatz birgt im Gegenteil die Gefahr, 

reguläre Beschäftigung zu verdrängen; dies gilt auch, 

wenn öffentlich geförderte Beschäftigung genutzt wird, 

um Infrastruktur aufzubauen oder zu sanieren. 

Der Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit ist bislang we-

nig untersucht. Es gibt lediglich Hinweise darauf, dass es 

Arbeitslosen gesundheitlich und psychosozial besser geht, 

wenn sie an Maßnahmen teilnehmen. Sehr gut erforscht 

ist hingegen die Entwicklung der Beschäftigungschancen 

von Teilnehmern an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 

Abgesehen von wenigen Ausnahmen bei arbeitsmarkt-

fernen Gruppen sind die Jobperspektiven bei Teilnehmern 

häufi g sogar schlechter als bei Nicht-Teilnehmern. Etwas 

günstiger sieht es bei Arbeitsgelegenheiten aus: Zumin-

dest scheinen diese den späteren Beschäftigungschancen 

nicht zu schaden. 

Alles in allem sprechen die bisherigen Untersuchun-

gen dafür, öffentlich geförderte Beschäftigung eher spar-

sam einzusetzen und ausschließlich auf Zielgruppen mit 

beträchtlichen individuellen Vermittlungshemmnissen zu 

beschränken. Bei Arbeitsgelegenheiten ist auf eine strenge 

Zielgruppenorientierung zu achten, damit sie die beab-

sichtigte Wirkung nicht verfehlen. Das gilt in besonderem 

Maße für den Beschäftigungszuschuss für Menschen mit 

multiplen Vermittlungshemmnissen, der nach zwei Jah-

ren unbefristet bewilligt werden kann. Das Problem der 

Zielgruppenorientierung tritt auch beim sogenannten 

„Kommunalkombi“ auf. Dieses Instrument wird in Gebie-

ten mit hoher Arbeitslosigkeit eingesetzt und enthält über 

die Dauer der Arbeitslosigkeit hinaus keinerlei individuelle 

Eintrittsvoraussetzungen. Damit bietet die Förderung einen 

Anreiz, im Sinne eines „Rahmabschöpfens“ vor allem rela-

tiv arbeitsmarktnahe Erwerbslose einzustellen. Die Integ-

rationswirkungen könnten so ähnlich schlecht wie bei den 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ausfallen. Dann stellt 

sich aber die Frage, ob die Förderung den Hilfebedürftigen 

nicht eher schadet. 
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Beschäftigung begleitende Maßnahmen

Eine der wichtigsten Beschäftigung begleitenden Maßnah-

men ist in Deutschland der Eingliederungszuschuss: Arbeit-

geber können bei der Einstellung von Personen mit Ver-

mittlungshemmnissen einen zeitlich begrenzten Zuschuss 

zum Arbeitsentgelt erhalten. Auswertungen – zuletzt aus 

der aktuellen Evaluation des SGB II – zeigen: Personen, die 

mit einem solchen Zuschuss gefördert wurden, sind in der 

Folge deutlich häufi ger beschäftigt als ähnliche, aber un-

geförderte Arbeitslose. Eingliederungszuschüsse können 

Wettbewerbsnachteile von Arbeitslosen kompensieren und 

führen auch häufi g zu nachhaltiger Beschäftigung. Eine 

Gefahr ist jedoch, dass die Fördermöglichkeit auf Seiten 

der Betriebe unerwünschte Anreize setzt. Dies kann dazu 

führen, dass ohnehin geplante Einstellungen gefördert 

werden (Mitnahme), oder gar dazu, dass solchermaßen 

geförderte Beschäftigung ungeförderte verdrängt (Substi-

tution). Dennoch spricht vieles dafür, dass es sich beim Ein-

gliederungszuschuss um ein probates Mittel handelt, um 

insbesondere die arbeitsmarktnäheren unter den Personen 

mit Vermittlungshemmnissen wieder in Arbeit zu bringen. 

Auswertungen von Kathi Ruppe vom IAB aus dem Jahr 

2009 zeigen, dass die Beschäftigungsverhältnisse derart 

geförderter Personen stabiler sind als die ähnlicher, aber 

ungefördert eingestellter Arbeitnehmer.

Eine gegenwärtig besonders populäre Form der „Be-

schäftigungsförderung“ ist das Kurzarbeitergeld (vgl. auch 

den Artikel „Kurzarbeit – Atempause in der Krise“ von 

Hans-Uwe Bach et al. auf Seite 52). So werden Beschäf-

tigungsverhältnisse aufrechterhalten und die gravierenden 

Folgen der Arbeitslosigkeit von vornherein vermieden – 

vorausgesetzt, dass diese nachhaltig verhindert werden 

kann. Ebenfalls wird eine Entwertung der Qualifi kation 

und Arbeitserfahrung vermieden, solange es sich nicht um 

„Kurzarbeit Null“ über einen längeren Zeitraum handelt. 

Ob die Verlängerung auf 24 Monate nicht ein Stück zu weit 

geht und falsche Signale setzt, zum Beispiel älteren Kurzar-

beiterinnen und Kurzarbeitern einen Anreiz zum gleitenden 

Übergang in den Ruhestand gibt, lässt sich gegenwärtig 

noch nicht sagen. 

Fazit

Wie sollten arbeitsmarktpolitische Programme gestaltet 

sein, um einen optimalen Beitrag zur Arbeitsmarktent-

wicklung zu leisten? Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik ist 

es vorrangig, Arbeitslosigkeit durch frühzeitiges Eingreifen 

zu vermeiden oder zumindest dagegen anzusteuern, dass 

sich kurzfristige Arbeitslosigkeit verfestigt. Gerade in Kon-

junkturkrisen besteht die Gefahr, dass aus konjunktureller 

Arbeitslosigkeit strukturelle wird. Weil das Risiko, langzeit-

arbeitslos zu werden, in Deutschland nicht gleich verteilt 

ist, sondern bestimmte Gruppen stärker trifft, sollten sich 

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auf diese Problem-

gruppen konzentrieren. Soweit möglich, sollte Arbeits-

marktpolitik die Chancen von Benachteiligten erhöhen, 

stabile Beschäftigungsverhältnisse in privaten Unterneh-

men aufzunehmen. 

Besonders hohen Risiken, langzeitarbeitslos zu 

werden, sind gering qualifi zierte Menschen ausgesetzt. 

Vermittlung und Beratung muss gerade bei ihnen dar-

auf ausgerichtet sein, die Eigeninitiative zu fördern und 

deren Erfolg zu unterstützen. Hier geht es darum, die 

richtige Strategie zu fi nden, die die Chancen der Betrof-

fenen verbessert. Qualifi zierungsmaßnahmen können 

die Produktivitätsnachteile potenziell Langzeitarbeits-

loser verringern, soweit sie marktgerecht und an die 

individuellen Fähigkeiten angepasst sind. Ist dies ge-

währleistet, könnten auch längere Qualifi zierungen mit 

(Teil-)Berufsabschluss wieder in größerem Umfang als 

gegenwärtig eingesetzt werden. Beschäftigung beglei-

tende Maßnahmen senken die Lohnkosten der Betriebe 

und können so tatsächliche oder vermutete temporäre 

Produktivitätsdefi zite vormals arbeitsloser Personen aus-

gleichen. In diesem Bereich ist es jedoch am schwersten, 

Mitnahme- und Substitutionseffekte zu vermeiden. Be-

schäftigung schaffende Maßnahmen sollten – weit stär-

ker als dies gegenwärtig geschieht – auf die Zielgruppen 

beschränkt werden, die mehrere Vermittlungshemmnisse 

aufweisen. Wenn Maßnahmen die Integrationschancen 

der Teilnehmer in reguläre Beschäftigung verringern, ist 

dies ein Zeichen, dass die „falschen“ Personen gefördert 

wurden. Diese Gefahr ist besonders groß beim Beschäf-
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tigungszuschuss, der nach zwei Jahren unbefristet bewil-

ligt werden kann. 

Grundsätzlich gilt dies alles unabhängig vom Kon-

junkturzyklus. In der Krise verändert sich in der aktiven 

Arbeitsmarktpolitik zunächst natürlich die Größenordnung 

ihrer Aufgaben. Dies bedeutet aus unserer Sicht aber nicht, 

dass der Maßnahmeneinsatz proportional mit der Arbeits-

losigkeit steigen muss. Der wichtigste Rat besteht im Ge-

genteil zunächst darin, sich dem Reiz des „Viel hilft viel“ 

zu entziehen. Letztlich ist niemandem geholfen, wenn der 

massenhafte Ausbau öffentlich geförderter Beschäftigung 

privatwirtschaftliche Aktivitäten behindert. Die Gefahr 

von Mitnahme- und Verdrängungseffekten dürfte steigen, 

wenn der Einsatz von Eingliederungszuschüssen merklich 

ausgeweitet wird. 

Der zweite Rat lautet, gerade in der Krise genau hin-

zuschauen, für wen sich welche Maßnahme eignet: Gute 

Beratung und Vermittlung brauchen alle. Qualifi zierung 

benötigen viele. Einstellungssubventionen helfen denen, 

die vergleichsweise nah – aber noch nicht nah genug – 

am Arbeitsmarkt sind. Öffentlich geförderte Beschäftigung 

eignet sich für diejenigen, die erhebliche Vermittlungs-

hemmnisse haben und deren Chancen auf reguläre Ar-

beit auch bei guter Arbeitsmarktlage sehr gering sind. Ein 

moderater Ausbau öffentlicher Beschäftigung kann in der 

Rezession sinnvoll sein, wenn er dem Erhalt der Beschäf-

tigungsfähigkeit und der sozialen Teilhabe benachteiligter 

Menschen dient. Investitionen in Infrastruktur sollten da-

gegen die Schaffung regulärer Beschäftigungsverhältnisse 

unterstützen.

Sinnvoll ist eine Stärkung der Arbeitsnachfrage, zum 

Beispiel durch maßvolle zusätzliche Mittel für Einstellungs-

subventionen. Die letzten Gesetzesänderungen setzten 

bereits fi nanzielle Anreize für eine verstärkte Nutzung von 

Kurzarbeit. Weiterbildungsmaßnahmen für Arbeitslose be-

hindern in der Rezession eine mögliche Arbeitsaufnahme 

weniger stark als im Aufschwung, so dass es gute Gründe 

für ihren verstärkten Einsatz gibt. 

Der Bereich, in dem eine Kapazitätserweiterung in der 

Krise tatsächlich helfen kann, ist die Beratung und Vermitt-

lung bei Arbeitsagenturen und Grundsicherungsstellen. Bei 
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Kapazitätsengpässen könnte die öffentliche Arbeitsvermitt-

lung gegebenenfalls verstärkt private Arbeitsmarktdienst-

leister einbinden. Ob öffentlich oder privat: Es muss sicher-

gestellt sein, dass eine Ausweitung nicht zu einer Abkehr 

von den in den letzten Jahren etablierten Standards führt.
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Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat weltweit zu massiven fi skalischen Interventionen geführt. 

Konjunkturprogramme sollen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage stützen und dadurch einen Einbruch 

der Produktion abfedern. So soll Beschäftigung stabilisiert und Arbeitslosigkeit verhindert werden. 

Auch in Deutschland wurden Konjunkturpakete aufgelegt. Was können sie leisten? Welche Auswirkun-

gen auf den Arbeitsmarkt sind zu erwarten? Ein Prüfbericht.

Konjunkturprogramme gegen die Krise
Auf zum TÜV

Die Bundesregierung reagierte auf die weltweite Finanz-

krise im November 2008 mit einem ersten Konjunktur-

paket (siehe Kasten „Konjunkturpakete im Detail“ auf 

Seite 35). Nach der gemeinschaftlichen Konjunkturprognose 

der führenden deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute um-

fasst es einen fi skalischen Impuls von insgesamt knapp zwölf 

Milliarden Euro für die Jahre 2009 und 2010. Im Januar 2009 

folgte das Konjunkturpaket II. Dessen Stimulus taxieren die 

Institute auf rund 47 Milliarden Euro für die Jahre 2009 und 

2010. Weitere quantitativ bedeutsame Impulse sind von der 

Wiedereinführung der Pendlerpauschale und von der verän-

derten steuerlichen Berücksichtigung von Vorsorgeaufwen-

dungen zu erwarten. Beide Maßnahmen sind Konsequen-

zen aus Urteilen des Bundesverfassungsgerichts und wären 

auch ohne Wirtschaftskrise umgesetzt worden. Schließlich 

erhöhen sogenannte „automatische Stabilisatoren“ die ge-

samtwirtschaftliche Nachfrage. Unter automatischen Stabi-

lisatoren versteht man konjunkturabhängige Steuern und 

Transfers, welche ohne weitere politische Entscheidungen 

die Auswirkungen von wirtschaftlichen Schocks auf die Bin-

nennachfrage dämpfen. Die laufenden Defi zite von Bund 

und Ländern steigen dadurch an, weil zum Beispiel die Ein-

nahmen aus der Einkommenssteuer sinken oder die Ausga-

ben für Arbeitslosenunterstützung steigen. Die Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

schätzt das gesamte Volumen der fi skalischen Expansi-

on in Deutschland für die Jahre 2009 und 2010 auf etwa 

7,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.

Obwohl der Sachverständigenrat in seinem im November 

2008 veröffentlichten Gutachten noch eine vergleichsweise 

günstige Wirtschaftsentwicklung für 2009 prognostizierte, 

empfahl er unter der Bezeichnung „konjunkturgerechte 
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Wachstumspolitik“ eine Ausweitung der öffentlichen In-

vestitionen allgemein sowie speziell höhere Ausgaben für 

Bildung und frühkindliche Förderung. Die dazu notwen-

digen Mittel sollten, so der Sachverständigenrat, durch 

zusätzliche öffentliche Kreditaufnahme bereitgestellt wer-

den. Ein solches kreditfi nanziertes Konjunkturprogramm 

erhielt im Herbst weitere Unterstützung von einer Reihe 

renommierter Volkswirte und vom Wissenschaftlichen Bei-

rat beim Bundesministerium der Finanzen.

Fiskalpolitik und ihre Leistungsfähigkeit

Kann Fiskalpolitik die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 

stimulieren? Die makroökonomische Forschung sieht die 

Möglichkeiten einer solchen Stabilisierung heute kritischer 

als noch in den siebziger Jahren. Allerdings geht auch die 

aktuelle empirische Forschung davon aus, dass zusätzliche 

Staatsausgaben oder Abgabensenkungen kurzfristig eine 

zusätzliche Nachfrage auslösen. Die expansive Fiskalpolitik 

steht aber in der Regel vor massiven Umsetzungsproble-

men. Insbesondere die schnelle Implementation von Aus-

gabenprogrammen gestaltet sich in der Praxis schwierig.

Wenn sich die meisten Ökonomen in der Vergangen-

heit gegen Konjunkturprogramme aussprachen, lag das 

auch daran, dass sie kein gravierendes Nachfrageproblem 

sahen. Angesichts des stärksten Nachfrageeinbruchs in der 

Nachkriegszeit ist sich die Disziplin heute hingegen weitge-

hend einig, dass in dieser Situation Konjunkturprogramme 

richtig sind. Um die Nachfrage zu stimulieren, kann außer 

der Fiskalpolitik auch die Geldpolitik eingesetzt werden. 

Eine weitere Lockerung der Geldpolitik scheidet aber der-

zeit aus, da kaum mehr Spielräume bestehen, die Zinsen 

noch weiter zu senken. Zudem ist es wahrscheinlich, dass 

Verbraucher und Unternehmen so unsicher über die weitere 

wirtschaftliche Entwicklung sind, dass die Wirkung geldpo-
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litischer Maßnahmen gering ist, fi skalpolitische Maßnah-

men dagegen die Nachfrage direkt anregen können.

Um Konjunkturprogramme richtig zu beurteilen, muss 

man unterscheiden, ob der Impuls von kreditfi nanzierten 

Steuersenkungen ausgeht oder von kreditfi nanzierten 

Staatsausgaben. Steuersenkungen wird häufi g eine gerin-

gere Wirkung beigemessen, da die Haushalte einen Teil 

des zusätzlichen Geldes sparen und so den fi skalischen Im-

puls dämpfen. Zusätzliche Ausgaben des Staates werden 

demgegenüber vollständig nachfragewirksam. Auf der an-

deren Seite sind Steuersenkungen die schnellere Form der 

expansiven Fiskalpolitik, da öffentliche Ausgaben in der 

Regel einen relativ langen Vorlauf brauchen. Ein weiterer 

Vorteil von Steuersenkungen ist, dass sie zu einer breiter 

gestreuten Zusatznachfrage führen, während sich zusätzli-

che öffentliche Aufgaben fast immer auf wenige Branchen 

konzentrieren, vor allem auf die Bauwirtschaft. Dadurch 

steigt die Gefahr von Überauslastungen und Preissteige-

rungen, was die wirtschaftliche Entwicklung kurz- und 

mittelfristig schwächt.

Konjunkturprogramme können unter Umständen 

private Nachfrage verdrängen, aber auch zu zusätzlicher 

privater Nachfrage anregen und damit den fi skalischen 

Stimulus multiplizieren. Die wirtschaftswissenschaftliche 

Diskussion zur Wirkung von Konjunkturprogrammen dreht 

sich daher um sogenannte Fiskalmultiplikatoren. Liegt der 

Multiplikator über der Zahl eins, löst der fi skalische Impuls 

zusätzliche private Ausgaben aus. Entsprechend signali-

sieren Multiplikatoren unter eins, dass private Ausgaben 

zurückgedrängt werden. In der empirischen Literatur zu 

Fiskalmultiplikatoren fi ndet sich eine große Bandbreite 

von Werten. Die meisten Ökonomen sind allerdings der 

Auffassung, dass die Multiplikatoren eher klein sind: Die 

Staatsausgabenmultiplikatoren liegen bestenfalls um 1,2. 

Die Wirkungen verminderter Steuereinnahmen liegen 

deutlich unter eins. 

Fiskalpolitik auf dem Prüfstand

Konjunkturprogramme können nur wirken, wenn man zu-

nächst die Ursache für den Nachfrageeinbruch beseitigt, 

also den Finanzsektor wieder in Ordnung bringt. Das ist 

eine Lektion, die man aus den Finanzkrisen in Japan und 

Südkorea lernen kann. Südkorea hatte nach der Finanzkri-

se 1998 schnell reagiert. Fünf von 33 Banken wurden ge-

schlossen. Die anderen Banken wurden durch Bürgschaf-

ten oder den Aufkauf fauler Kredite gestützt. So ließ sich 

der Finanzsektor stabilisieren. Fiskalpolitische Maßnah-

men zur Erhöhung der Nachfrage waren demgegenüber 

relativ klein dimensioniert, entfalteten aber eine große 

Wirkung. Hingegen hatte sich die japanische Regierung 

damals langsamer und weniger energisch an die Stabi-

lisierung des Finanzsektors gemacht, auch wenn sie ein 

erheblich größeres Konjunkturpaket aufl egte. Das konnte 

die japanische Wirtschaft nicht aus der Krise führen. 

In der Vergangenheit konnten weitere Erfahrungen 

mit Fiskalpolitik in Finanzkrisen gesammelt werden. Der 

Internationale Währungsfonds hat diese in einer neueren 

Untersuchung zusammengefasst, anhand derer die deut-

schen Konjunkturpakete bewertet werden können. Nach 

dieser Studie sollten Konjunkturprogramme in Finanzkri-

sen folgende Eigenschaften haben: zügig, groß und an-

dauernd, diversifi ziert, koordiniert, nachhaltig.

  Zügig, weil der Nachfrageeinbruch sehr schnell kommt 

und daher auch eine schnelle Stimulierung erforderlich 

ist. Insofern ist das Timing des deutschen Konjunktur-

programms problematisch. Denn der Konjunkturein-

bruch war um die Jahreswende besonders stark; viele 

der Maßnahmen wirken aber erst im Laufe dieses und 

des nächsten Jahres. 

   Groß und hinreichend lang andauernd, weil auch der 

Nachfrageeinbruch in der aktuellen Krise stark ist und 

länger andauert. Bezogen auf den für 2009 erwarte-

ten Einbruch des Bruttoinlandsprodukts erscheinen 

die beiden Konjunkturpakete klein. Angesichts der 

Umsetzungsprobleme, die mit zusätzlichen öffentli-

chen Ausgaben verbunden sind, dürften die Pakete 

trotzdem sinnvoll dimensioniert sein. Aufgrund der 

relativ hohen Schuldenstandsquote Deutschlands 

wäre ein größerer Umfang möglicherweise sogar 

kontraproduktiv gewesen.
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Konjunkturpakete im Detail

Mit zwei Bündeln von Maßnahmen hat die Bundesre-

gierung im November 2008 (Konjunkturpaket I) und im 

Januar 2009 (Konjunkturpaket II) auf den Ausbruch der 

Wirtschaftskrise im Herbst 2008 reagiert. Die Pakete 

sollen durch höhere Staatsausgaben und die Erhöhung 

der privaten verfügbaren Einkommen die gesamtwirt-

schaftliche Nachfrage nach Gütern und Dienstleistun-

gen stützen und so Arbeitsplätze sichern. Insgesamt 

setzen sich die Konjunkturpakete aus einer Vielzahl von 

Einzelmaßnahmen zusammen (vgl. Tabelle).

Konjunkturpakete werden in der Volkswirtschaftslehre 

als diskretionäre Fiskalpolitik bezeichnet. Es handelt 

sich um eine nicht-regelgebundene Reaktion auf einen 

wirtschaftlichen Abschwung. Durch den Verzicht auf 

die zeitgleiche Kürzung von Staatsausgaben oder die 

Erhöhung von Einnahmen steigt das Budgetdefi zit des 

Staates. Deshalb spricht man hier auch von „expansiver 

Fiskalpolitik“.

Tabelle

Die Konjunkturpakete I und II 
Angaben in Milliarden Euro

2009 2010

Öffentliche Ausgaben

Aufstockung der Verkehrsinvestitionen 1 1

Aufstockung der KfW-Programme 0,3 0,5

„Zukunftsinvestitionen“ der öffentl. Hand 3 12

Förderung der Mobilitätsforschung 0,7 0,7

Erhöhung des SGB-II-Regelsatzes 
für Kinder

0,2 0,3

Abwrackprämie 5

Änderungen beim Kurzarbeitergeld und 
zusätzliche Vermittler bei der BA

2,9 3,2

Mindereinnahmen

Verbesserte Abschreibungsbedingungen, 
Aussetzung und Neuregelung Kfz-Steuer

2,7 5,9

Einkommensteuersenkung und 
Kinderbonus

4,9 5,6

Senkung des Beitragssatzes zur 
Gesetzlichen Krankenversicherung

3 6

Gesamte Belastung 
der öffentl. Haushalte

23,7 35,2

Quelle: Gemeinschaftsdiagnose, Frühjahrsgutachten 2009               ©IAB
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   Diversifi ziert, weil große Unsicherheit darüber besteht, 

welche Maßnahmen stärker und welche weniger stark 

wirken. Ein Bündel, das an mehreren Stellschrauben an-

setzt, hat daher größere Erfolgsaussichten. Aus dieser 

Perspektive ist die Zusammensetzung des Konjunktur-

paketes in Deutschland aus sehr verschiedenen Ele-

menten von Vorteil. 

   Koordiniert mit anderen Ländern, weil ein Teil der Nach-

frageimpulse im Ausland versickert. Da die aktuelle Kri-

se weltweit herrscht, haben die meisten Industrieländer 

Programme aufgelegt. Die Sickereffekte dürften sich 

daher zum Teil gegenseitig aufheben.

   Finanzpolitisch nachhaltig, weil an die Finanzmärkte 

das Signal gehen sollte, dass trotz zusätzlicher Ver-

schuldung mittelfristig eine solide Finanzpolitik verfolgt 

wird. Sehr zu begrüßen ist daher die Kombination des 

Konjunkturprogramms mit einer grundgesetzlich veran-

kerten Schuldenbremse, die mittelfristig wirksam wird. 

Wirkungen auf das Bruttoinlandsprodukt 

Welche Wirkungen die Konjunkturpakete auf das Bruttoin-

landsprodukt in Deutschland entfalten, haben das Institut 

für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) und das Rheinisch-

Westfälische Institut (RWI) mit Simulationsrechnungen ab-

geschätzt. Die Berechnungen der Institute unterscheiden 

sich etwas hinsichtlich der Höhe des Gesamtimpulses und 

dessen zeitlicher Verteilung. Dennoch kommen beide Un-

tersuchungen zu ähnlichen Ergebnissen. Für 2009 rechnet 

das IWH mit einem zusätzlichen Wachstum des Bruttoin-

landsprodukts von 0,6 Prozentpunkten, das RWI mit 0,5 

Prozentpunkten. Das kumulierte zusätzliche Wachstum in 

den Jahren 2009 und 2010 beläuft sich auf 0,9 (IWH) und 

0,8 Prozentpunkte (RWI).

Die Simulationsstudien bestätigen das bereits er-

wähnte ungünstige Timing der Konjunkturpakete. Bei den 

geplanten Maßnahmen werden etwa 40 Prozent des Im-

pulses in diesem Jahr wirksam, 60 Prozent im Jahr 2010. 

Bei den Infrastrukturmaßnahmen ist sogar ein Verhältnis 
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von etwa 25 Prozent im Jahr 2009 zu 75 Prozent im Jahr 

2010 zu erwarten. Zurückzuführen ist das ungünstige 

Timing vor allem darauf, dass die Umsetzung der Maß-

nahmen Zeit erfordert.

Die zusätzlichen Staatsausgaben für Bildung, Verkehr, 

kommunale Infrastruktur und Forschung verbessern ten-

denziell die mittelfristigen Wachstumschancen. Ihr Beitrag 

zur Kompensation des kurzfristigen Nachfrageausfalls ist 

relativ gering. Zur zeitlichen Verzögerung kommt noch die 

fehlende Zielgenauigkeit. Die öffentlichen Ausgaben wer-

den vor allem zur Zusatznachfrage in solchen Branchen 

führen, die von der Wirtschaftskrise wenig betroffen sind. 

Die besonders stark betroffenen Branchen, die export-

orientierten Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, 

werden dagegen kaum erreicht.

Trotz dieser Einschränkungen könnten die angekün-

digten „Zukunftsinvestitionen“ einen wichtigen Beitrag zur 

Nachfragestabilisierung leisten. In einer Situation, in der 

die privaten Nachfrager aus Unsicherheit mit Konsum- und 

Investitionsentscheidungen zögern, gehen von den ange-

kündigten öffentlichen Ausgaben möglicherweise Signale 

aus, die Vertrauen in die künftige wirtschaftliche Entwick-

lung schaffen.

Ein Konjunkturprogramm in Deutschland in vergleich-

barer Größenordnung wie in den USA – die Konjunktur-

pakete hätten dann ungefähr doppelt so groß ausfallen 

müssen – hätte zu einem geringeren Einbruch des Brutto-

inlandsprodukts beitragen können. Damit wären aber auch 

hohe Risiken verbunden gewesen. Der Offenheitsgrad der 

deutschen Wirtschaft macht eine „amerikanische“ Fiskal-

politik schwieriger, weil ein größerer Teil des Impulses im 

Ausland versickert. Eine expansivere Politik würde zudem 

Zweifel am mittelfristigen Konsolidierungskurs aufwerfen.

Wirkungen auf die Beschäftigung

Die Beschäftigungseffekte der Konjunkturpakete werden 

in den Simulationsrechnungen des RWI und IWH relativ 

optimistisch eingeschätzt. Erstens reagiert die Beschäfti-

gung offenbar in beiden Modellen stark auf Veränderun-

gen des Bruttoinlandsprodukts. So führt beispielsweise im 

RWI-Modell die Wachstumsdifferenz von 0,8 Prozentpunk-

ten im Jahr 2010 dazu, dass 260.000 Jobs weniger ver-

loren gehen. Diese sogenannte Beschäftigungssensitivität 

ist mehr als doppelt so hoch wie in üblichen Schätzungen 

und übertrifft selbst die Schätzwerte für die USA. Zweitens 

nimmt die Erwerbstätigenproduktivität nur in sehr gerin-

gem Maße zu. Das erscheint in Anbetracht von auf Null 

oder sogar ins Minus gefahrenen Arbeitszeitkonten und 

stark verbreiteter Kurzarbeit als unwahrscheinlich.

Warum wir die Arbeitsmarkteffekte der Simulations-

rechnungen als zu optimistisch einschätzen, lässt sich 

anhand einer unterstellten Beschäftigungssensitivität des 

Wachstums verdeutlichen, die implizit den bisherigen Pro-

gnosen des IAB zugrunde liegen: Bei einem zusätzlichen 

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts durch das Kon-

junkturpaket von etwa 0,5 Prozentpunkten im laufenden 

Jahr ist dann ein Effekt von zusätzlich nur etwa 75.000 

Beschäftigten zu erwarten. Da anders als 2009 im Jahr 

2010 die Stundenproduktivität der Arbeit steigen wird, ist 

im kommenden Jahr eine noch geringere Beschäftigungs-

wirkung des fi skalisch induzierten Wachstums zu erwar-

ten. Das induzierte Wachstum des Bruttoinlandsprodukts 

im Jahr 2010 beträgt laut RWI 0,3 Prozent und trägt nach 

unserer Schätzung zu etwa 30.000 zusätzlichen Beschäf-

tigten bei. Der Beschäftigungseffekt der kumulierten 

Wachstumsimpulse bis zum Jahr 2010 würde sich danach 

auf etwa 105.000 Beschäftigte belaufen. 

 

Fazit

Das kurzfristig wichtigste Politikinstrument für den Arbeits-

markt ist das Kurzarbeitergeld, dessen Ausweitung Teil des 

Konjunkturprogramms ist (vgl. auch den Artikel „Kurzar-

beit – Atempause in der Krise“ von Hans-Uwe Bach et al. 

auf Seite 52). Neben der direkten Wirkung, dass Betriebe 

ihre Beschäftigten länger halten, hat das Kurzarbeitergeld 

auch eine wichtige indirekte Wirkung: Es stabilisiert die 

gesamtwirtschaftliche Nachfrage, indem es klamme Un-

ternehmen entlastet und die Angst der Konsumenten vor 

Arbeitslosigkeit mindert. Allerdings birgt konjunkturelle 

Kurzarbeit auch die Gefahr, dass unvermeidbarer Struktur-

wandel verzögert wird.
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Die Auswirkungen des fi skalischen Impulses auf den Ar-

beitsmarkt sind also begrenzt. Wenn der Arbeitsmarkt ver-

gleichsweise glimpfl ich durch die Krise kommt, dürfte dazu 

vor allem die Ausweitung der Kurzarbeit beigetragen haben. 

Neben betrieblichen Flexibilisierungsmaßnahmen ermöglicht 

die Inanspruchnahme von Kurzarbeit den Unternehmen, Ar-

beitskräfte für eine begrenzte Zeit weiter zu beschäftigen. 

Nicht zu vergessen ist auch, dass der Arbeitsmarkt durch die 

sogenannten Hartz-Reformen der vergangenen Jahre besser 

gegen Krisen gewappnet ist, als das früher der Fall war.
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Abbildung 1

Rückgang des Bruttoinlandsproduktes
in ausgewählten Ländern
1. Quartal 2009 gegenüber 1. Quartal 2008
in Prozent
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Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise begann auf dem Immobilienmarkt der USA. Spätestens seit 

dem Herbst 2008 greift sie auch auf Europa über. Die Auswirkungen variieren von Land zu Land. Auch 

die Krisenprogramme unterscheiden sich. Die institutionellen Rahmenbedingungen spielen eine gro-

ße Rolle bei der Frage, wie die Regierungen der Länder versuchen, Einkommen und Beschäftigung zu 

sichern. Ihre Reaktionen auf die Krise sind mal mehr, mal weniger erfolgreich.

Krisenprogramme in Europa und den USA
Internationale Vielfalt 

Der Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (BIP) im ersten 

Quartal 2009 gegenüber dem Vorjahr verdeutlicht das 

Ausmaß der Krise. Bemerkenswert ist, dass er in den USA 

noch relativ moderat ausfi el (vgl. Abbildung 1). Das Glei-

che gilt auch für Spanien, trotz krisenhafter Entwicklungen 

auf den Immobilienmärkten dieser Länder. Deutschland ist 

dagegen mit einem Einbruch des BIP von 6,7 Prozent be-

sonders hart betroffen. Dies liegt an der starken Exportab-

hängigkeit der deutschen Industrie und darüber hinaus an 

der vergleichsweise großen Bedeutung des Verarbeiten-

den Gewerbes. Denn das Verarbeitende Gewerbe wurde 

von der Krise stärker erschüttert als der Dienstleistungs-

bereich. So ging im März 2009 die Industrieproduktion im 

EU-Durchschnitt gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat 

um 18 Prozent zurück, die deutsche Industrieproduktion 

hingegen um 22 Prozent. Unter den großen Industrienati-

onen fi el der Einbruch nur in Italien mit minus 27 Prozent 

noch höher aus. Angesichts ihrer Spezialisierung auf hoch-

wertige Industrieprodukte ist die deutsche Wirtschaft also 

vom globalen Schock überproportional betroffen. Davon 

werden vergleichsweise produktive und gut aufgestellte 

Unternehmen in wirtschaftlich starken Regionen in Mit-

leidenschaft gezogen, so dass nicht von einer Strukturkrise 

im klassischen Sinn gesprochen werden kann. 

Auf den Arbeitsmärkten hat dieser Konjunkturein-

bruch zu sehr unterschiedlichen Auswirkungen geführt 

(vgl. Abbildung 2 auf Seite 40). In Dänemark, Irland, Spa-

nien und in den USA stieg die Arbeitslosenquote bis zum 

April 2009 – parallel zum Rückgang des BIP – stark an. 

Diese Entwicklung setzte sich in den drei letztgenannten 

Ländern bis zum Juli 2009 fort. Dagegen wuchs die Ar-

beitslosenquote in Deutschland und in den Niederlanden 

bis zum April 2008 nur moderat und auch bis Juli 2009 

unwesentlich an.
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Früh traf die Krise vor allem die Arbeitsmärkte in Ländern 

mit geringem Kündigungsschutz (Irland, Dänemark, USA) 

oder mit einem hohen Anteil an Befristungen (Spanien). 

In allen Ländern waren Menschen in sogenannten atypi-

schen Beschäftigungsverhältnissen zuerst und am stärks-

ten von Arbeitslosigkeit betroffen. Dazu gehören vor allem 

Leiharbeiter und befristet Beschäftigte.

Beschäftigungs- und Einkommenssicherung 

National wie international lassen sich zwei prinzipiell un-

terschiedliche Anknüpfungspunkte für Krisenmaßnahmen 

unterscheiden. Die erste Maßnahmenart setzt auf der 

betrieblichen Ebene an und versucht in erster Linie, Be-

schäftigung zu sichern und Arbeitslosigkeit zu vermeiden. 

Darunter fallen Beschäftigung begleitende Maßnahmen 

wie Kurzarbeit, aber auch Formen der Arbeitszeitverkür-

zung sowie betriebliche Vereinbarungen zur Lohnzurück-

haltung oder gar Lohnkürzung. Sie können einen Beitrag 

zur Verstetigung von Beschäftigung in Krisenzeiten leisten. 

Eine Anfang 2009 unter den OECD-Mitgliedstaaten durch-

geführte Befragung zeigt, dass die meisten Programme, 

die auf betrieblicher Ebene ansetzen, im Wesentlichen drei 

Maßnahmearten kombinieren: erstens die Ausdehnung 

von Lohnkostenzuschüssen und öffentlichen Beschäfti-

gungsprogrammen, zweitens die Kürzung von Sozialver-

sicherungsbeiträgen für Arbeitgeber sowie drittens – je 

nach Land – fl exiblere und großzügigere Kurzarbeitsrege-

lungen oder vorübergehende Entlassungen. 

Das zweite Maßnahmenbündel betrifft Personen, die 

ihren Arbeitsplatz infolge der Krise verloren haben. Dazu 

zählen die Verbesserung der sozialen Absicherung bei Ar-

beitsplatzverlust, insbesondere in Ländern mit einem rela-

tiv niedrigen Absicherungsniveau. Darunter fallen Steuer-

erleichterungen für Geringverdiener, die Übernahme von 

Sozialbeiträgen durch den Staat sowie Änderungen bezüg-

lich der Höhe und Bezugsdauer von Lohnersatzleistungen. 

Neben dieser „passiven“ Arbeitsmarktpolitik stehen Maß-

nahmen zur schnelleren Wiederaufnahme von Beschäfti-

gung durch Aktivierung, Beratung und Qualifi zierung auf 

der Agenda. Zu diesen klassischen Maßnahmen der aktiven 

Arbeitsmarktpolitik zählen auch Eingliederungszuschüsse 

und öffentlich geförderte Beschäftigungsprogramme. 
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Anmerkung:  * März 2008 und März 2009

Quelle: OECD

Abbildung 2

Veränderung der Arbeitslosenquote 
April 2009 im Vergleich zu April 2008

harmonisierte Arbeitslosenquoten in Prozent
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Institutionen und ihr Einfl uss auf Krisenreaktionen 

Die Gründe für die beträchtlichen Unterschiede zwischen 

den Ländern bei der Entwicklung der Arbeitslosenquoten 

sind nicht nur in der sektoralen Produktionsstruktur, son-

dern auch in den institutionellen Rahmenbedingungen 

der jeweiligen Arbeitsmärkte zu sehen. Dazu zählen insbe-

sondere die Arbeitsgesetzgebung, das Tarifverhandlungs-

system und das etablierte System der passiven und aktiven 

Arbeitsmarktpolitik. Die arbeitsmarktpolitischen Reakti-

onen zur Beschäftigungs- und Einkommenssicherung in 

den einzelnen Ländern sind stark abhängig von diesen 

Rahmenbedingungen.

In kontinental-europäischen Ländern wie Deutsch-

land, Frankreich oder Belgien mit stark regulierten Arbeits-

märkten setzen Maßnahmen vor allem bei betriebsinternen 

Flexibilitätsformen an. In diesen Ländern wird vor allem 

auf das Instrument der geförderten Kurzarbeit zurückge-

griffen. So verfolgen viele deutsche Unternehmen in bisher 

nicht gekanntem Maße interne Strategien, um ihren Per-

sonaleinsatz an die schlechtere Auftragslage anzupassen. 

Einerseits wurde intensiv von den Möglichkeiten der fl exi-

blen Arbeitszeitgestaltung Gebrauch gemacht. Das heißt, 

es wurden weniger Überstunden geleistet, die Spielräume 

zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit genutzt und Gut-

haben auf Gleitzeit- und Arbeitszeitkonten abgebaut. An-

dererseits haben die im Rahmen von Tarifabkommen zur 

Standort- und Beschäftigungssicherung vereinbarten Kür-

zungen oder Streichungen von erfolgsabhängigen Lohn-

komponenten wie dem Wegfall von Mehrarbeitszuschlä-

gen bis hin zur Kürzung des Monatsverdienstes bislang zur 

Beschäftigungsstabilisierung beigetragen (vgl. auch den 

Artikel „Betriebliche Bündnisse für Beschäftigung – Mit 

vereinten Kräften“ von Lutz Bellmann auf Seite 48).

Im Hinblick auf die Absicherung bei Arbeitslosigkeit 

gab es in den kontinental-europäischen Ländern bislang 

nur partielle Änderungen. In Frankreich wurde beispiels-

weise der Anspruch auf Arbeitslosengeld auf arbeitslose 

Jugendliche aus befristeten Beschäftigungsverhältnissen 

ausgedehnt. In Tschechien wurde das Arbeitslosengeld er-

höht, aber die Bezugsdauer verkürzt. In Belgien hingegen 

wurde die Bezugsdauer zeitlich befristet verlängert. 

In angelsächsischen Ländern wie Großbritannien, 

Irland und den USA dominiert dagegen die „externe“ 

Flexibilität, also die Entlassung von Arbeitskräften. Zwar 

reagieren Unternehmen auch dort vereinzelt mit „Kurzar-

beit Null“ etwa in Form von Sabbaticals, aber ohne fi nan-

zielle Unterstützung von staatlicher Seite. Arbeitsmarkt-

politische Maßnahmen in Ländern mit einer geringen 

Absicherung bei Arbeitslosigkeit, wie zum Beispiel den 
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USA, setzen deshalb weniger an der Verbesserung der Be-

schäftigungssicherung als vielmehr an der Einkommenssi-

cherung an, etwa durch die Ausweitung der Bezugsdauer 

von Arbeitslosengeld. So erleichterten die USA im Herbst 

2008 den Bezug von Arbeitslosengeld, verlängerten die 

Bezugsdauer in einigen Bundesstaaten und erhöhten das 

Arbeitslosengeld zeitlich befristet. Großbritannien, das im 

Vergleich zu den USA ein höheres Absicherungsniveau bei 

Erwerbslosigkeit bietet, weitete dagegen Einstellungs- und 

Weiterbildungszuschüsse aus. 

In skandinavischen Ländern schließlich verzichtet 

man – mit Ausnahme von Finnland – weitgehend auf 

direkte Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung auf 

betrieblicher Ebene. Dort wird das Instrumentarium der 

aktiven Arbeitsmarktpolitik in der Krise ausgebaut. In 

Dänemark ist dies sogar institutionell verankert: Das Aus-

gaben-Budget für aktive Arbeitsmarktpolitik ist gekoppelt 

an die Entwicklung der Arbeitslosenquote. Skandinavi-

sche Länder gewähren generell ein höheres Niveau der 

Absicherung bei Arbeitslosigkeit. So gab es nur kleinere 

Änderungen hinsichtlich der Ausweitung von Leistungsan-

sprüchen an die Arbeitslosenversicherung. Finnland und 

Schweden verkürzten beispielsweise die erforderlichen 

Anwartschaftszeiten, die erfüllt sein müssen, um Arbeits-

losengeld zu beziehen.

Kurzarbeit – Wundermittel der Stunde? 

Das quantitativ bedeutsamste Instrument zur Entlastung 

des Arbeitsmarktes in der Krise ist hierzulande die Kurz-

arbeit (vgl. auch den Artikel „Kurzarbeit – Atempause 

in der Krise“ von Hans-Uwe Bach et al. auf Seite 52). 

Kurzarbeit ist einerseits als betriebsinternes Flexibili-

sierungsinstrument zu sehen, mit dem zur Vermeidung 

von Entlassungen Zeiten einer reduzierten Güternach-

frage oder eines begrenzten Kreditzugangs von Unter-

nehmen überbrückt werden sollen. Andererseits ist die 

aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung geförderte 

Kurzarbeit auch ein wichtiges Instrument aktiver Arbeits-

marktpolitik. Sie kann als eine zeitlich befristete Lohn-

subvention für Beschäftigte betrachtet werden, deren 

Arbeitsplatz infolge der Krise gefährdet ist.

Öffentlich geförderte Kurzarbeitsprogramme gibt es in 

mehr als der Hälfte der 27 EU-Länder. Bei der Einführung 

von Kurzarbeit als arbeitsmarktpolitisches Kriseninstru-

ment in den neuen EU-Mitgliedsländern (Bulgarien, Po-

len, Slowenien, Slowakei, Ungarn und Tschechien) und 

bei deren Ausdehnung, zum Beispiel in Österreich, stand 

das deutsche Modell Pate.

Generell war in den letzten Monaten ein Ausbau 

von Kurzarbeit in den meisten Ländern zu beobachten. 

So wurde in Belgien das Kurzarbeitergeld auch auf Zeit-

arbeiter ausgedehnt und die Förderung der Qualifi zierung 

von Kurzarbeitern beschlossen. Zwischen Dezember 2008 

und Februar 2009 verdoppelte sich dort die Zahl der 

Kurzarbeiter auf 6,5 Prozent aller Beschäftigten. In Öster-

reich ist der Anteil der geförderten Kurzarbeiter zwischen 

Januar und April 2009 um mehr als das Vierfache auf rund 

elf Prozent aller Beschäftigten gestiegen. Kurzarbeiter in 

Frankreich erhielten bis Ende letzten Jahres 50 Prozent 

des Lohnausfalls als Kurzarbeitergeld; seit April 2009 sind 

es 75 Prozent. Dort wurde auch die maximale Dauer der 

Inanspruchnahme pro Jahr von 600 auf 1.000 Stunden 

erhöht. Insgesamt ist Kurzarbeit in Frankreich aber immer 

noch mit höheren Lohneinbußen für die Beschäftigten und 

mit höheren Kosten für die Arbeitgeber verbunden als in 

Deutschland. Der Ländervergleich zeigt, dass die vorü-

bergehende Arbeitszeitreduzierung als arbeitsmarktpoliti-

sches Kriseninstrument nach wie vor in Deutschland am 

weitesten verbreitet ist.

Es gibt allerdings nur wenige Studien, die die Wirk-

samkeit von Kurzarbeit als Instrument der Beschäfti-

gungssicherung evaluieren. Ein deskriptiver Vergleich der 

Beschäftigungsentwicklung in Betrieben mit und ohne 

Kurzarbeit auf der Basis des IAB-Betriebspanels 2003 ergibt 

Hinweise darauf, dass zumindest kurzfristig Entlassungen 

vermieden und damit Beschäftigung stabilisiert wird. Im 

Gegensatz zu den USA verbessert in europäischen Ländern 

mit striktem Kündigungsschutz (Deutschland, Frankreich, 

Belgien) Kurzarbeit als Flexibilisierungsinstrument die An-

passung der Belegschaft an betriebliche Gegebenheiten. 

Das zeigen Studien aus den USA in den 1990er Jahren 

zur geförderten Kurzarbeit in Europa. Auswertungen zur 
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Kurzarbeit in Kanada wiederum kommen zu dem Ergeb-

nis, dass Betriebe mit vorübergehenden wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten ohne Nutzung von Kurzarbeit 40 Prozent 

ihrer Belegschaft entlassen hätten. Tatsächlich wurden in 

diesen Betrieben nur zwölf Prozent der Beschäftigten nach 

dem Auslaufen der Kurzarbeit entlassen. 

Das französische Arbeitsministerium schätzt, dass 

mit dem aktuellen Ausbau der Kurzarbeit 200.000 bis 

300.000 Jobs gesichert werden können und dass zehn bis 

20 Prozent der Kurzarbeiter weiterqualifi ziert werden. Die 

Weiterbildungskosten werden auf rund 1.000 Euro pro 

Arbeiter veranschlagt. Vorliegende Evaluationsergebnisse 

aus Frankreich zur Wirkung von Kurzarbeit zwischen den 

Jahren 1996 und 2004 zeichnen jedoch ein weniger positi-

ves Bild. Verschiedene Studien stellten fest, dass Kurzarbeit 

nicht vor Entlassungen schützt. Sie verzögert sie lediglich 

um sechs Monate. Die Autoren der Studien ziehen daraus 

den Schluss, dass Kurzarbeit als Instrument „struktureller 

Flexibilität“ ungeeignet ist. 

Die bisher vorliegenden internationalen Befunde zur 

Wirkung der Kurzarbeit ergeben also ein uneinheitliches 

Bild. Kurzarbeit ist sicherlich kein Wundermittel gegen die 

Krise. Zwar kann damit kurzfristig der Arbeitsmarkt erheb-

lich entlastet, die Kaufkraft stabilisiert und betriebsspezi-

fi sches Humankapital erhalten werden. Dem stehen aber 

mögliche Negativeffekte, unter anderem höhere Kosten für 

die Unternehmen als bei einer Entlassung und mögliche 

strukturkonservierende Effekte gegenüber. 

 

Fazit 

Abgesehen vom Ausbau der Kurzarbeit knüpfen die meis-

ten arbeitsmarktpolitischen Krisenmaßnahmen in Europa 

am vorhandenen Instrumentarium der Arbeitsmarktpolitik 

an. Grundlegende Innovationen sind derzeit in keinem 

Land zu erkennen. Die meisten Maßnahmen aktiver Ar-

beitsmarktpolitik, wie z. B. Qualifi zierung oder die Integra-

tion von Langzeitarbeitslosen durch Fördern und Fordern, 

knüpfen an strukturellen Problemen des Arbeitsmarktes 

an und sind deshalb wenig geeignet, makroökonomische 

Schocks in Form einer Nachfragekrise abzufedern. 

In einer solchen Situation sind die Handlungsmöglichkei-

ten der Arbeitsmarktpolitik deutlich begrenzt (vgl. auch 

den Artikel „Aktive Arbeitsmarktpolitik – Stoßdämp-

fer auch in Krisenzeiten“ von Susanne Koch et al. auf 

Seite 26). Wohl auch deshalb ist im Ländervergleich 

allenfalls ein mäßiger Ausbau von öffentlichen Beschäf-

tigungsprogrammen festzustellen. Dagegen wird in einer 

Reihe von Ländern nicht nur verstärkt auf Qualifi zierungs-

maßnahmen von Arbeitslosen, sondern zunehmend auch 

auf die Qualifi zierung von Beschäftigten gesetzt. Lohn-

kosten- und Weiterbildungszuschüsse haben eine fl ankie-

rende Wirkung und werden aktuell vermehrt auch in Län-

dern eingesetzt, in denen diese Maßnahmen vor der Krise 

eher unpopulär waren, wie beispielsweise in Großbritan-

nien. Um negative Anreizwirkungen durch großzügigere 

Lohnersatzleistungen zu begrenzen, erhöhen Länder wie 

die USA, Belgien, Schweden oder Tschechien das Arbeits-

losengeld lediglich zeitlich befristet. Ebenso befristen sie 

die Verlängerung der Bezugsdauer.  

Länderübergreifend ist festzustellen, dass kostspielige 

Strategien zur Entlastung des Arbeitsmarktes durch den Aus-

bau von Vorruhestandsmaßnahmen oder der Öffnung der 

Erwerbsunfähigkeit, die in früheren Dekaden massiv einge-

setzt wurden, bislang unterblieben sind. Die Länder haben 

offensichtlich aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt. 

In einigen Ländern, insbesondere auch in Deutschland, 

ist die Absicherung der Beschäftigung über Arbeitszeitan-

passungen und Arbeitskräftehorten der Unternehmen bis-

her erstaunlich gut gelungen. Einen wesentlichen Beitrag 
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dazu hat Kurzarbeit geleistet. Kurzarbeit ist sicherlich kein 

Wundermittel gegen die Krise. Sie hat jedoch bislang – zu-

sammen mit anderen betriebsinternen Flexibilisierungsinst-

rumenten – eine massive Entlassungswelle verhindert. Das 

Halten von Arbeitskräften ist für Betriebe also durchaus 

interessant, besonders bei hohem (betriebsspezifi schem) 

Qualifi kationsniveau, das generell die Entlassungs- und 

Rekrutierungskosten erhöht (vgl. auch den Artikel „Krisen-

analyse und Empfehlungen – Das deutsche Arbeitsmarkt-

wunder auf dem Prüfstand“ von Joachim Möller und Ulrich 

Walwei auf Seite 4).

Absehbar ist aber auch, dass Betriebe die Beschäftigung 

auf Dauer nicht durch Kurzarbeit stabilisieren können. Die 

Strategie der internen Flexibilität stößt insgesamt an ihre 

Grenzen, wenn die Erholung nicht schnell genug kommt. 

Dann ist auch in Deutschland mit einem deutlichen An-

stieg der Arbeitslosigkeit zu rechnen. 
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Den Industrieunternehmen brechen Aufträge weg, Einkommen schrumpfen wegen Kurzarbeit, 

die Arbeitslosigkeit steigt, der Einzelhandel klagt über sinkende Umsätze und Branchenriesen wie 

Hertie und Arcandor sind insolvent. Warum hält sich das Konsumklima in Deutschland trotzdem 

so gut? Antworten gibt Rolf Bürkl, Senior Research Consultant beim Nürnberger Marktforschungs-

unternehmen Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).

Konsumfreude in Krisenzeiten
Ein Gespräch mit Rolf Bürkl von der GfK

Sie begannen Ihre berufl iche Karriere als Betreuer 

für Entwicklungshilfeprojekte in Ägypten und Na-

mibia. Von dort ist es ein weiter Weg zur Gesell-

schaft für Konsumforschung in Nürnberg …

Rolf Bürkl: Von der Ausbildung her bin ich Volkswirt. 

Neben Statistik habe ich mich während meines Studiums 

mit Entwicklungspolitik und Entwicklungshilfe beschäftigt. 

Anschließend habe ich diese Auslandsstelle bekommen: 

drei Jahre Ägypten und ein halbes Jahr Namibia. Dann bin 

ich von einem ehemaligen Studienkollegen angesprochen 

worden, ob ich bei der GfK die Überarbeitung der Kon-

sumklimamessung mitgestalten möchte. Diese wurde An-

fang der 1990er Jahre auf neuere, qualitativ bessere Füße 

gestellt. Das hat gut gepasst von meiner Ausbildung her. 

Denn es ist sehr viel weniger klassische Marktforschung 

als vielmehr Konjunkturforschung, Wirtschaftspolitik und 

relativ viel Statistik. Jetzt bin ich seit 1992 bei der GfK.

Was ist dort Ihr Aufgabengebiet?

Rolf Bürkl: Ich bin in der Ad-hoc-Forschung tätig. Im Ge-

gensatz zum Bereich Panels werden hier für Kunden auch 

gezielt Studien angeboten. Ein Teil meiner Arbeit ist die 

Telekommunikationsmarktforschung. Das zweite große 

Interview

Standbein ist das Konsumklima. Dazu gehören die Erhe-

bung, Analyse und Interpretation der Verbraucherstim-

mung sowie die Öffentlichkeitsarbeit und die Entwicklung 

neuer Produkte, die auch vermarktet werden.

Wie untersuchen Sie das Konsumklima?

Rolf Bürkl: Wir messen regelmäßig, wie sich die Befi nd-

lichkeiten der Bundesbürger auf ihr Konsumverhalten aus-

wirken. Zum einen befragen wir die Verbraucher zur ge-

samtwirtschaftlichen Situation, was sie vom Arbeitsmarkt 

halten, von den Preisen, von der Konjunktur. Zum anderen 

befassen wir uns mit der Situation der Haushalte selber, 

mit ihrer Konsum- und Sparneigung und ihrer Einschät-

zung, wie sich ihre fi nanzielle Lage entwickeln wird. Das 

sind persönliche Interviews mit monatlich 2.000 Befrag-

ten. Die Erhebung fi ndet im Rahmen eines EU-Projektes 

im Auftrag der Europäischen Kommission statt. Sie wird 

in allen EU-Ländern auf der Grundlage eines englischen 

Masterfragebogens mit zwölf Fragen durchgeführt, an den 

sich alle Länder peinlichst genau halten müssen. Zur ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung fragen wir zum Beispiel: 

„Was glauben Sie, wie wird sich die Lage in Deutschland 

in den kommenden zwölf Monaten entwickeln?“ Die Ant-
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wortmöglichkeiten sind: „wird viel besser werden“, „bes-

ser werden“, „gleich bleiben“, „schlechter werden“ oder 

„viel schlechter werden“. Das ist das Grundkonstrukt für 

alle Fragen.

Wie ist es in Deutschland derzeit um das Konsum-

klima bestellt angesichts der Krise?

Rolf Bürkl: Der Krise zum Trotz ist die Verbraucherstim-

mung derzeit nicht so schlecht. Sie hat sich zum Teil deut-

lich verbessert, wenn auch teilweise von niedrigem Niveau 

aus. Das hängt sicherlich auch damit zusammen, dass der 

Arbeitsmarkt noch relativ robust und Infl ation im Moment 

kein Thema ist. Die Verbraucher sehen, dass sie bei der 

Energie im Gegensatz zum letzten Jahr einiges einsparen 

können und Lebensmittel deutlich billiger geworden sind. 

So bleibt ihnen Geld für andere Anschaffungen. Die Ein-

kommensentwicklung der Beschäftigten ist bislang auch 

nicht schlecht. Wir zehren noch von relativ guten Tarifer-

höhungen. Die Renten sind um fast zweieinhalb Prozent 

gestiegen. Das Umfeld ist insgesamt nicht ungünstig für 

den Konsum.

Man wundert sich, dass die Krise gerade bei Deut-

schen keine Ängste schürt, die sich in Konsumzu-

rückhaltung niederschlagen.

Rolf Bürkl: Neben der Preisentwicklung und der Arbeits-

marktsituation spielen sicherlich die weltweit aufgelegten 

Konjunkturprogramme eine Rolle – sowohl aufgrund der 

harten Fakten als auch mental. Sie entfalten ihre Wirkung 

auf den Konsum, wie das Paradebeispiel „Abwrackprä-

mie“ zeigt. Hinzu kommt, glaube ich, ein psychologischer 

Aspekt: Die Verbraucher sehen, dass der Staat versucht, 

den Absturz abzufedern, ihn nicht tatenlos geschehen 

lässt, sondern soweit möglich gegensteuert.

Eine Studie der R+V-Versicherung über die 16 größten 

Ängste der Deutschen ergab: Im Vergleich zu frühe-

ren Krisen reagieren die Deutschen jetzt gelassener.

Rolf Bürkl: Das ist erstaunlich. Vor allem, weil wir es mit 

einem Einbruch der Konjunktur zu tun haben, wie wir ihn 

seit dem Zweiten Weltkrieg nicht erlebt haben. Ich ver-

mute, dass die Verbraucher – zumindest bislang – die 

gesamtwirtschaftliche Entwicklung, die tiefe Rezession 

ein Stück weit ausblenden und ihre eigene Situation, ihr 

eigenes Budget im Blick haben. Das gilt vor allem für die 

Beschäftigten. 

Wie war das in früheren Krisen im Vergleich zu heute?

Rolf Bürkl: Wir sehen, dass sich wirtschaftliche Schwä-

chephasen in der Regel auf die Verbraucherstimmung 

auswirken. Das war in den Jahren 2001/2002 der Fall. Da 

ist die Konsumneigung regelrecht in den Keller gestürzt. 

Wir fragen auch im-

mer nach der Angst 

vor Arbeitslosigkeit: 

Ein Arbeitsloser zu-

sätzlich führt dazu, 

dass drei weitere Be-

schäftigte Angst um 

ihren Arbeitsplatz haben. Das hat sich immer wieder he-

rausgestellt. Diese Angst hat zuletzt etwas zugenommen, 

ist aber nicht so ausgeprägt, wie man es vermutet hätte. 

Aber das, fürchte ich, steht uns noch bevor.

Sie sprachen eben davon, dass das Konsumklima 

insgesamt nicht eingebrochen ist, sich aber auf 

niedrigem Niveau bewegt. Wie kam es zu diesem 

niedrigen Niveau?

Rolf Bürkl: Wir haben, um dies auch einmal in Zahlen 

auszudrücken, derzeit ein Konsumklima von 3,7 Punkten 

für September. Wenn man das Konsumklima im Durch-

schnitt betrachtet seit der Wiedervereinigung – oder ge-

nauer seit 1993, seitdem wir in Gesamtdeutschland mes-

sen – liegen wir bei über neun Punkten. Wir hatten in den 

Jahren 2001/2002 einen Einschnitt als Folge der Rezession 

und der Euro-Einführung. Seit dieser Zeit ist der Konsum 

eigentlich nie mehr richtig auf die Beine gekommen. Das 

hängt sicherlich mit der hohen Arbeitslosigkeit zusammen, 

aber auch mit der realen Einkommensentwicklung der 

Haushalte. Die ist ja nicht gewachsen. Einige gehen sogar 

real von einem leichten Minus aus. Da fehlt ganz einfach 

die Grundlage für einen wachsenden Konsum.

„Ein Arbeitsloser zusätzlich 
führt dazu, dass drei 
weitere Beschäftigte Angst 
um ihren Arbeitsplatz haben.“
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Wie sieht das im inter-

nationalen Vergleich 

aus? Amerikaner sind 

ja bekannt dafür, dass 

sie immer kaufen. Deut-

sche hingegen haben 

das Image, ihr Geld in 

Krisenzeiten lieber zu-

sammenzuhalten.

Rolf Bürkl: In den USA 

hat der Konsum für die 

gesamte Wirtschaft eine 

wesentlich größere Be-

deutung als für Deutsch-

land. Der Konsum-Boom der letzten Jahre ist dort durch 

den Immobilienmarkt mehr oder weniger künstlich ge-

schaffen worden. Da wurde ein Haus beliehen mit 125 

Prozent seines Wertes, weil man eine weitere Wertsteige-

rung unterstellte. Aus den zusätzlichen 25 Prozent wurde 

dann ein Auto fi nanziert oder eine Wohnungseinrichtung. 

So lag die Sparquote letztendlich bei Null oder zuletzt 

sogar im negativen Bereich. Dadurch, dass die Immobi-

lienblase geplatzt ist, hat es überhaupt erst wieder eine 

Sparquote gegeben. Sie liegt im Moment bei vier bis fünf 

Prozent. Das ist sehr niedrig im Vergleich zu Deutschland, 

aber für amerikanische Verhältnisse relativ hoch. Das hat 

dem Konsum eine Menge Kaufkraft entzogen. Das merken 

zum Beispiel die deutschen Autohersteller.

Wie sieht es in anderen Ländern aus, die nicht so 

sehr von der Krise auf den Immobilienmärkten be-

troffen waren?

Rolf Bürkl: Frankreich steuert zurzeit mit Konjunkturpro-

grammen relativ stark dagegen, um letztendlich die Bin-

nennachfrage zu stützen. Was das Konsumklima und die 

Entwicklung der Stimmung betrifft, scheint es zu wirken. 

Großbritannien ist früher in die Krise gerutscht, darum 

wird es wohl auch früher aus der Misere wieder raus-

kommen. Dort sind bereits Erholungstendenzen sichtbar. 

Wenn ich die fünf großen europäischen Länder momentan 

betrachte, hat sich die Stimmung stabilisiert. Teilweise auf 

hohem Niveau, teilweise geht es auch wieder nach oben. 

Das hängt aus meiner Sicht mit dem ruhigen Preisklima 

zusammen.

Wo ordnen Sie Deutschland im europäischen Ver-

gleich ein?

Rolf Bürkl: Die Europäische Union hat zuletzt in ihren 

Zahlen verkündet, dass der Konsum in Frankreich und in 

Deutschland die Konjunktur stützt.

Die staatliche Abwrackprämie ist aufgebraucht. 

Autohändler planen schon Rabattaktionen. Wie 

schätzen Sie die Lage ein?

Rolf Bürkl: Die Verbraucher wurden im letzten guten hal-

ben Jahr an günstige Preise auf dem Kfz-Markt gewöhnt. 

Wachstumsraten wie in diesem Jahr wird es nicht mehr 

geben, auch nicht mit Rabattaktionen. Es waren sicher-

lich teilweise Vorzieheffekte, die im nächsten Jahr fehlen 

werden. Ich glaube aber auch, dass sich eine ganze Reihe 

von Haushalten wegen der Abwrackprämie ein neues Auto 

gekauft hat. Hinzu kommt, dass die Autoindustrie schon 

seit Längerem ein strukturelles Problem hat. Hier müsste 

ohnehin in absehbarer Zeit eine Konsolidierung stattfi n-

den. Es wird davon gesprochen, dass weltweit eine Million 

Pkw zu viel auf dem Markt sind. Das ist in etwa so viel, wie 

Audi produziert.

Die Krise hat das Vertrauen in die Finanzmärkte 

stark erschüttert. Hat das einen nachhaltigen Ef-

fekt auf das Sparverhalten der Deutschen?

Rolf Bürkl: Grundsätzlich muss man sagen, dass die Spar-

neigung in Deutschland zuletzt ein sehr positiv belegter 

Begriff war. Die Antworten auf die Frage, ob es die Leute 

angesichts der wirtschaftlichen Lage für ratsam halten zu

sparen, war relativ geringen Schwankungen unterworfen. 

Wir haben im Oktober 2008 plötzlich einen Absturz fest-

gestellt. Das war einen Monat nach der Pleite von Lehman 

Brothers. Das hat aus meiner Sicht bei den Verbrauchern 

das Vertrauen in die Finanzmärkte erschüttert, weil viele 

von Einkommens- und Vermögensverlusten betroffen wa-

ren. Andere haben sich gefragt, wie es um ihre Geldanla-
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gen steht: „Sind die noch sicher? Kann ich darauf vertrau-

en?“ Man hat das bei der Sparneigung sofort gemessen. 

Sie hat sich jetzt wieder stabilisiert, aber auf niedrigem 

Niveau. Ich sehe diese Größe auch als Vertrauensindikator 

im Hinblick auf die Finanzmärkte: Der Vertrauensverlust 

hat sich nicht fortgesetzt, aber das Vertrauen ist noch nicht 

komplett wiederhergestellt.

Hat das Auswirkungen auf den Konsum?

Rolf Bürkl: Es könnte natürlich mit ein Grund sein, wa-

rum die Konsumneigung zuletzt so stabil war oder auch 

zugelegt hat. Weil der eine oder andere sich gesagt hat: 

„Bevor ich das Geld jetzt für geringe Zinsen auf die Bank 

trage, schaffe ich mir lieber irgendwelche Werte an.“ Das 

glaube ich schon, obwohl dem widerspricht, dass die 

Sparquote angestiegen ist. Diese Entwicklung hat mich ein 

bisschen überrascht. Die Verbraucher sind in einer Zwick-

mühle: Auf der einen Seite steigt gesamtwirtschaftlich die 

Unsicherheit. Man weiß nicht, wie es mit dem Arbeitsplatz 

weitergeht. Da ist es ganz geschickt, wenn man ein paar 

Reserven hat. Die Möglichkeiten, Geld sicher und Ertrag 

bringend anzulegen, sind momentan aber bescheiden. Auf 

der anderen Seite ist das Vertrauen in die Finanzmärkte

generell noch nicht wiederhergestellt. 

Fachleute bezweifeln, dass der GfK-Konsumkli-

maindex überhaupt die wirtschaftliche Lage in 

Deutschland widerspiegeln kann oder als Indikator 

für den Zustand der Binnenkonjunktur taugt.

Rolf Bürkl: Wir stellen unsere Indikatoren, die wir erhe-

ben, immer der tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung 

gegenüber: die Konjunkturerwartungen dem Bruttoin-

landsprodukt, die Einkommenserwartung den Nettolöh-

nen und Gehältern. Da sind die Zusammenhänge schon 

da. Wir hatten nie den Anspruch, komplette Prognosen für 

die gesamte Volkswirtschaft zu machen. Wir erstellen die 

Prognosen mit einem relativ durchschaubaren und einfa-

chen Modell. Die Stimmung wird immer mal abweichen. 

Verbraucher lassen sich vielleicht hin und wieder mal in 

die Irre führen, wie alle anderen Teilnehmer am Wirt-

schaftsprozess auch.

„Noch sind die Signale 
überwiegend positiv. 
Das kann sich aber 
rasend schnell ändern. “

Wie lassen sich Verbraucher in die Irre führen?

Rolf Bürkl: Wenn wir die Verbraucher zum Beispiel nach 

der wirtschaftlichen Entwicklung oder der Konjunkturent-

wicklung fragen, ist das für sie eine sehr schwer greifbare 

Größe. Sie versuchen wahrscheinlich, das generelle Mei-

nungsbild in den Medien zu aggregieren, weil sie sonst 

wenig eigene Informationsmöglichkeiten haben. Folglich 

ist diese Größe relativ starken Schwankungen unterwor-

fen: Nach einem Höhepunkt im Jahr 2007 kam ein bei-

spielloser Absturz bis Ende letzten Jahres. Zuletzt ist es 

wieder relativ steil bergauf gegangen. Auch das Bild in 

den Medien hat jetzt wieder gedreht. Ebenso die Progno-

sen der Experten. Erst hat man sich regelrecht überboten: 

„Wer hat die negativste Prognose für 2009?“ Jetzt sagen 

alle Institute: „Wir müssen nach oben korrigieren für die-

ses und für das nächste Jahr.“

Wie wird sich der Konsum in Deutschland weiter-

entwickeln?

Rolf Bürkl: Die Verbraucher blenden offenbar momen-

tan die gesamtwirtschaftliche Lage aus und konzentrie-

ren sich eher auf ihre Situation. Noch sind die Signale 

überwiegend positiv. Das kann sich aber rasend schnell 

ändern. In dem Mo-

ment, wo viele Be-

schäftigte plötzlich 

in ihrer Umgebung 

Beispiele von Leuten 

sehen, die arbeitslos 

geworden sind, kann 

sehr schnell ein Stimmungswandel einsetzen. Dann kriecht 

die Angst stärker hoch und es trifft letztendlich auch den 

Konsum.
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Unternehmen wählen unterschiedliche Strategien, um unbeschadet durch die Krise zu steuern. 

Ist die wirtschaftliche Situation festgefahren, gehen manche den Weg, gemeinsam mit ihrer Belegschaft 

nach einer Lösung für ihren Betrieb zu suchen. Bündnisse für Beschäftigung werden geschlossen, 

in denen beide Seiten nach Kräften Zugeständnisse machen, um das Überleben des Unternehmens zu 

sichern und Arbeitsplätze zu retten. 

Betriebliche Bündnisse für Beschäftigung
Mit vereinten Kräften 

Die aktuelle Krise wurde durch Probleme im Finanz-

sektor ausgelöst. Folge war eine weltweite Rezession 

mit dramatischen Einbrüchen bei der Nachfrage nach 

Gütern und Dienstleistungen. Bei der Überwindung der 

Probleme geraten zwangsläufig auch die Personalkos-

ten in den Blickpunkt der Diskussion. Verglichen mit 

früheren Rezessionen ist ein Personalabbau über Al-

tersteilzeit und Vorruhestand nicht mehr sinnvoll, denn 

in der alternden Gesellschaft wird der Nachwuchs an 

Fachkräften knapp. Mit dem Rücken zur Wand versu-

chen manche Unternehmen, ihre Überlebensfähigkeit 

durch radikale Einschnitte zu sichern. Anderen erschei-

nen moderate zukunftsorientierte Anpassungen bei den 

Arbeitskosten, der Arbeitszeit sowie bei der Qualifikati-
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on der Mitarbeiter als logische Fortsetzung des bisheri-

gen Krisenmanagements. 

Im Juli 2009 berichtete das Statistische Bundes-

amt, dass die Lohnstückkosten in Deutschland im ers-

ten Quartal 2009 um 6,6 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr gestiegen sind. Gründe dafür sind, dass viele 

Unternehmen die Strategie verfolgen, Überstunden auf 

den Arbeitszeitkonten abzubauen und Arbeitskräfte zu 

horten (vgl. auch den Artikel „Krisenanalyse und Emp-

fehlungen – Das deutsche Arbeitsmarktwunder auf dem 

Prüfstand“ von Joachim Möller und Ulrich Walwei auf 

Seite 4). Auf diese Weise binden sie ihr hochqualifi ziertes 

Personal. Zwar konnten die Analysen mit den Daten des 

IAB-Betriebspanels und der Erhebung des gesamtwirt-

schaftlichen Stellenangebots für die letzten Jahre keinen 

fl ächendeckenden Fachkräftemangel feststellen. Dennoch 

gab es viele Betriebe, die ihre Stellen für Fachkräfte nicht, 

nur verspätet oder nur schwer besetzen konnten. Vor die-

sem Hintergrund gehört das Horten von Arbeitskräften zu 

den personalwirtschaftlich sinnvollen Instrumenten, um die 

einst mit hohen Suchkosten rekrutierten und mit weiteren 

Aufwendungen gut eingearbeiteten Mitarbeiter im nächs-

ten Aufschwung noch an Bord zu haben. Dabei erwies sich 

Kurzarbeit bisher als sehr wertvolles und wichtiges Instru-

ment, das aber mit zunehmender Dauer der Krise in Frage 

gestellt werden dürfte. Denn es ist eine teure Strategie, vor 

allem, wenn man sie über einen längeren Zeitraum verfolgt 

(vgl. auch den Artikel „Kurzarbeit – Atempause in der Kri-

se“ von Hans-Uwe Bach et al. auf Seite 52).  

Die Krisenstrategien der Betriebe

Aktuelle Konjunkturindikatoren deuten darauf hin, dass 

am Ende des zweiten Quartals 2009 der Tiefpunkt der 

wirtschaftlichen Entwicklung erreicht sein dürfte. Auf dem 

Arbeitsmarkt steht aber zeitlich verzögert das Schlimmste 

noch bevor. Nun geht es aus betrieblicher Sicht darum, die 

Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise zu überwinden und 

im Aufschwung zumindest dieselbe Wettbewerbsposition 

wie vor der Krise zu erreichen. Viele Unternehmen werden 

alles daransetzen, die Auswirkungen der Krise für ihre Be-

schäftigten so gering wie möglich zu halten und damit die 

Voraussetzung zu schaffen, dass ihnen die erforderlichen 

Arbeitskräfte im Aufschwung zur Verfügung stehen.

Die Entscheidung über die zu wählende Strategie 

hängt im Einzelfall von der unternehmensspezifi schen Aus-

gangslage und der antizipierten Dauer der Wirtschaftskrise 

ab. Ein pauschaler Ansatz ist sicherlich nicht zu empfehlen. 

Sind radikale Einschnitte zur Sicherung der Überlebensfä-

higkeit des Unternehmens notwendig, hat Kostenreduzie-

rung oberste Priorität. Für weniger stark und weniger dau-

erhaft von der Wirtschaftskrise betroffene Unternehmen 

bietet es sich an, die Kosten mit intelligenten Lösungen zu 

senken. Dabei sollten sie die Zukunftsfähigkeit des Unter-

nehmens im Blick behalten, indem sie auf ihre Mitarbeiter 

und deren Kompetenz setzen. Gerade in der Krise können 

betriebliche Bündnisse für Beschäftigungs- und Standort-

sicherung ein Lösungsweg sein. 

Die Geschichte der Bündnisse

Mit betrieblichen Bündnissen für Beschäftigungs- und 

Standortsicherung verfolgen deutsche Unternehmen seit 

Mitte der 1990er Jahre zwei Ziele: zum einen betriebli-

che Krisen zu überwinden und zum anderen ihre Wett-

bewerbsfähigkeit zu verbessern. Damals wurde mit der 

Einführung von Öffnungsklauseln auf die Kritik an der 

Starrheit der Regelungen in Flächentarifverträgen re-

agiert. Bei betrieblichen Bündnissen handelt es sich um 

die Anwendung von tarifl ichen Öffnungsklauseln und 

Härtefallklauseln, die betriebliche Abweichungen vom Ta-

rifvertrag „nach unten“ erlauben. Voraussetzung dafür ist 

meistens die Zustimmung der Tarifvertragsparteien. Aus 

den Daten des IAB-Betriebspanels 2008 geht hervor, dass 

ca. 14 Prozent der Beschäftigten in Deutschland in Bünd-

nisbetrieben beschäftigt waren. In Betrieben mit 500 und 

mehr Beschäftigten waren es sogar über 40 Prozent, in 

der Investitions- und Produktionsgüterindustrie etwa je-

der sechste Beschäftigte. Im IAB-Betriebspanel werden 

knapp 16.000 Betriebe zu personalwirtschaftlichen und 

geschäftspolitischen Themen befragt (vgl. Kasten „Ein 

Blick hinter die Zahlenfassade“ auf Seite 51). 

In den Bündnissen bieten in der Regel sowohl Ar-

beitnehmer als auch Arbeitgeber einen Beitrag an: Als 
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Gegenleistung für Konzessionen der Beschäftigten beim 

Entgelt und bei der Arbeitszeit sagen Unternehmen zu, auf 

betriebsbedingte Kündigungen zu verzichten. Im Unter-

schied dazu stehen bei einseitigen Sparprogrammen dem 

Entgegenkommen der Beschäftigten keine Zugeständnis-

se der Arbeitgeber gegenüber. Wenn die Sozialpartner zu 

einvernehmlichen Lösungen gelangen, stellt dies einen 

großen Vorteil für die Bündnisbetriebe und die betroffenen 

Beschäftigten dar: Soziale Härten durch Entlassungen kön-

nen vermieden und betriebliche Besonderheiten berück-

sichtigt werden. 

Zur Stärkung der betrieblichen Wettbewerbsfähigkeit 

vereinbaren die Bündnispartner oftmals organisatorische 

Änderungen, wie die Zusammenarbeit zwischen verschie-

denen Abteilungen und Funktionsbereichen, fl achere Hier-

achien oder eine Anpassung der angebotenen Produkt- und 

Dienstleistungspalette. Damit wird oftmals ein betrieblicher 

Qualifi zierungsbedarf ausgelöst. Da die entsprechenden 

Qualifi zierungsmaßnahmen für die Betriebe nicht nur mit 

Lehrgangskosten, sondern auch mit Kosten für die Freistel-

lung der Lehrgangsteilnehmer verbunden sind, kann darin 

durchaus eine Zukunftsinvestition gesehen werden. Wichtig 

ist die davon ausgehende Motivation für die Beschäftigten, 

denen der Arbeitgeber signalisiert: „Wir brauchen Sie“. Da-

mit werden den Mitarbeitern nicht nur verlässliche Perspek-

tiven aufgezeigt, sondern auch ihre Bindung an den Betrieb 

erhalten und weiter aufgebaut.

International vergleichend angelegte Untersuchungen 

zeigen, dass Deutschland in der Weiterbildung nur einen 

Platz im Mittelfeld einnimmt. Auf der einen Seite altert und 

schrumpft das Erwerbspersonenpotenzial; auf der ande-

ren Seite steht der Übergang zur Wissensgesellschaft mit 

immer höheren Qualifi kationsanforderungen. Vor diesem 

Hintergrund braucht es eine Qualifi zierungsoffensive. Die 

Überwindung des Tiefpunkts der Wirtschaftskrise dürfte es 

den Unternehmen erleichtern, zukunftsorientierte Konzepte 

zu entwickeln und die geeigneten Weiterbildungsmaßnah-

men einzuleiten. Nach den Erkenntnissen aus dem IAB-Be-

triebspanel 2006 vereinbarte knapp ein Viertel der befragten 

Unternehmen betriebliche Bündnisse mit Qualifi zierungs-

maßnahmen. Das sind in erster Linie größere Betriebe. 

Die Effekte betrieblicher Bündnisse 

Bei dieser Erhebung wurde in den Jahren 2006 und 2008 

auch nach der Nutzung von Bündnisvereinbarungen, nach 

den getroffenen Regelungen sowie nach relevanten be-

trieblichen Kennzahlen wie der Geschäftsentwicklung, 

der Personal- und der Qualifi kationsstruktur gefragt. Da-

mit ist es möglich, die Effekte betrieblicher Bündnisse zu 

analysieren. Ein zentrales methodisches Problem besteht 

bei solchen Untersuchungen darin, dass der Abschluss 

von betrieblichen Bündnissen zur Beschäftigungssiche-

rung nicht zufällig erfolgt, sondern aufgrund bestimmter 

betrieblicher Bedingungen und auch vor dem Hintergrund 

der Zusammenarbeit zwischen Unternehmensleitung und 

Betriebsrat. Die vorliegenden empirischen Ergebnisse zei-

gen insgesamt positive Beschäftigungseffekte, die aber 

statistisch insignifi kant sind. Damit ist nicht nachweisbar, 

dass die betrieblichen Bündnisse ihren Ansprüchen im Be-

reich der Beschäftigungssicherung in einem wichtigen Feld 

gerecht werden. 

Zusätzlich wurden in einem weiteren Schritt die Ef-

fekte der Bündnisse auf das betriebliche Weiterbildungs-

verhalten ermittelt. Hier zeigt sich eine positive Wirkung 

betrieblicher Bündnisse. Allerdings engagieren sich vor 

allem solche Bündnisbetriebe stark in der betrieblichen 

Weiterbildung, die bereits vor dem Abschluss von betrieb-

lichen Vereinbarungen für Beschäftigungs- und Standort-

sicherung – verglichen mit anderen Betrieben – besonders 

weiterbildungsaktiv waren. Es stimmt zwar, dass die Wirt-

schaftskrise vor allem die gut aufgestellten Unternehmen 

in den wirtschaftsstarken Regionen trifft. Jedoch müssen 

auch diese Unternehmen die Zeit nutzen, um nicht im 

Wettbewerb zurückzufallen. Dazu gehört auch, dass sie 

mehr in Forschung und Entwicklung investieren. Eine Stra-

tegie, die beispielsweise die deutsche Automobilindustrie 

verfolgt. Mit solchen Investitionen wird ein zusätzlicher 

Qualifi zierungsbedarf ausgelöst. 

Fazit

Die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf 

den Arbeitsmarkt werden erst in den nächsten Monaten 

voll zum Tragen kommen. Betriebliche Bündnisse können 
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dabei den bereits jetzt sichtbaren Anstieg der Lohnstück-

kosten reduzieren und damit härtere Einschnitte zur Siche-

rung der Überlebensfähigkeit von Unternehmen, wie den 

Abbau von Arbeitsplätzen, begrenzen. Den Konzessionen 

der Beschäftigten beim Entgelt und bei der Arbeitszeit ste-

hen Zusagen der Unternehmen gegenüber, auf betriebs-

bedingte Kündigungen zu verzichten. Oftmals werden in 

diesem Zusammenhang auch Investitionen zugesagt und 

organisatorische Änderungen und Qualifi zierungsmaß-

nahmen vereinbart. Letztere sind aufgrund der demogra-

fi schen Entwicklung allemal sinnvoll, um sich auf den zu 

erwartenden Fachkräftebedarf vorzubereiten. Allerdings 

zeigen empirische Untersuchungen auf der Basis der Daten 

des IAB-Betriebspanels, dass für übertriebene Hoffnungen 

auf einen Beschäftigungsanstieg durch betriebliche Bünd-

nisse kein Anlass besteht. Wichtig für die Beschäftigten ist 

aber, dass der Arbeitgeber ihren Forderungen – im Unter-

schied zu einseitigen Sparprogrammen – entgegenkommt. 

Für die Betriebe besteht der entscheidende Vorteil einer 

zukunftsorientierten Personalpolitik darin, dass sie die mit 

dem demografi schen Wandel höchst wahrscheinlich ein-

hergehenden wachsenden Probleme bei der Rekrutierung 

von Fachkräften lösen wird. Darüber hinaus kann es den 

Betrieben durch den Aufbau und den Erhalt einer vertrau-

ensvollen Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern auch ge-

lingen, deren Betriebsbindung zu verstärken. 
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Ein Blick hinter die Zahlenfassade

Die Daten der empirischen Studien zur Verbreitung und 

zu den Effekten betrieblicher Bündnisse für Beschäfti-

gungs- und Standortsicherung wurden im Rahmen des 

IAB-Betriebspanels erhoben. Das ist eine repräsentative 

Arbeitgeberbefragung zu betrieblichen Bestimmungs-

gründen der Beschäftigung, die seit 1993 jährlich 

durchgeführt wird. Mittlerweile werden in mündlichen 

Interviews von TNS Infratest Sozialforschung bundes-

weit knapp 16.000 Betriebe aller Wirtschaftszweige und 

Größenklassen angesprochen. Im Jahr 2006 wurden die 

Betriebe ausführlich unter anderem danach gefragt, 

ob und wann sie betriebliche Bündnisse für Beschäfti-

gungs- und Standortsicherung abgeschlossen haben, 

welche Konzessionen die Arbeitnehmer vor allem beim 

Entgelt und bei der Arbeitszeit gemacht haben und wie 

die Zusagen der Arbeitgeber aussahen. Im Jahr 2008 

konzentrierten sich die Fragen an die Betriebe auf die 

(fortdauernde) Geltung der Bündnisse. 
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Spätestens seit dem vierten Quartal des Jahres 2008 steckt praktisch die gesamte Weltwirtschaft in 

einer massiven Konjunkturkrise. Dass die Krise den deutschen Arbeitsmarkt bislang noch nicht 

schwer erschüttert, hat vor allem zwei Gründe: Zum einen reagiert der Arbeitsmarkt deutlich zeitverzö-

gert. Die Schockwellen der Finanz- und Gütermärkte haben ihn schlichtweg noch nicht voll erreicht. 

Zum anderen verfügt gerade der deutsche Arbeitsmarkt über Flexibilitätsreserven, die helfen, auf 

drastische Veränderungen zu reagieren. Im ersten Teil dieses Beitrags erläutern die Autoren die arbeits-

marktpolitische Rolle der Kurzarbeit. Im zweiten und dritten Teil analysieren sie die damit verbun-

denen Kostenaspekte.

Kurzarbeit
Atempause in der Krise 

Der drastische Auftragseinbruch in der Wirtschaft ist fast 

ausschließlich konjunkturell, aber nicht strukturell bedingt. 

Als unmittelbare Reaktion bleibt den Betrieben nur, die Pro-

duktion entsprechend der veränderten Nachfrage herunter-

zufahren und auf eine Erholung zu hoffen. Erfahrungsgemäß 

passen die Betriebe in einer solchen Situation das Arbeits-

volumen und insbesondere die Zahl der Beschäftigten zeit-

verzögert und nur teilweise an. Es werden vorübergehend 

mehr Arbeitskräfte beschäftigt als erforderlich. Diese sind 

dementsprechend nicht voll ausgelastet. Um das eingear-

beitete Personal trotz Krise möglichst lange zu halten, nut-

zen die Betriebe zuerst ihre internen Flexibilitätspuffer. Dazu 

zählen beispielsweise der Abbau von Guthaben auf Arbeits-

zeitkonten, verlängerte Betriebsferien oder die Reduzierung 

von Leiharbeitern und freien Mitarbeitern.

So wurden im zweiten Quartal des Jahres 2009 rund 

sieben Prozent weniger Waren und Dienstleistungen produ-

ziert als vor einem Jahr. Das gesamtwirtschaftliche Arbeits-

volumen – das ist die Summe aller geleisteten bezahlten 

Arbeitsstunden – schrumpfte um 4,8 Prozent und die Pro-

duktivität je Arbeitsstunde verringerte sich zum vierten Mal 

in Folge. Mit 2,4 Prozent war der Rückgang etwa so stark 

wie in den beiden Quartalen vorher (-1,5 bzw. -3,8 Prozent). 

Die Arbeitszeit der Beschäftigten wurde fast im Gleich-

schritt kürzer (-4,8 Prozent). So gab es im März schon rund 

1,2 Millionen Kurzarbeiter, bei denen im Schnitt gut ein Drit-

tel der Arbeitszeit ausfi el (vgl. Abbildung 1 auf Seite 54). Da-

gegen änderte sich an den Beschäftigtenzahlen wenig. Im 

zweiten Quartal 2009 waren genauso viele  Arbeitnehmer 

beschäftigt wie im Vorjahr. 

Das Arbeitsmarktinstrument der Stunde

Schon im ersten Halbjahr 2009 haben fast 100.000 Betriebe 

Kurzarbeit aus konjunkturellen Gründen angemeldet. Das 

Instrument der Kurzarbeit nach § 169 ff. SGB III setzt bei den 

Personalkosten an. Kurzarbeit bietet die Alternative, im Falle 

von konjunkturell oder saisonal bedingt rückläufi gen Umsät-

zen und Erlösen, die Personalkosten durch Arbeitszeitverkür-

zung statt durch Entlassungen zu senken. Sie befreit die Be-

triebe von der Pfl icht zur Lohn- und Gehaltszahlung während 

der Ausfallzeiten und stärkt so ihre interne Flexibilität. Die 

Abwanderung des betriebsspezifi schen Erfahrungswissens 

zu Konkurrenzbetrieben wird ebenso verhindert wie mög-

liche innerbetriebliche Spannungen wegen einer notwendi-

gen Sozialauswahl im Fall betriebsbedingter Kündigungen 

oder einem Sozialplan bei Entlassungen. Zugleich spart das 

Unternehmen durch das Horten von Arbeitskräften Kosten 

für eine erneute Suche, Einstellung und Einarbeitung, falls 
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in einer späteren Aufschwungphase Personal wieder auf-

gebaut werden muss. Dies dürfte vor allem für besonders 

qualifi zierte Arbeitskräfte gelten, die nicht leicht zu fi nden 

sind. Doch die Betriebe werden Kurzarbeit generell nur dann 

einsetzen, wenn ihre Kosten niedriger sind als alternativ zu 

erwartende Entlassungs- und Einstellungskosten. 

Für die Beschäftigten in Kurzarbeit sind Lohneinbußen 

der Preis dafür, nicht entlassen zu werden. Dabei ist unsicher, 

ob die betriebliche Zukunft diesen Preis wert ist. Denn für 

den Arbeitnehmer kann die Kurzarbeit eine „Schonzeit“ sein, 

die vor Entlassung schützt, oder eine „Galgenfrist“, falls die 

Kurzarbeit doch in Arbeitslosigkeit endet. Kurzarbeit signa-

lisiert, dass der Arbeitsplatz in Gefahr ist. Umgekehrt signa-

lisiert das Unternehmen den betroffenen Beschäftigten aber 

auch, dass es sie lieber behalten als entlassen möchte.

Auch gesamtwirtschaftlich ist die Kurzarbeit vorteil-

haft, solange dadurch Arbeitslosigkeit vermieden und keine 

überholten Strukturen konserviert werden. Der Vorteil ist 

jedoch hinfällig, falls am Ende doch Arbeitsplätze verloren 

gehen. Konjunkturelle Kurzarbeit ist ein Instrument für ei-

nen vorübergehenden Einbruch der Nachfrage. Je länger die 

Kurzarbeit dauert, desto weniger rechnet sie sich einzel- und 

gesamtwirtschaftlich.

Der Lohn für Kurzarbeit

Mit dem Kurzarbeitergeld wird der Einkommensausfall der 

Arbeitnehmer kompensiert. Derzeit beträgt der maximale 

Bezugszeitraum für den Betrieb 24 Monate. Der Betrieb ist 

für die korrekte Auszahlung an die Kurzarbeitenden verant-

wortlich. Die Höhe des Kurzarbeitergeldes beträgt wie beim 

Arbeitslosengeld grundsätzlich 60 Prozent des ausgefallenen 

Nettoarbeitsentgelts oder 67 Prozent bei Arbeitnehmern mit 

mindestens einem Kind im Haushalt. Die Nettoentgeltdiffe-

renz ist der Unterschied zwischen dem Soll-Entgelt und dem 

Ist-Entgelt. Das Soll-Entgelt ist das Einkommen, das der Ar-

beitnehmer normalerweise verdient, das Ist-Entgelt bezeich-

net das Arbeitsentgelt für die tatsächlich geleistete Arbeit 

während der Kurzarbeit inklusive weiterer Entgeltanteile 

zum Beispiel des Kurzarbeitergeldes (weitere Regelungen 

zur Kurzarbeit siehe Kasten auf Seite 58).
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Abbildung 1

Kurzarbeiter und Arbeitsausfall in Deutschland Januar 2008 bis März 2009
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Die Arbeitskosten für den Betrieb

Für Betriebe ist Kurzarbeit sofort kostenwirksam. Allerdings 

haben die betrieblichen Personalkosten verschiedene Be-

standteile, die von der Kurzarbeit unterschiedlich beeinfl usst 

werden. Während der variable Anteil der Personalkosten 

deutlich sinkt, bleibt ein anderer Teil, die sogenannten Re-

manenzkosten, praktisch unverändert. Mit diesen Aspekten 

befassen sich die beiden folgenden Beiträge.
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Mehr noch als organisatorische oder soziale Aspekte zählen für Wirtschaftsunternehmen betriebswirt-

schaftliche Entscheidungskalküle. Ob kurzgearbeitet wird, hängt ganz wesentlich davon ab, welche Kos-

ten dabei anfallen und welche dadurch reduziert werden können. Zwar spart der Betrieb Personalkosten 

ein, wenn für nicht geleistete Arbeit kein Entgelt gezahlt werden muss. Doch auch der Arbeitsausfall 

verursacht Ausgaben. Diesen Aspekt analysieren Andreas Crimmann und Dr. Frank Wießner.

Variable Personalkosten sinken

Generell setzen sich die Arbeitskosten aus drei Bestand-

teilen zusammen: 

1.  Variable Arbeitskosten verändern sich mit der tatsäch-

lich geleisteten Arbeit. Dazu gehören beispielsweise 

der Bruttolohn und die Sozialversicherungsbeiträge 

des Arbeitgebers bis zur Beitragsbemessungsgrenze.

2.  Quasi-fixe Kosten der Beschäftigung hängen nicht 

von den geleisteten Arbeitsstunden, sondern von 

der Anzahl der Mitarbeiter ab. Hierzu zählen zum 

Beispiel Einarbeitungs- und Entlassungskosten oder 

Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung über der 

Beitragsbemessungsgrenze. 

3.  Fixe Arbeitskosten, wie etwa eine Kantine, können 

nicht direkt einem Arbeitnehmer zugeordnet werden.

Nicht zum Nulltarif

Durch Kurzarbeit reduziert der Betrieb sofort seine va-

riablen Arbeitskosten. Für nicht geleistete Arbeit muss 

kein Entgelt gezahlt werden. Während des Arbeitsaus-

falls fallen quasi-fixe Personalkosten und Fixkosten 

aber weiterhin in voller Höhe an. Bis zum Beginn des 

Jahres 2009 war Kurzarbeit für die Betriebe relativ kost-

spielig. 

Seither gab es einige rechtliche Änderungen, die 

Betrieben den Einsatz von Kurzarbeit erleichterten. Für 

die tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung sind nach wie 

vor Löhne und darauf entfallende Sozialversicherungs-

beiträge zu bezahlen. Für den Arbeitsausfall werden 

ebenfalls Sozialabgaben fällig, so dass dem Betrieb 

auch bei vollem Arbeitsausfall Personalkosten entste-

hen (siehe blaue Linie in Abbildung 2a auf Seite 56). 
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Lesehilfe zu a): 

Bei einem Arbeitsausfall von 60 % reduzieren sich die Arbeitskosten von ursprünglich 3.590 € (3.000 € Bruttolohn zzgl. 590 € Sozialversiche-
rungsbeiträge des Arbeitgebers)

-   auf 1.698 € (1.200 € Bruttolohn, zzgl. 236 € Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers für die geleistete Arbeit, zzgl. 262 € Sozialversiche-
rungsbeiträge des Arbeitgebers für den Arbeitsausfall) ohne Qualifi zierung während Kurzarbeit bzw.

-  auf 1.436 € (1.200 € Bruttolohn, zzgl. 236 € Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers für die geleistete Arbeit) mit Qualifi zierung während 
Kurzarbeit. Ab 1. Juli 2009 gilt ab dem 7. Monat Kurzarbeit nur noch dieser Verlauf.

Zur Vereinfachung bezieht sich die Modellrechnung für Kurzarbeit ohne Qualifi zierung auf die Regelungen vor dem 1.2.2009.

Quelle: Eigene Berechnungen (fi ktive Beispielwerte)

Abbildung 2

Arbeitskosten bei Kurzarbeit während der ersten sechs Monate – 
mit und ohne Qualifi zierung nach Umfang des Arbeitsausfalls
in Prozent
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Diesen Teil der Beträge musste der Arbeitgeber bis Ja-

nuar 2009 alleine tragen. Seit Februar 2009 übernimmt 

die Bundesagentur für Arbeit – befristet bis Ende 2010 

– diese Beträge zur Hälfte in pauschalierter Form. Seit 

der Jahresmitte 2009 übernimmt die Bundesagentur 

die Beiträge nach einem halben Jahr Kurzarbeit so-
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gar vollständig, selbst wenn bis dahin nur ein einziger 

Beschäftigter im Betrieb kurzarbeitete. Dies gilt auch 

für jene Betriebe, die bereits in der ersten Jahreshälfte 

kurzarbeiten ließen. 

Da es sich beim Kurzarbeitergeld um eine Leistung 

der Bundesagentur für Arbeit handelt, sind für den Ar-

beitsausfall keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu 

zahlen. Die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung 

werden von dem Arbeitsausfall nicht berührt, da sie von 

der Zahl der Beschäftigten und nicht von der geleisteten 

Arbeit abhängen. Bemessungsgrundlage für die fälligen 

Sozialabgaben sind 80 Prozent der Bruttolohndifferenz – 

dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Bruttoentgelt des 

Arbeitnehmers vor der Kurzarbeit und seinem Bruttoent-

gelt während der Kurzarbeit. Die fälligen Sozialabgaben 

für den Arbeitsausfall werden aber nicht – wie sonst üblich 

– zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgeteilt. Viel-

mehr muss der Betrieb nun beide Anteile übernehmen.

Das Konjunkturprogramm II fördert Weiterbildungs-

aktivitäten während der Kurzarbeit und bietet damit neue 

Möglichkeiten. Führen die Betriebe schon in den ersten 

sechs Monaten der Kurzarbeit Qualifi zierungsmaßnahmen 

für die Kurzarbeitenden durch, so werden sie ebenfalls 

vollständig von den Sozialabgaben für die Kurzarbeiten-

den befreit. Das Konjunkturpaket II der Bundesregierung 

bietet darüber hinaus eine Fördermöglichkeit für solche 

Weiterbildungsaktivitäten. Damit lassen sich die variab-

len Kosten der nicht geleisteten Arbeit, also für den Ar-

beitsausfall, faktisch auf Null absenken. Der ursprünglich 

verbleibende Kostensockel (siehe blaue Linie in den Abbil-

dungen 2a und 2b) verschwindet (siehe orange Linie).

Arbeitsstunde wird teurer

Unsere Berechnung zeigt, warum die Regelungen des Ge-

setzgebers einen Anreiz geben, Mitnahmeeffekte bei der 

Kurzarbeit möglichst gering zu halten. Zunächst werden 

fi ktive Arbeitskosten in Höhe von 3.000 Euro brutto für 

den Arbeitgeber unterstellt, zuzüglich des Anteils an den 

anfallenden Sozialversicherungsbeiträgen von knapp 600 

Euro (vgl. Abbildung 2a). Je größer der Arbeitsausfall ist, 

desto weiter sinken die Gesamtkosten für den Arbeitgeber 

(siehe blaue Linie in Abbildung 2a). Dabei verbleibt jedoch 

auch bei 100 Prozent Arbeitsausfall ein Kostensockel auf-

grund der immer noch zu entrichtenden Sozialbeiträge. Die 

Kostensituation ändert sich, wenn die Bundesagentur für 

Arbeit bei Qualifi zierung während der Kurzarbeit die an-

fallenden Sozialbeiträge übernimmt (siehe orange Linie in 

Abbildung 2a).

Während – zumindest in den ersten sechs Monaten – 

die absoluten Kosten für den Arbeitgeber durch Kurzarbeit 

linear sinken, erhöhen sich die Arbeitskosten pro Stunde 

überproportional (vgl. Abbildung 2b). Im Beispiel wird eine 

fi ktive Arbeitszeit von 160 Stunden pro Monat angenom-

men. Die Kosten je tatsächlich geleisteter Arbeitsstunde 

werden mit zunehmendem Arbeitsausfall immer höher, 

weil die auf den Arbeitsausfall entfallenden Sozialabgaben 

überproportional ansteigen. Hier sind quasi-fi xe Kosten der 

Beschäftigung nicht eingerechnet.

Fazit

Hinsichtlich der variablen Personalkosten bewirkt die 

Kurzarbeit zweierlei: Zum einen können sofort wirksame 

Einsparungen von Arbeitskosten realisiert werden, was 

tendenziell die Konsolidierung des Betriebes in der Krise 

begünstigt. Zum anderen besteht ein positiver Anreiz, die 

Kurzarbeit nicht unbegrenzt fortzuführen, da die Arbeits-

kosten pro Stunde höher sind als unter regulären Bedin-

gungen. Denn nicht alle Kosten sind variabel. Unabhängig 

vom Ausmaß der betrieblichen Unterauslastung verbleibt 

den Unternehmen aufgrund der quasi-fi xen Kosten der Be-

schäftigung und der fi xen Arbeitskosten ein Kostensockel 

(siehe nächstes Kapitel „Lohnnebenkosten bleiben“ auf 

Seite 59). Die gesamten Arbeitskosten sinken unterpropor-

tional zum Arbeitsausfall, und zwar um so weniger, je mehr 

Arbeit ausfällt. Diese Kostenremanenz stellt einen zusätzli-

chen Anreiz dar, Kurzarbeit zügig zu beenden und den Ar-

beitsausfall in Grenzen zu halten, so dass Mitnahmeeffekte 

vermieden werden.

Kurzarbeit ist für Betriebe also keineswegs kostenlos 

zu haben. Je größer der Arbeitsausfall ist und je länger 

kurzgearbeitet wird, desto weniger können es sich Betriebe 

leisten, ihre Beschäftigten zu halten. 
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Anspruchsvoraussetzungen für konjunkturelles

Kurzarbeitergeld (§ 169 ff. SGB II) 

 Erheblicher Arbeitsausfall

Ein erheblicher Arbeitsausfall mit Entgeltausfall liegt 

vor, wenn der Arbeitsausfall auf wirtschaftlichen Grün-

den oder einem unabwendbaren Ereignis beruht, wenn 

er vorübergehend und unvermeidbar ist. Seit 1. Februar 

2009 kann – befristet bis Ende 2010 – Kurzarbeitergeld 

bereits gewährt werden, wenn der Betrieb nicht mehr in 

der Lage ist, mindestens einen seiner Arbeitnehmer voll 

zu beschäftigen.

 Betriebliche Voraussetzungen

Im Betrieb muss mindestens ein Arbeitnehmer beschäf-

tigt sein (§ 171 SGB III). Weiterhin sollte eine konkrete 

Aussicht darauf bestehen, dass in absehbarer Zeit eine 

Besserung der Lage erfolgt und im Betrieb wieder regulär 

gearbeitet wird.

 Persönliche Voraussetzungen

Der Arbeitnehmer darf nicht vom Kurzarbeitergeldbezug 

ausgeschlossen sein. Die betroffenen Arbeitnehmer müs-

sen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und an der 

Vermittlung in der von der Agentur für Arbeit verlangten 

und gebotenen Weise mitwirken (§ 172 (3) SGB III).

 Ausschluss

Vom Kurzarbeitergeld ausgeschlossen sind Arbeitnehmer 

während der Teilnahme an einer berufl ichen Weiterbil-

dungsmaßnahme mit gleichzeitigem Bezug von Arbeits-

losengeld oder Übergangsgeld sowie während des Bezu-

ges von Krankengeld (§ 172 (2) SGB III).

 Anzeigepfl icht

Der Arbeitgeber oder die Betriebsvertretung muss den 

Arbeitsausfall vorher bei der zuständigen Agentur für 

Arbeit schriftlich anzeigen und dabei einen erheblichen

 

Arbeitsausfall und die betrieblichen Voraussetzungen für 

das Kurzarbeitergeld glaubhaft machen.

 Sozialversicherungsbeiträge

Für die Arbeitszeit, die durch Kurzarbeit ausfällt, redu-

zieren sich die Sozialbeiträge auf 80 Prozent. Sie wer-

den grundsätzlich allein vom Arbeitgeber getragen. Seit 

1. Februar 2009 übernimmt die Bundesagentur für Ar-

beit in den ersten sechs Monaten der Kurzarbeit die 

Hälfte der Sozialversicherungsbeiträge in pauschalierter 

Form. Findet während der Kurzarbeit Qualifi zierung statt, 

so übernimmt die Agentur für Arbeit die kompletten 

Sozialversicherungsbeiträge in pauschalierter Form für 

die ausgefallene Arbeitszeit. Die Weiterbildungskosten 

werden unter bestimmten Voraussetzungen anteilig von 

der Agentur für Arbeit erstattet. Seit dem 1. Juli 2009 

übernimmt die Bundesagentur für Arbeit ab dem siebten 

Monat der Kurzarbeit die Sozialversicherungsbeiträge in 

pauschalierter Form vollständig – auch ohne Qualifi zie-

rung. Es kommt dabei nicht darauf an, in welchem Um-

fang zuvor kurzgearbeitet wurde.

 Dauer

Die Bezugsfrist für Kurzarbeitergeld gilt einheitlich für alle 

in einem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer. Sie beginnt 

mit dem ersten Kalendermonat, für den in einem Betrieb 

Kurzarbeitergeld gezahlt wird (§ 177 (1) SGB III). Wird in-

nerhalb der Bezugsfrist für einen zusammenhängenden 

Zeitraum von mindestens einem Monat Kurzarbeitergeld 

nicht geleistet, verlängert sich die Bezugsfrist entspre-

chend (§ 177 (2) SGB III). Sind seit dem letzten Kalender-

monat, für den Kurzarbeitergeld geleistet worden ist, drei 

Monate vergangen und liegen die Anspruchsvorausset-

zungen erneut vor, beginnt eine neue Bezugsfrist (§ 177 

(3) SGB III). Seit dem 5. Juni 2009 beträgt die maximale 

Bezugsdauer 24 Monate.
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Kurzarbeit ist in der Krise eine Alternative zu Entlassungen. Idealtypisch sinken dann die Lohnkosten 

proportional zur Arbeitszeitverkürzung. In der Praxis wird der Kostenverlauf allerdings durch 

tarifvertragliche und gesetzliche Regelungen zur Kurzarbeit modifi ziert. So entstehen den Betrieben oft 

beträchtliche Kosten für die Ausfallstunden: Lohngarantien und -zuschüsse, Sozialversicherungs-

beiträge und Kosten für bezahlte Freistellungen. Diese sogenannten Remanenzkosten der Kurzarbeit 

analysieren Hans-Uwe Bach und Dr. Eugen Spitznagel.

Lohnnebenkosten bleiben

Es gibt in vielen Wirtschaftszweigen und Tarifbezirken Lohn-

garantien bzw. Zuschussregelungen, die das Ausmaß der 

Kurzarbeit und die damit einhergehenden Lohnkürzungen 

betreffen. Wenn Einkommensgarantien tarifl ich vereinbart 

sind, sinken die direkten Arbeitskosten unterproportional. 

Solche Garantien kommen in verschiedenen Formen vor.

In einigen Branchen wird den Kurzarbeitern ein Min-

desteinkommen tarifl ich garantiert. Entweder ist hier der 

maximale Gehaltsabzug auf einen bestimmten Prozentsatz 

des Normallohnes begrenzt, oder das Ausmaß der Arbeits-

zeitverkürzung ist durch eine Mindestarbeitsstundenzahl 

eingeschränkt. Solche Garantieklauseln bewirken, dass die 

direkten Lohnkosten bei Kurzarbeit nicht unter das tarifl ich 

abgesicherte Mindesteinkommen sinken können. 

In einigen Tarifverträgen sind für den Fall der Kurz-

arbeit betriebliche Zuschüsse vereinbart. Sie stocken das 

Einkommen der Kurzarbeiter – also das Nettoarbeitsent-

gelt plus Kurzarbeitergeld – auf einen bestimmten Prozent-

satz ihres Normallohnes auf. Der Zuschuss setzt ein, wenn 

das Arbeitnehmereinkommen den vertraglich festgelegten 

Prozentsatz des Einkommens unterschreitet und wird des-

halb mit zunehmendem Arbeitsausfall größer. Ein Beispiel: 

Im (seltenen) Fall eines völligen Arbeitsausfalls und einer 

90-prozentigen Einkommensabsicherung, wie etwa in der 

Chemischen Industrie, beläuft er sich auf maximal 23 bzw. 

30 Prozent des Nettoentgelts, denn das Kurzarbeitergeld 

deckt nur 67 bzw. 60 Prozent ab, je nachdem, ob Kinder zu 

berücksichtigen sind oder nicht. 

Durch solche Garantien und Zuschüsse entstehen 

dem Betrieb auch für die Ausfallzeit direkte Lohnkosten 

9_Bach_090914.indd   599_Bach_090914.indd   59 16.09.2009   10:26:50 Uhr16.09.2009   10:26:50 Uhr



© IAB

Beträge pro 
Arbeitsstunde

Remanenzkosten 
pro Ausfallstunde durch Kurzarbeit bei Erstat-

tung von . . . % der Sozialbeiträge

0 % 1) 50 % 2) 100 % 3)

in Euro

Lohnkosten insgesamt

1 Insgesamt [Z2+Z3] 28,61

davon:

Direkte Lohnkosten 

2 Lohnkosten für geleistete Arbeitszeit 4) 16,46

Lohnnebenkosten

3 Lohnnebenkosten zusammen [Z4+Z9+Z14+Z15+Z16] 12,15 9,98 8,40 6,82

4 Bezahlte Freistellungen 3,71 3,15 3,15 3,15

5  - Feiertage 0,73 0,73 0,73 0,73

6  - Urlaub 2,34 2,34 2,34 2,34

7  - Krankheit 0,56

8  - Sonstige 0,08 0,08 0,08 0,08

9 Arbeitgeberbeiträge zur RV, KV und PV 3,96 2,94 1,36 -0,22

10  - Rentenversicherung5) 2,16 1,61

11  - Krankenversicherung5) 1,58 1,18

12  - Pfl egeversicherung5) 0,21 0,16

13 Erstattung AG-Beiträge pauschaliert (ohne BA)5) 0,00 1,58 3,16

14  AG-Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 0,30

15  Unfallversicherung 0,28

16 Tarifl iche Sonderzahlungen 8) 3,89 3,89 3,89 3,89

17  - Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld usw. 1,41 1,41 1,41 1,41

18  - Vermögensbildung 0,12 0,12 0,12 0,12

19  - Betriebliche Altersversorgung 1,43 1,43 1,43 1,43

20  - Sonstige Personalzusatzkosten 0,93 0,93 0,93 0,93

außerdem:

Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenversicherung, Krankenversicherung und Pfl egeversicherung

21 Arbeitnehmerbeiträge zur RV, KV und PV 4,18 3,11 1,52 -0,06

22  - Rentenversicherung5) 2,16 1,61

23  - Krankenversicherung5) 6) 1,78 1,32

24  - Pfl egeversicherung5) 7) 0,24 0,18

25 Erstattung AN-Beiträge pauschaliert (ohne BA)5) 0,00 1,58 3,16

A. Remanenzkosten ohne tarifl iche Nettolohnsicherung

26 Remanenzkosten pro Stunde [Z3+Z21] in Euro 13,09 9,93 6,76

27 Anteil an den Lohnkosten insgesamt [Z1]  46 %  35 %  24 % 

B. Remanenzkosten bei tarifl icher Nettolohnsicherung (Beispiel mit 90 %)

28 Kurzarbeitergeld (Lohnersatzquote)9)  62,2 %  62,2 %  62,2 % 

29 Aufstockung Lohnsicherung (Netto)  27,8 %  27,8 %  27,8 % 

30 Aufstockung Lohnsicherung (einschl. SV-Beitäge des AG) in Euro 3,91 3,91 3,91

31 Kosten pro Stunde [Z26 + Z30] in Euro 17,00 13,83 10,67

32 Anteil an den Lohnkosten insgesamt [Z1]  59 %  48 %  37 % 
     
1) Ohne Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge.
2) Erstattung der pauschalierten Sozialversicherungsbeiträge zur Hälfte. 
3) Erstattung der gesamten pauschalierten Sozialversicherungsbeiträge bei Qualifi zierung bzw. ab dem siebten Monat. 
4) Eigene Berechnungen auf der Basis von Angaben des Statistischen Bundesamts; ohne Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld usw.,
    Vermögensbildung, bezahlte Freistellungen. 
5) Bei Kurzarbeit Bezugsgröße 80 % des Bemessungsentgelts. 
6) Bei der Krankenversicherung trägt der Arbeitgeber bei Kurzarbeit auch den Zusatzbeitrag des Arbeitnehmers in Höhe von 0,9 %. 
7) Bei der Pfl egeversicherung erstattet die BA bei Kurzarbeit den Beitragszuschlag in Höhe von 0,25 % pauschal an die Pfl egekassen.
8) Auf Basis der IW-Pressemitteilung Nr. 17 vom 21. Mai 2008. 
9) Bei Kug ist die Verteilung auf Empfänger mit bzw. ohne Kind nicht bekannt. Eingesetzt ist der Wert vom Arbeitslosengeld.

Quelle: Berechnungen des IAB

Tabelle 

Betriebliche Remanenzkosten bei Kurzarbeit – 
Beispiel: Verarbeitendes Gewerbe
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sowie entsprechende Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-

cherung.

 

Manche Kosten laufen weiter 

Für die Ausfallzeit durch Kurzarbeit fallen teilweise Lohn-

zusatzkosten an. Dazu zählen die Kosten für bezahlte 

Freistellungen, die Beiträge zur Sozialversicherung und die 

Kosten für tarifl iche Sonderzahlungen. Sie sind größten-

teils an den Bestand des Arbeitsverhältnisses gebunden, 

vom Arbeitsausfall unabhängig und laufen teilweise wäh-

rend der Kurzarbeit weiter.

Die Lohnnebenkosten für bezahlte Freistellungen 

betreffen die bezahlten Wochenfeiertage, den bezahlten 

Tarifurlaub, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und 

sonstige bezahlte Freistellungen laut Tarifvertrag. Die 

Aufwendungen für die bezahlten Wochenfeiertage und 

für den Tarifurlaub sowie für die sonstigen tarifl ichen Frei-

stellungen werden von der Kurzarbeit nicht berührt. Die 

Kosten der Lohnfortzahlung bei Krankheit der Kurzarbeiter 

trägt die Bundesagentur für Arbeit oder bei längeren Er-

krankungen die Krankenkasse.

Die Arbeitgeber leisten für die Kurzarbeiter norma-

lerweise gesetzliche Sozialbeiträge zur Kranken-, Pfl ege- 

und Rentenversicherung; seit 1. Februar 2009 jedoch er-

heblich weniger als früher. So werden die Sozialbeiträge 

für den Arbeitsausfall seitdem mindestens zur Hälfte aus 

Mitteln der Bundesagentur für Arbeit erstattet, bei Qualifi -

zierungsmaßnahmen von Beginn an, sonst ab dem siebten 

Monat der Kurzarbeit. Die Beiträge zur Arbeitslosen- und 

Unfallversicherung entfallen für den Arbeitsausfall kom-

plett.

Bei den tarifl ichen Sonderzahlungen handelt es sich 

um zusätzliche Urlaubsvergütungen, tarifl iche Sonder-

leistungen und um vermögenswirksame Leistungen. Die 

Anspruchsvoraussetzungen und Berechnungsmodalitäten 

für diese Sonderzahlungen stehen in den einzelnen Tarif-

verträgen. In der Regel können sie nicht gekürzt werden, 

da auch sie in erster Linie an den Bestand des Arbeitsver-

hältnisses und nicht an die geleistete Arbeitszeit anknüp-

fen und zudem tarifl ich auch für den Fall der Kurzarbeit 

abgesichert sind.

Remanenzkosten in der Modellrechnung 

Die Remanenzkosten der Kurzarbeit hängen im Wesentli-

chen davon ab, 

  ob es betriebliche Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld gibt 

und wie hoch diese sind, 

  wie viel Sozialbeiträge für die Kurzarbeiter erstattet wer-

den und 

  in welcher Höhe andere Lohnnebenkosten verbleiben.

Die betrieblichen Remanenzkosten der Kurzarbeit las-

sen sich im Rahmen von Modellrechnungen abschätzen. So 

bilden wir das Spektrum möglicher Kosteneffekte ab, das 

sich aus unterschiedlichen Konstellationen in der Praxis er-

gibt. Die Modellrechnungen beziehen sich auf die Kosten-

strukturen des Verarbeitenden Gewerbes, auf das derzeit 

83 Prozent der konjunkturellen Kurzarbeit entfallen. 

Im Folgenden wird auf Basis dieser Modellrechnungen 

dargelegt, welche Kosten den Betrieben für die Ausfallzeit 

nach den geltenden, durch die Bundesregierung ergänz-

ten Regelungen des SGB III verbleiben. Und es wird erör-

tert, welche Vorteile die Betriebe haben können, wenn sie 

Entlassungen vermeiden und eingearbeitete Arbeitskräfte 

halten. 

Die Bruttolohnkosten je geleisteter Arbeitsstunde be-

tragen im Verarbeitenden Gewerbe derzeit durchschnittlich 

16,46 Euro. Hinzu kommen Lohnnebenkosten in Höhe von 

12,15 Euro für bezahlte Freistellungen, Arbeitgeberanteile 

für Sozialbeiträge und für tarifl iche Sonderzahlungen. Die 

gesamten Personalkosten betragen 28,61 Euro je Stunde.

Wenn der Betrieb bis zu sechs Monate Kurzarbeit in 

Anspruch nimmt und keine Qualifi zierungsmaßnahmen 

durchführt, verbleiben ihm pro Ausfallstunde 35 Prozent 

dieser Personalkosten (zu den Einzelheiten der Berechnun-

gen vgl. Tabelle auf Seite 60). 

Bei länger dauernder Kurzarbeit bzw. bei Kurzarbeit 

mit Qualifi zierung bereits während der ersten sechs Mona-

te, also bei voller Erstattung der Sozialbeiträge, betragen 

die Remanenzkosten 24 Prozent. Sie sinken auch in diesem 

Fall nur unterproportional zum Arbeitsausfall, weil es außer 

den Sozialbeiträgen noch andere Lohnnebenkosten gibt, die 

nicht erstattet werden und weiterlaufen – wie die Kosten für 

bezahlte Freistellungen und für tarifl iche Sonderzahlungen. 
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Im (seltenen) Sonderfall einer tarifl ich vereinbarten Netto-

lohnsicherung von 90 Prozent sind die Remanenzkosten 

weitaus höher. Je ausgefallene Arbeitsstunde trägt der Be-

trieb dann 48 bzw. 37 Prozent der Arbeitskosten. 

Auch wenn das Kurzarbeitergeld der Bundesagentur 

für Arbeit zu einer deutlichen Entlastung führt, tragen die 

Betriebe je Ausfallstunde also weiterhin nicht unbeträcht-

liche Kosten. Durch die Beschlüsse im Rahmen des Kon-

junkturpakets II werden sie allerdings erheblich besser ge-

stellt als früher. So würden die Remanenzkosten ohne die 

Erstattung der Sozialbeiträge bei 46 bzw. 59 Prozent der 

Arbeitskosten je Stunde liegen, je nachdem, ob Zuschüsse 

zum Kurzarbeitergeld tarifl ich vereinbart sind. 

Alternativkosten im Detail

Aus der betrieblichen Perspektive sind die Remanenzkosten 

der Kurzarbeit der Preis für die Erhaltung der eingearbeite-

ten Belegschaft und der personellen Kapazität. Die Alterna-

tivkosten wären die mit einer Entlassung am Beginn und ei-

ner späteren Wiedergewinnung von Beschäftigten am Ende 

der Flaute verbundenen Kosten. Bei Inanspruchnahme von 

Kurzarbeit sparen die Betriebe Entlassungskosten (volle 

Lohnzahlung und potenzielle Minderleistung während der 

Kündigungsfrist, Abfi ndungen) und Wiedergewinnungs-

kosten (für Anwerbung, Einstellung und Einarbeitung), 

wenn wieder Arbeitskräftebedarf besteht. Laut einer Mel-

dung des Instituts der deutschen Wirtschaft (IdW) aus dem 

Jahr 2009 wird bei einem Viertel der arbeitgeberseitigen 

Kündigungen eine Abfi ndung gezahlt, die im Durchschnitt 

12.000 Euro beträgt. In einer Veröffentlichung aus dem 

Jahr 2006 berichten die Personalmanagementexperten 

Johannes Springer und Sabine Stöcker von der Rheinisch-

Westfälischen Technischen Hochschule Aachen, dass die 

Fluktuationskosten bei gering qualifi zierten Beschäftigten 

7.000 Euro, bei Qualifi zierten 32.000 Euro betragen. 

Wenn das Personal während der Kurzarbeit qualifi ziert 

wird, entsteht zusätzliches Humankapital, das längerfristig 

durch Produktivitätsgewinne ertragreich sein kann.

Analoges gilt für Kurzarbeiter. Sie behalten ihren 

Arbeitsplatz, vermeiden die drohende Arbeitslosigkeit, 

größere Einkommensverluste und Aufwendungen für die 

Suche nach einem neuen Arbeitplatz. Wenn keine zusätz-

lichen Absicherungen im Rahmen von Tarifvereinbarungen 

bestehen, kostet sie das pro ausgefallene Arbeitsstunde 

durchschnittlich zwischen 33 und 40 Prozent des normalen 

Nettoentgelts – je nachdem, wie hoch ihr Anspruch auf 

Kurzarbeitergeld ist. 
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Die Betriebe kostet die durch Kurzarbeit ausfallende Ar-

beitsstunde im Normalfall zwischen 36 und 25 Prozent der 

Personalkosten, je nachdem, wie viel von den Sozialbei-

trägen erstattet wird.

Im Rahmen der bestehenden Kurzarbeits-Regelungen 

leisten somit die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer einen 

Beitrag zur Beschäftigungssicherung. 

Fazit

Aufs Ganze gesehen bleibt den Betrieben bei einem Ar-

beitsausfall durch Kurzarbeit ein Eigenbehalt. Die direkten 

Lohnkosten sinken (vgl. Kapitel „Variable Personalkosten 

sinken“ auf Seite 55), aber die Lohnnebenkosten reduzie-

ren sich durch die Kurzarbeit nicht proportional. Die Rema-

nenzkosten betragen je Stunde zwischen 35 und 24 Pro-

zent der Arbeitskosten, die sich bei normaler Auslastung 

ergeben hätten, je nachdem, wie viel Sozialbeiträge für die 

Kurzarbeit erstattet werden. 

Wenn aufgrund tarifl icher Vereinbarungen Zuschüsse 

zum Kurzarbeitergeld gezahlt werden, sind die Remanenz-

kosten höher. Im (seltenen) Fall einer tarifl ich vereinbarten 

Nettolohnsicherung von 90 Prozent belaufen sie sich auf 

48 bzw. 37 Prozent.

Die Remanenzkosten sind das Gegenstück zu den Ent-

lassungs- und Wiedergewinnungskosten, die den Betrieben 

bei einem äquivalenten Abbau und Wiederaufbau der Be-

schäftigung über den Konjunkturzyklus hinweg entstehen 

würden. In ähnlicher Weise kann der Einkommensverlust 

der Kurzarbeiter als Preis für die Erhaltung ihrer Arbeits-

plätze gelten.  

Die Remanenzkosten tragen auch zur Vermeidung 

von Mitnahmeeffekten bei. Da die Betriebe an den Kosten 

der Kurzarbeit beteiligt sind, werden sie diese nicht ohne 

Not und nur im erforderlichen Umfang praktizieren. Des 

Weiteren können sie die Gefahr vermindern, dass durch 

Kurzarbeit Arbeitsplätze über Wasser gehalten werden, für 

die kein Land in Sicht ist. Denn fi nanziell ausgezehrte und 

perspektivlose Betriebe sind nicht in der Lage, die Rema-

nenzkosten der Kurzarbeit zu tragen. 
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Die in den USA entstandene Krise hat sich in der eng verfl ochtenen internationalen Wirtschaft 

schnell zu einem weltweiten Phänomen entwickelt. Impulse für eine nachhaltige Erholung müssen auf 

dieser Ebene entstehen. Der konkrete Verlauf der Wirtschaftskrise entscheidet sich jedoch auch in 

den Regionen. Will die Politik Ansätze für Gegenmaßnahmen entwickeln, sind regionale Differenzierun-

gen als besondere Herausforderung zu verstehen. 

Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik vor Ort
Regionale Eigenarten

Der derzeitige Konjunktureinbruch trifft die verschiedenen 

Regionen der Republik unterschiedlich stark. Sein Schwer-

punkt liegt in Süddeutschland, mithin gerade in vielen 

Räumen, die bisher besonders erfolgreich waren (vgl. Kar-

te auf Seite 66). Diese Regionen haben häufi g eine Wirt-

schaftsstruktur, die auf den Export ausgerichtet und darum 

besonders anfällig für Einbrüche auf den Weltmärkten ist. 

Ein Beispiel für eine heftige regionale Reaktion auf den 

aktuellen Wirtschaftseinbruch ist Baden-Württemberg. 

Hier stieg die Arbeitslosigkeit unter Männern zwischen 

Juni 2008 und Juni 2009 um 53 Prozent an. Da in den ex-

portorientierten Branchen besonders viele Männer arbei-

ten, trifft sie die Krise gegenwärtig härter als Frauen. Die 

Zahl der arbeitslosen Männer nahm in Baden-Württemberg 

im angegebenen Zeitraum um 270.000 zu, die der arbeits-

losen Frauen hingegen um 20.000 ab. Überraschend ist 

weiterhin, dass die Arbeitslosigkeit in vielen Gebieten Ost-

deutschlands noch immer sinkt (vgl. Karte auf Seite 66). 

Zweifellos zeigt die aktuelle Lage auf den Arbeitsmärkten 

der Republik aber noch nicht das volle Ausmaß des krisen-

bedingten Einbruchs, der den Regionen bevorsteht. 

Regionale Strukturpolitik 

Angesichts der Größe der mit der Krise verbundenen Ge-

fahr stellt sich die Frage, ob die Instrumente der regionalen 

Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik in der Lage sind, den 

regionalen Besonderheiten der Krise wirksam zu begeg-

nen. Die regionale Strukturpolitik der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

ist durch ihr Hauptinstrument „Investitionszuschüsse“ auf 

die vorrangig langfristige Bekämpfung regionaler Dispari-

täten ausgelegt. Allerdings ergeben sich auch kurzfristige 
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Wirkungen in der Region durch die lokale Durchführung 

von Investitionsprojekten. Die Mittel der Gemeinschafts-

aufgabe werden ausschließlich für ausgewählte Förderge-

biete verwendet und dadurch vor allem auf Ostdeutsch-

land konzentriert. Zudem wird das Fördergebiet für eine 

Periode von sieben Jahren festgelegt (aktuell bis 2013), 

wodurch dieses Instrument nicht fl exibel genug ist, um auf 

unerwartete Entwicklungen zu reagieren.

Neben der nationalen Regionalförderung hat die 

Strukturpolitik der Europäischen Union (EU) Einfl uss auf 

die regionale Entwicklung in Deutschland. Neu ist hier-

bei in der aktuellen Förderperiode, dass nicht mehr nur 

strukturschwache Regionen Mittel aus dem Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Euro-

päischen Sozialfonds (ESF) erhalten können, sondern mit 

dem Ziel, „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-

tigung“ zu unterstützen, auch Regionen ohne Entwick-

lungsrückstand förderfähig sind. Damit wird beabsichtigt, 

dass die EU-Strukturfonds mehr als bisher zur Stärkung 

von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

beitragen. Die Mittel der EU-Strukturpolitik können mit je-

nen der Gemeinschaftsaufgabe kombiniert werden. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik der BA

Auch die Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit (BA) 

haben eine regionale Komponente. Sie haben ein hohes 

Gewicht, weil ihre Geldmittel jene der regionalen Struk-

turpolitik übertreffen. Die Arbeitsmarktpolitik im SGB-III-

Bereich ist implizit stark auf regionalen Ausgleich ange-

legt. Ausgehend von einem Kundenpotenzial (Zugänge 

in Arbeitslosigkeit aus Beschäftigung binnen eines Ge-

schäftsjahres) und einer qualitativen Kundenschichtung in 

verschiedene Kundengruppen werden geschäftspolitische 

und kundengruppenspezifi sche Förderquoten festgelegt. 

Die Mittelverteilung erfolgt also im Wesentlichen gemäß 

dem Problemdruck: Vergleichsweise gut laufende Regi-

onen erhalten weniger Mittel, etwa aus dem Eingliede-

rungstitel. Dabei handelt es sich um den Teil des Budgets, 

der für die wichtigsten arbeitsmarktpolitischen Maßnah-

men reserviert ist. Der Eingliederungstitel umfasst zur Zeit 

über drei Milliarden Euro für den SGB-III-Bereich, der vor 

allem für Arbeitslose maßgeblich ist, die weniger als ein 

Jahr arbeitslos sind.

Gemäß dem Steuerungsmodell der Bundesagentur für 

Arbeit wird der konkrete Maßnahmemix der Arbeitsmarkt-

politik in dezentraler Verantwortung belassen. Ob also 

Umschulungen, Eingliederungszuschüsse oder Trainings-

maßnahmen eingesetzt werden, liegt in der Entscheidung 

des Managements vor Ort. Auf diese Weise ergeben sich 

besonders günstige Möglichkeiten, die Arbeitsmarktpolitik 

vor Ort mit anderen Politikbereichen zu koordinieren.

Im SGB-II-Bereich, der vor allem für Langzeitarbeits-

lose relevant ist, werden Mittel weitgehend nach den glei-

chen Maßstäben wie im SGB-III-Bereich verteilt. Dafür ist 

die Zahl der erwerbslosen Hilfebedürftigen entscheidend. 

Auch in diesem Fall ist also der Problemdruck maßgeblich, 

wenn von den „erfolgreichen“ Regionen auf die „bedürf-

tigen“ umverteilt wird. Wie die Maßnahmen ausgestaltet 
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und verwendet werden, liegt wiederum in dezentraler Ver-

antwortung, bei den Trägern der Grundsicherung. 

Ein wichtiger, gesondert anzusprechender Maßnah-

mebereich betrifft das Kurzarbeitergeld. Hierdurch wird 

insbesondere im vorliegenden Fall eines Konjunkturein-

bruchs eine Möglichkeit geschaffen, Beschäftigung zu 

stabilisieren, ohne dass dabei Arbeitslosigkeit entsteht. Im 

folgenden Aufschwung können die Arbeitskräfte (wieder) 

voll beschäftigt werden. Die spezielle Organisation dieser 

Leistung ermöglicht ihren Einsatz in regionalen Brenn-
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Gegenstand der Zusammenarbeit (Bildung, Infrastruktur, 

Clusterpolitik) sowie im Hinblick auf die Beteiligung über-

geordneter politischer Instanzen.

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die Bun-

desagentur für Arbeit keinen umfassenden Auftrag für die 

Förderung der regionalen Wirtschaft hat. Ihre Maßnah-

men sind auf den Arbeitsmarkt konzentriert und vielfach 

zusätzlich sozialpolitischer Natur, etwa im Bildungssektor. 

Sie dienen dann der Prävention und sozialen (Grund-)Si-

cherung eines breiten Personenkreises von aktuell oder 

potenziell abhängig Beschäftigten. Unter regionalpoliti-

schem Gesichtspunkt haben diese Maßnahmen eher fl an-

kierenden Charakter. Gleichwohl gewährleistet ihre oben 

beschriebene starke regionale Umverteilungswirkung eine 

Orientierung am Ausgleichsziel der Regionalpolitik. In die-

ser Situation ist die Abstimmung der Politikziele und -fel-

der durch die Akteure der Arbeitsmarkt- und Regionalpoli-

tik besonders wichtig. Durch die dezentrale Steuerung der 

Arbeitsmarktpolitik entsteht hier eine hohe Verantwortung 

für die lokalen Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit. 

Gleichwohl ist ihr Handlungsspielraum durch einen weit-

gehend autonom ablaufenden Marktprozess begrenzt.

Die Autoren danken Veronika Loibl, Van Phan thi Hong, 

Marion König und Barbara Schwengler für ihre Unterstüt-

zung. 

punkten mit dem Ziel, die Folgen einer wirtschaftlichen 

Krise regional auszugleichen. 

Kriterien für die Regionalpolitik 

Lassen sich nach der Bestandsaufnahme der institutionel-

len Ausgestaltung von Regional- und Arbeitsmarktpolitik 

auch inhaltliche Kriterien für die Ausrichtung der Maßnah-

men angeben? Tatsächlich sollte es Gegenstand einer zu-

kunftsgerichteten Regionalpolitik sein, innovative Betriebe 

zu fördern. Sofern diese in der Lage sind, eine elastische 

Güternachfrage zu nutzen, führt technischer Fortschritt 

zu Beschäftigungsgewinnen, während die Förderung von 

Altindustrien mit inelastischer Güternachfrage Beschäfti-

gungsverluste und den Abstieg von Regionen dauerhaft 

nicht verhindern kann. Bei der Unterstützung des struk-

turellen Wandels in diesem Sinne ist gleichzeitig darauf 

zu achten, dass keine Monostrukturen entstehen. Diese 

können bei künftigen Krisen gefährlich werden, wenn do-

minante Branchen besonders stark betroffen sind.

Weiterer Gegenstand einer solchen Regionalpolitik ist 

die Vermeidung der Entvölkerung von Regionen, was vor 

allem in Ostdeutschland ein akutes Risiko darstellt. Eine 

derartige Entvölkerung reduziert das Marktpotenzial der 

Regionen und verringert dadurch die Aussichten, indus-

trielle Kerne mit entsprechender Beschäftigung heraus-

zubilden. Generell ist anzustreben, dass ländliche Räume 

an Metropolregionen angebunden werden, so dass die 

Vorteile beider Gebietstypen in ihrer Komplementarität ge-

nutzt werden können. 

Fazit

Die in der Regionalpolitik aktiven Akteure sind sehr vielfäl-

tig. Zur Zusammenarbeit und Vernetzung vor Ort liegt eine 

Reihe von Fallstudien vor, etwa zu Bildung und Ausbildung. 

Die unterschiedlichen lokalen Aktivitäten werden jedoch 

weder systematisch evaluiert noch gibt es eine Datenbasis, 

die wissenschaftlich fundierte Aussagen zu einer in Kri-

senzeiten „idealen“ Zusammenarbeit von Wirtschafts- und 

Arbeitsmarktpolitik vor Ort erlaubt. Darüber hinaus variie-

ren die regionalen Akteurskonstellationen häufi g mit dem 
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Weitere Informationen im Internet unter: 

www.iab.de/de/veranstaltungen.aspx

Lange Nacht der Wissenschaften

„Forschung zum Anfassen“ heißt es zum vierten Mal bei 

der „Langen Nacht der Wissenschaften“ im Städtedreieck 

Nürnberg-Fürth-Erlangen. Am 24. Oktober 2009 sind Alt 

und Jung eingeladen, die verschiedensten Hochschulein-

richtungen und Forschungsinstitute zu besuchen, um Wis-

senschaft hautnah zu erleben. Auch das IAB wird vertreten 

sein. Bei zwei Arbeitsmarktgesprächen im Kollegienhaus 

der Universität in Erlangen können die Besucher mit dem 

IAB der Wirtschafts- und Finanzkrise und deren Auswir-

kungen auf den Arbeitsmarkt auf den Grund gehen. Um 

18.30 Uhr stellen IAB-Forscher eine Diagnose aus Sicht 

der Wissenschaft und diskutieren mit den Teilnehmern die 

Folgen. Um 20 Uhr folgt die Therapie: Was kann die Politik 

zur Bewältigung der Krise und ihrer Folgen tun? Außerdem 

lädt das IAB zu einer Chill-Out-Session ein. Sie beginnt um 

22.45 Uhr im Hörsaal C der Philosophischen Fakultät der 

Uni Erlangen.

20 Jahre Arbeitsmarkt Ostdeutschland – Erfahrun-

gen und Perspektiven

Der ostdeutsche Arbeitsmarkt steht im Mittelpunkt des dies-

jährigen gemeinsamen Workshops des Instituts für Wirt-

schaftsforschung Halle (IWH) und des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB) am 29. und 30. Oktober 

2009 in Halle (Saale). 20 Jahre nach dem Fall der Mauer 

unterscheiden sich die Arbeitsmärkte in Ost und West noch 

immer deutlich. Dies betrifft sowohl das Beschäftigungsni-

veau und die Höhe der Entlohnung als auch das Niveau und 

die Struktur der Arbeitslosigkeit. Es ist zu fragen, wann sich 

beide Regionen soweit angeglichen haben werden, dass von 

einer Region bzw. einem Markt gesprochen werden kann. 

Demografi scher Wandel und Migration: Risiken 

und Chancen für Europa?

Demografi scher Wandel und Migrationsbewegungen sind 

zentrale Herausforderungen Europas. Die Alterung der Ge-

sellschaft setzt die Sozialsysteme unter Druck, verändert 

aber auch Struktur, Qualifi kation und Anforderungsprofi l 

der Erwerbsbevölkerung. Gleichzeitig fallen infolge neu-

er EU-Mitgliedschaften schrittweise die Barrieren für Mi-

grationsbewegungen innerhalb der erweiterten Union. 

In einigen Fällen verstärken politische Instabilitäten den 

Migrationsdruck aus den Regionen im Osten der erweiter-

ten EU. Bei einer Tagung in der Akademie der Politischen 

Bildung in Tutzing am 16. und 17. Oktober 2009 werden 

unter anderem die IAB-Referenten Dr. Ulrich Walwei und 

Prof. Dr. Herbert Brücker die wachsenden Herausforderun-

gen analysieren, die sich aus dem demografi schen Wandel 

und neuen Ost-West-Wanderungsbewegungen für Europa 

ergeben. Zudem wird die Frage gestellt, wie die einzelnen 

europäischen Staaten sowie die EU insgesamt diesen Pro-

blemen begegnen können. 

Veranstaltungen 2009 – Ausblick
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VORSCHAU

20 Jahre Wiedervereinigung –
das IAB zieht Bilanz

Vorschau auf das nächste IAB-Forum

•  Entwicklung des Arbeitsmarktes in Ost und West 
• Projektion von Beschäftigung und Bevölkerung bis 2025 
• Regionale Gefälle auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
• Aus- und Weiterbildung in Ost und West 
• Tarifbindung und betriebliche Interessenvertretung in Ostdeutschland

Auch 20 Jahre nach dem Mauerfall ist Deutschland ökonomisch geteilt. Die Einkommen in Ost und West 

klaffen noch immer auseinander. Die Arbeitslosigkeit im Osten ist nach wie vor ungleich höher. 

Im IAB-Forum 2/2009 ziehen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung Bilanz. „Die Blüte braucht noch Zeit“, so das Fazit von Ulrich Walwei, Vizedirektor des 

IAB. Die Beiträge in dieser Ausgabe widmen sich unter anderem den folgenden Themen:

•  Milliardengrab oder wirksame Integrationshilfe? 
Das Evaluationsdesign kann entscheidend sein

Lesen Sie außerdem im nächsten IAB-Forum:

AB 
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